
...nur einen Tag, nur einen, frei zu sein!
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»Das Eindringen der Bergleute in den Bannmeilenbezirk
des Bonner Regierungsviertels kennzeichnet einen neuen
Abschnitt in der Geschichte der Bundesrepublik Deutsch-
land.« Dies schreibt ein bürgerlicher Beobachter. »Zwar
war der Bundestag auch früher schon blockiert ... Der
Gesetzesbruch der Kumpel von der Ruhr aber ist von neuer
Qualität. Erstmals in Bonn nahmen Demonstranten direkt
Einfluß auf die Politik. Auf vielfältige Weise dokumentier-
ten sie die eingeschränkten Handlungsmöglichkeiten der
Bundesregierung und Parteien.« (SZ vom 12.3.1997)

Auch wenn man sich streiten kann, ob die Demonstrationen,
die Bonn zum Beispiel gegen die Nachrüstung gesehen hat,
nicht auch »direkt Einfluß auf die Politik« genommen haben,
so trifft die zitierte Anmerkung doch den einen wesentlichen
Aspekt der Demonstration der Bergleute in Bonn. Die Kum-
pel haben die Grenzen bisherigen gewerkschaftlichen Han-
delns überschritten, indem sie die Bonner Regierung unmit-
telbar unter Druck gesetzt und damit das Tabu des politi-
schen Streiks zumindest ansatzweise in Frage gestellt haben.

Dieser wichtige Fortschritt im Denken und Handeln, und
das ist der zweite wesentliche Punkt, markiert erst einmal
vor allem den Wunsch, die traditionellen sozialpartner-
schaftlichen Formen des Sozialabbaus gegen Versuche eines
radikaleren Vorgehens seitens der Regierung und der Unter-
nehmer zu verteidigen. Wie auch schon bei der Ausein-
andersetzung um die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, um
die drohende Übernahme von Thyssen durch Krupp-Hoesch,
ja selbst beim Streik der Zivilbediensteten der US-Stationie-
rungsstreitkräfte war die große Masse der Beschäftigten
damit zufrieden, den von ihnen im großen und ganzen als
notwendig akzeptierten Abbau »sozialverträglich zu gestal-
ten«. Gekämpft wurde in allen drei Fällen weniger gegen die
Kürzungen als solche, sondern eher gegen Versuche, sie ohne
die üblichen sozialpartnerschaftlichen Kompromisse durch-
zuziehen. Die Bereitschaft, durch eigene Rationalisierungs-
konzepte zur Konkurrenzfähigkeit beizutragen, war bei den

Kumpels ebenso vorhanden wie bei den Arbeitern und Ange-
stellten von Krupp-Hoesch und Thyssen. Was sie in Wut ver-
setzt hat, war die Kündigung bisheriger (vielfach informeller)
sozialpartnerschaftlicher Absprachen, wie sie die Regierung
im Falle der Kohlesubventionen und Krupp-Hoesch-Chef
Cromme durch seinen Versuch einer »feindlichen Über-
nahme« praktiziert haben. Die Beschäftigten kämpfen also
für die Beibehaltung sozialpartnerschaftlicher Formen des
Sozialabbaus und nicht gegen den Abbau als solchen. Das
markiert die Grenze ihres Denkens und Handelns. Anderer-
seits sind sie im Unterschied zu früher aber gezwungen,
dafür zu kämpfen. Das macht das Neue der Situation aus und
schafft Anknüpfungspunkte für uns.

Regierung und Volksparteien unter Handlungszwang

Die Gesetze der Kapitalakkumulation verlangen, daß die
Ware Arbeitskraft billiger wird. Gemäß diesen Anforderun-
gen müssen die Defizite der öffentlichen Haushalte und So-
zialkassen durch Abwälzung der Lasten auf die breiten
(Arbeiter-)Massen bzw. Leistungskürzungen saniert und die
Unternehmen zugleich steuerlich entlastet werden.

Auf drei Ebenen versucht die Bundesregierung zur Zeit
den Unternehmerforderungen gerecht zu werden:
◆ Die Unternehmer verlangen von der Regierung eine mas-
sive Reduzierung ihrer Steuerlasten. Allein 30 Mrd. DM sol-
len nach vorsichtigen Schätzungen auf die breiten Massen
umverteilt werden. Besonders die Besteuerung der Nacht-
und Feiertagszuschläge, die kräftige Beschneidung der Kilo-
meterpauschale und die Erhöhung der Mehrwertsteuer wer-
den im Falle ihrer Realisierung zu erheblichen Einkommens-
kürzungen führen.
◆ Die dritte Stufe der »Gesundheitsreform« macht den Ver-
such, die gesetzliche Krankenversicherung weiter zu demon-
tieren und das Krankheitsrisiko zu privatisieren. Während
Ausgabenbegrenzungen für Ärzte und Pharmaindustrie
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■ D E R M A R S C H D E R B E R G L E U T E A U F B O N N :

Sie wagten es erst einen Tag...

»Frisch auf, mein Volk, mit Trommelschlag
Im Zorneswetterschein!

O wag es doch, nur einen Tag,
Nur einen, frei zu sein!«

So fängt ein Gedicht von Georg Herwegh (1817 bis 1875) an, das als
Lied in die Geschichte der Arbeiterbewegung eingegangen ist – 1845
entstanden als Aufruf in Vorahnung der Revolution von 1848.
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zurückgenommen wurden, werden die Patienten, die schon
heute mit fast zwanzig Mrd. DM zusätzlich zu den Beiträgen
belastet sind, weiter geschröpft. Denn: Wenn Kassen künftig
ihre Beiträge erhöhen, dann sollen ihre Mitglieder noch mehr
für Medikamente bezahlen oder die Kasse wechseln. Nur die
jungen und gesunden Mitglieder können das Kassen-Hop-
ping mitmachen. Was wird aus den chronisch Kranken? Als
Alternative zu diesen Daumenschrauben hatte Minister See-
hofer den Kassen die Einfrierung der Arbeitgeberbeiträge zur
gesetzlichen Krankenversicherung empfohlen. Obwohl die-
ser Vorschlag erst einmal am massiven Widerstand, nicht
zuletzt auch aus den Reihen der Regierungskoalition, ge-
scheitert ist, war es ein erster Versuch, wie der gesundheits-
politische Sprecher der FDP, Möllemann, richtig feststellte,
»hundert Jahre Sozialversicherungsstruktur« zu überwin-
den.
◆ Nachhaltig verändert wird das politische Kampffeld aber
vor allem durch die »Rentenreform«. Denn hier werden auch
große Teile der Basis der Volkspartei CDU/CSU angegriffen.
Ihre breite Verankerung in der Bevölkerung, ihren Charakter
als Volkspartei hat diese Partei nicht zuletzt mit vielen Wohl-
taten gegenüber Rentnern und Pensionären erworben – seit
Adenauers Zeiten. Und die Rentner ( jeder vierte Wähler ist
über 60 Jahre alt) haben sich im allgemeinen mit dem Kreuz
bei der CDU/CSU bedankt.

Jetzt hat die Regierung eine Vorlage beschlossen, die
Eckrente (d.h.: 45 Versicherungsjahre mit Durchschnittsver-
dienst) von 70 auf 64 Prozent zu kürzen. Schon mit der jüng-
sten Frührentenreform erreichen Durchschnittsverdiener,

die mit 60 in Rente gehen, künftig nur noch 57 Prozent des
Nettogehalts. Statt mit 2100 müßten sich die Pensionäre dann
mit gut 1700 Mark zufriedengeben. Wird nun auch noch das
allgemeine Rentenniveau gesenkt, sinken die monatlichen
Überweisungen auf rund 1470 DM, nicht einmal 300 DM
über dem heutigen Sozialhilfesatz. Dies unter der Annahme
45jähriger regulärer Beschäftigung.

Doch ein Drittel der Beschäftigten arbeitet heute in Teil-
zeit, ist nur befristet angestellt oder schafft in 610-DM-Jobs.
Und dieser Trend hält an. Wer aber 45 Jahre mit Jobs an der
Sozialversicherungsgrenze Beiträge eingezahlt hat, erwirbt
einen Rentenanspruch von 512 DM. Und selbst diese Alters-
sicherung bleibt immer mehr Beschäftigten verwehrt. Minde-
stens drei Mio. arbeiten bereits heute in versicherungsfreien
610-DM-Jobs, wenigstens 600.000 schaffen als sogenannte
Scheinselbständige in Supermärkten, Speditionen oder in
den sogenannten Zukunftsbranchen.

Nicht die Entwicklung der Alterspyramide ist das Pro-
blem, sondern die zunehmende Auflösung der Normal-
Arbeitsverhältnisse und die hohe Erwerbslosigkeit. Eine
abnehmende Zahl von Norm-Beschäftigten soll Renten-
ansprüche aus den Boomjahren tragen. Alle Vorschläge der
Politiker, die ins Rutschen gekommende Rentenfinanzierung
auf der abschüssigen Bahn zu stoppen, werden binnen
kurzem wieder Makulatur sein.
Damit aber wird sich der politische Zerfallsprozeß der zwei-
ten großen Volkspartei CDU/CSU beschleunigen. Diese Ent-
wicklung und ihre Dynamik verweisen darauf, wie Bundes-
und Landesregierungen mit den Angriffen auf die soziale
Existenz der breiten Bevölkerung ihre politische Basis in der
Bevölkerung verlieren. Die Auseinandersetzung unter den
Funktionären der Volkspartei CDU/CSU spiegelt die Nervo-
sität wider. Da fordern die »jungen Wilden«, alles gestandene
Landesfürsten der CDU, den Rücktritt von Finanzminister
Waigel, Bundesarbeitsminister Blüm droht mit Rücktritt,
wenn die Regierung die Vorstellungen der FDP oder Bieden-
kopfs zur Maxime der Rentensanierung nimmt, und der Sozi-
alflügel der CDU läuft Sturm gegen die Vorschläge der Ein-
frierung der Arbeitgeberbeiträge zur gesetz-lichen Kranken-
versicherung als Abschied vom Solidar-system der Sozial-
versicherung.

Während der Beginn der Erosion der Volkspartei SPD
schon lange zurückliegt und ihr ein neuer Spagat zwischen
ihren Stamm(Arbeiter-)wählern und bürgerlich-kleinbürger-
lichen Schichten einfach nicht recht gelingen will, wird jetzt
die andere Volkspartei von ähnlicher Schwindsucht und Zer-
setzung befallen. Der Angriff auf die soziale Existenz der
Bevölkerungsmehrheit ist eben auf Dauer nicht mehrheits-
und konsensfähig und weckt auf Dauer Widerstand.

Wie die Stimmen der Ablehnung in der Bevölkerung ver-
teilt sind, konnte man in der »FAZ« vom 12.3.1997 erfahren:
»... kritisch ist der öffentliche Widerhall. Ob Steuer- oder
Rentenreform, ob Gesundheitsreform oder andere sozialpoli-
tische Korrekturen – das Verständnis für die Ziele ist gering,
das Urteil negativ, die Hoffnung auf befriedigende Lösungen
gering und das Gefühl weit verbreitet, daß die eigenen Inter-
essen und Vorstellungen von Gerechtigkeit mißachtet wer-
den. ... Angesichts der geringen Unterstützung für die einzel-
nen Reformvorschläge stellt sich die Frage der Legitimität
von Reformen, die bei der Mehrheit keine Unterstützung fin-
den. Darf eine demokratische Regierung Reformen durchset-
zen, die von der Mehrheit abgelehnt werden?«

B E R L I N : B A U A R B E I T E R A N D E R I N F O - B O X
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Nach monatelangen Auseinandersetzungen, die in den
ersten Märzwochen ihren Höhepunkt fanden, ist es den
Bergleuten mittels heftiger Proteste gelungen, die Gefahr
»betriebsbedingter Kündigungen« vorerst abzuwenden.
Diese führt nicht zuletzt deshalb zu Unruhen, weil es im
Ruhr- und Saarbergbau seit der Nachkriegszeit, auch in der
Bergbaukrise 1967, zwar erheblichen Personalabbau, aber
keine Massenentlassungen gegeben hat – aufgrund der Kon-
junktur und der Möglichkeit, nicht mehr benötigte Arbeits-
kräfte woanders unterzubringen. Der Preis, den die Berg-
leute für die Rücknahme der geplanten Kündigungen zahlen
müssen, sind Lohnkürzungen bei gleichzeitiger Leistungs-
verdichtung. Zudem ist bereits abzusehen, daß auch dieser
»Kompromiß« nicht bis zum Jahr 2005 Bestand haben kann.

Die Führung der IG Bergbau bot im März 1996 sieben
Zechen zur Schließung an

Um die Reaktion der Bergleute, ihr Aufbegehren (wirklich)
verstehen zu können, müssen wir uns vor Augen halten, wie
provokativ das Verhalten der Bundesregierung war. Denn

bevor es überhaupt zu Verhandlungen gekommen war, hatte
die IG Bergbau bereits vorweg längst die Hälfte der Arbeits-
plätze im Bergbau zum Abschuß freigegeben. Statt daß die
Bundesregierung diesen vorauseilenden Gehorsam honorier-
te, wie es die Gewerkschaftsführung erwartet hatte, legte sie
am 6. März einen Plan für den Subventionsabbau vor, wel-
cher als Sprengsatz wirkte, weil die Regierung darüber hin-
aus noch weitere tiefgreifendere Einschnitte forderte. 

Im März 1996 war IGBE-Chef Hans Berger – gerade in
einer Zeit, in der über das »Bündnis für Arbeit« heftig disku-
tiert wurde – mit einem eigenen Konzept zur »Rettung« des
Steinkohlenbergbaus an die Öffentlichkeit getreten. Darin
bot er sieben Zechen bis zum Jahr 2005 zur Schließung an.
Nur noch 45.000 Bergbauarbeitsplätze sollten übrigbleiben.
Daß (natürlich) damit zusätzlich viele zehntausend Arbeits-
plätze in der Mantelindustrie über die Wupper gehen wür-
den, war eigentlich auch klar. So etwas war jedoch damals
für Berger kein Problem, auf das er allzuviele Gedanken ver-
schwendete. Für viele Kumpel kam der Vorschlag aus heite-
rem Himmel, ohne äußeren Druck und ohne ersichtliche Not-

Der rein gewerkschaftliche Kampf 
weist keine Perspektiven

Wir verfolgen die Veränderungen auf der politischen Ebene
deshalb, weil wir wissen, daß nur der politische Kampf aus
der Sackgasse des nur-gewerkschaftlichen Kampfes heraus-
führen kann. Politischer Kampf bedeutet, über außerparla-
mentarische Massenaktionen, Streiks, Demonstrationen usw.
Druck auf die Regierung und die politischen Institutionen
auszuüben und schließlich den Kampf gegen das kapitalisti-
sche System selbst zu richten.

Wer will bestreiten, daß die wirtschaftlichen Kämpfe der
Gewerkschaften unter dem Einfluß von fünf bis sieben Mio.
Arbeitssuchenden und der wachsenden Kapitalmacht immer
geringere Erfolgsaussichten haben? Der nur-gewerkschaft-
liche Kampf hat sich im Grundsatz den Gesetzen der Kapital-
akkumulation, der Konkurrenz auf dem Weltmarkt unter-
zuordnen. Die Gewerkschaften geraten dementsprechend
immer mehr in die Defensive. Bestimmend für diese Ent-
wicklung ist dabei in erster Linie nicht das Versagen der
mehrheitlich sozialdemokratisch besetzten Gewerkschafts-
führungen, sondern die veränderten Bedingungen des Lohn-
kampfes.

Als Beispiele dafür mögen stehen die Niederlage der IG
Medien beim Erhalt des arbeitsfreien Sonnabends in der
Druckindustrie und die Erosion des Flächentarifs allgemein.
Selbst im Musterländle, in Baden-Württemberg, sind nur
noch 36 Prozent der Metallunternehmer an den Flächentarif-
vertrag gebunden, nur gut 60 Prozent der Beschäftigten ste-
hen unter dem Schutz des Tarifvertrages. Die Belegschaften
von Daimler Benz mußten erst kürzlich einschneidende
Lohnkürzungen und den Abbau von betrieblichen Soziallei-
stungen hinnehmen. Es sind dieselben Belegschaften, die
erst Wochen zuvor mit ihrem politischen Widerstand gegen
die von der Regierung verordnete Lohnkürzung bei Krank-

heit den Beschäftigten in allen Branchen ein Beispiel gaben.
Die Kette der Beispiele läßt sich problemlos fortsetzen: Aus-
einandersetzungen im Baugewerbe um Mindestlohn und
Schlechtwettergeld, erzwungene Teilzeitarbeit im öffent-
lichen Dienst usw. Aktuell stehen Vorschläge von Riester
und Zwickel von der IG Metall und Mai von der ÖTV zur Dis-
kussion. Die IG Metall plant, die Härtefallregelung in Ost-
deutschland auf Westdeutschland auszudehnen. Sie hofft,
durch dieses Zugeständnis an die Unternehmer den Flächen-
tarifvertrag erhalten und notdürftig flicken zu können. ÖTV
und IG Metall machen den Vorschlag, Arbeitszeitverkürzun-
gen ohne Lohnausgleich zu vereinbaren, um den massiven
Personalabbau zumindest teilweise abfangen zu können.
Diese Zugeständnisse an die Unternehmer werden die wei-
tere Verschlechterung der Lohn- und Arbeitsbedingungen
nicht aufhalten können, im Gegenteil, sie werden die Unter-
nehmer ermuntern, künftig noch aggressiver aufzutreten.
Aber deutlich zeigen sie, in welche gefährliche Sackgasse der
nur-gewerkschaftliche Kampf geraten ist.

Im gewerkschaftlichen Kampf gegen die Angriffe der
Unternehmer werden die Beschäftigten nur wieder Kraft
gewinnen, sofern sie ihre wirtschaftlichen Kämpfe mit dem
außerparlamentarischen Protest gegen den staatlichen Sozi-
alabbau verbinden können, wo immer eine solche Verbin-
dung ohne Krampf möglich ist. Heute erleben wir, wie die
Unzufriedenheit über die staatlichen Angriffe unter der
betroffenen Bevölkerungsmehrheit um sich greift. Aller-
dings, der Wille zum Widerstand findet sich erst vereinzelt.
Mit allen Kollegen, die einen Weg aus der Sackgasse des nur-
gewerkschaftlichen Kampfes suchen, müssen wir heute die
Zusammenhänge diskutieren und uns darauf vorbereiten,
praktische Auswege zu finden, damit »der Einmarsch der
Bergleute in Bonn« (SZ vom 12.3.1997) nur ein Anfang gewe-
sen ist.                                                                                31.5.1997 ■
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Protest der Bergleute schiebt 
»betriebsbedingte Kündigungen« hinaus



wendigkeit. Der RUHRKOHLE-Vorstand hingegen (mit dem die-
ser Schritt selbstredend abgesprochen war) jubelte und
sprach von Weitsicht. Um so größer war nun die Bestürzung.
Nicht allein wegen der geringen Höhe der Subventionen
wirkte der Plan der Regierung so beklemmend. Es war vor
allem die Zeitplanung, die schockte. Die Vorlage war so ange-
legt, daß die Regierungsausgaben faktisch vor allem in den
allernächsten Jahren sehr viel schneller als erwartet zurück-
gehen sollten. Damit wurde die Vorstellung von IG Bergbau
und RUHRKOHLE-Vorstand, den Abbau »sozialverträglich«
über die Bühne bringen zu können, endgültig und offensicht-
lich zur Farce.

Anlaß (aber nicht der Grund) für die Zuspitzung des
Kohlekonfliktes ist das Verfassungsgerichtsurteil vom Okto-
ber 1994, wodurch der Kohlepfennig, mit dem die Stromver-
braucher einen Teil der Bergbausubventionen aufgebracht
hatten, abgeschafft wurde. Deshalb müssen inzwischen die
Subventionen für den Bergbau weitgehend direkt aus dem
Bundeshaushalt aufgebracht werden. Dem steht aber entge-
gen, daß die permanente Höherverschuldung des Bundes
(Folge auch des Anschlusses und der Ausplünderung der
ehemaligen DDR durch das Kapital – die Bundesregierung
muß für die Folgen aufkommen und deren Finanzierung bei
der Bevölkerung durchsetzen) bzw. der Zwang von Maa-
stricht die Grenzen für eine traditionelle Subventionspolitik
immer enger ziehen. Die sich auch in anderen Wirtschafts-
zweigen ausbreitende Krise und die zunehmende Staatsver-
schuldung veranlaßte die Regierung zur Kürzung von Sub-
ventionen, besonders für die Werften und im Bergbau. Seit
dem Spätherbst 1996 liefen deswegen die Gespräche. Eine
Entscheidung wurde jedoch wieder und wieder vertagt. 

Ende letzten Jahres mobilisierte die IGBE die Mitglieder
für erste Aufklärungsaktionen in der Bevölkerung. Flugblät-
ter wurden in Hamburg, Bremen und Berlin sowie auf ver-
schiedenen Flughäfen verteilt. In allen Ruhrgebietsstädten
wurden Infostände aufgebaut. Dazu kamen Mahnwachen,
Mahnfeuer auf den Halden, Mahngottesdienste, Kirchen-
»besetzungen«, Fackelumzüge, Lichterketten und erste klei-
nere Menschenketten von Stadt zu Stadt. Die Beteiligung
und die Unterstützung aus den Belegschaften war zu diesem

Zeitpunkt sehr zurückhaltend. Diese
Aktionen wurden in erster Linie von
den betrieblichen Funktionären mit
einem kleinen Kreis von Interessier-
ten sowie den Rentnern der IG-Berg-
bau-Ortsgruppen durchgeführt.

Menschenkette setzt ein Signal 
gegen den Arbeitsplatzabbau

Vorläufiger Höhepunkt war die
Menschenkette am 14. Februar von
der am weitesten im Westen gelege-
nen Ruhrgebietsstadt Neukirchen-
Vluyn bis in den Osten nach Lünen.
Eigentlich sollte die Kette alle
Zechen symbolisch miteinander
verbinden. Tatsächlich liegt jedoch
die östlichste Zeche – in Ahlen –

rund 40 km vom gewählten Endpunkt Lünen entfernt. Aber
wirklich bis dahin eine Kette zu organisieren, hätte sich
selbst der größte Optimist nicht zugetraut. Viele, die schon
1986 bei der Menschenkette aus Anlaß des Kampfes in
Rheinhausen dabei waren und sich der damaligen Schwie-
rigkeiten erinnerten, in einer doch weitaus »kampfbereite-
ren« Zeit eine Kette durchgehend von Duisburg nach Dort-
mund zu schließen, waren sehr skeptisch. 

Selbst die Bergleute waren offensichtlich nur sehr schwer
zu mobilisieren. Denn nicht nur sie hatten Schwierigkeiten
einzusehen, welchen Zweck ausgerechnet solch eine symbo-
lische Aktion haben sollte. Viele fragten sich auch: Sollen
wir etwa für eine Forderung demonstrieren, die faktisch
45.000 Arbeitsplätze vernichtet? Die IGBE-Führung hatte
ausgerechnet, sie bräuchte 100.000 Menschen, damit die
Kette geschlossen werden konnte. Also mußte sie dafür sor-
gen, daß genügend kamen. Deswegen wurde besonders bei
den Bergbaurentnern, aber auch bei den anderen Gewerk-
schaften die Trommel gerührt. Es kamen dann sogar über
200.000 Menschen. 

Die Überraschung war um so größer, weil nicht einmal
auf den Zechen die Arbeit völlig ruhte. Der RUHRKOHLE-Vor-
stand hatte nämlich die Parolen ausgegeben: »Jeder Mitarbei-
ter soll sich daran beteiligen«, aber auch: »Es darf nicht ein
Gramm Kohle weniger herauskommen«. Die Betriebsräte
regelten das zum Teil durch Ruhetagsverlegung, das heißt, es
wurde dafür am Samstag gearbeitet (natürlich ohne
Zuschläge). Das, was von der Gewerkschaftsführung als sozi-
alpartnerschaftliche Aktion geplant worden war, hatte auf
dem Hintergrund der aktuellen Entwicklung jedoch einen
ganz anderen Stellenwert bekommen. 

Wenige Tage zuvor erreichte die offizielle Arbeitslosen-
statistik ein seit dem Kriege nicht mehr verzeichnetes
Rekordhoch. Die Perspektive wirkte um so düsterer, weil
zeitgleich zahlreiche Firmen – wie Krupp-Hoesch, Thyssen,
die Post und viele Mittelbetriebe – weitere Arbeitsplatzver-
nichtung in größerem Maße ankündigten. Gleichzeitig drohte
dann auch noch die Regierung die Kürzung weiterer Sozial-
leistungen u.a. im Gesundheitsbereich sowie die Senkung
des Rentenniveaus an.
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Deshalb wurde die Menschenkette der Bergleute zu
einem Symbol des Aufbegehrens, zum Anziehungspunkt der
Menschen des Reviers gegen die Politik der Bundesregierung
und der Unternehmer. Sie wurde jetzt real zum »Band der
Solidarität«. Es beteiligten sich Arbeitsloseninitiativen,
Sportvereine und Schulklassen. Lehrer hatten den Politik-
Unterricht kurzerhand aus den Klassenzimmern auf die
Straße verlegt. Beschäftigte der Bergbauzuliefererfirmen wa-
ren ebenso anwesend wie zahlreiche Abordnungen aus den
verschiedenartigsten Betrieben und Gewerkschaften, die mit
ihren Fahnen weithin sichtbar waren. Zum Teil wurde dazu
sogar, wie bei Hoesch-Profil in Dortmund, die Arbeit nieder-
gelegt.

An diesem Tag hatten die Beteiligten ein Zei-
chen gesetzt. Doch danach ging jeder ziemlich
ratlos wieder an seinen Arbeitsplatz zurück. War
damit der Widerstand erledigt? Konnte man sich
mit diesem einmaligen Aufbegehren zufrieden
geben? Die Politiker in Bonn waren von der Men-
schenkette nicht sonderlich beeindruckt. Sie
hielten es für angemessen, ein angesetztes Kohle-
gespräch mal eben wieder zu vertagen.

Forderung nach »Auslaufbergbau« 
läßt den Unmut eskalieren

Während viele Politiker aus den Kreisen von
FDP und CDU/CSU, besonders aus Bayern und
Baden-Württemberg, nicht müde wurden, einen
»Auslaufbergbau« bis zum Jahr 2005 zu fordern,
beschloß der Aufsichtsrat der RUHRKOHLE AG am
4. März, bereits vorab 3600 Arbeitsplätze noch in
diesem Jahr abzubauen. Das insbesondere da-
durch, daß die gesamte Organisation und das
Stollensystem der vergleichsweise nicht weit
voneinander entfernten Zechen »Hugo« in Gel-
senkirchen und »Ewald« in Herten zusammengeschlossen
werden sollen. Allein das wird 2800 Arbeitsplätze kosten.
Des weiteren war bereits seit längerer Zeit beschlossene
Sache, die Zeche »Sophia Jacoba« in Hückelhoven (die letzte
im Aachener Revier) zum 31. März stillzulegen. Das alles ver-
lief ohne weithin wahrnehmbare Unruhe in den betroffenen
Belegschaften.

Am 6. März hatte dann IGBE-Chef Hans Berger sein offi-
zielles Gespräch mit Bundeskanzler Kohl. Dieser hatte nach
all der Aufregung im Vorfeld die Kohlefrage zur »Chefsache«
erklärt. Berger ging voller Optimismus in dieses Gespräch,
hatte er sich doch aufgrund seiner »Vorleistung« nun auch
Entgegenkommen der Bundesregierung ausgerechnet. Doch
die Regierung blieb hart: Zurückfahren der Subventionen des
Bundes von derzeit 8,9 Mrd. DM zunächst auf sieben Mrd.
DM im Jahr 2000 und dann auf 3,8 Mrd. DM bis zum Jahr
2005. Nur sieben Mrd. DM bis zur Jahrtausendwende für die
Verwendung von deutscher Steinkohle in der Verstromung,
das hatte auch das sogenannte Artikelgesetz bereits vorgese-
hen. Diese Summe sollte also nicht gravierend geändert wer-
den. Aber ab nun soll sie gleichzeitig mehreren Zwecken die-
nen: Außer der Verstromung soll aus dieser Kasse der Ver-
hüttungszuschuß für die Stahlwerke bezahlt werden, damit
denen nur Kosten in Höhe des Weltmarktpreises entstehen.
Bis zum Jahr 2000 resultieren nur aus diesem Posten rund
zwei Mrd. DM. Und schließlich müßten ab nun aus diesem
Topf auch all die Zahlungen bezahlt werden, welche aufge-

wandt werden müssen, um die sieben Zechen stillzulegen.
Die Basis ist also eine völlig andere. Deshalb tat sich für die
Zeit bis zur Jahrtausendwende plötzlich ein völlig unvorher-
gesehenes riesiges finanzielles Loch auf. Was Kanzleramts-
minister Friedrich Bohl als ein »großzügiges, faires Angebot«
bezeichnete, konnten die Bergleute nicht anders denn als rei-
nen Hohn empfinden. Ein völlig geknickter und enttäuschter
Berger trat abends vor die Kameras und erklärte, daß er nun
mit seinem Latein am Ende wäre. Dieses Angebot wäre ein
Schritt in Richtung »Museumsbergbau«.

Sofort am nächsten Morgen wurde auf allen Zechen nach
und nach die Förderung heruntergefahren und die Zechen
wurden »besetzt«. Es wurde nicht mehr »gekohlt«, sondern

an allen Zecheneingängen wurden Torwa-
chen aufgestellt. Die ersten Stunden waren
von einem Nebeneinander verschiedenarti-
ger Entwicklungen geprägt: Die Taktik der IG Bergbau war
nicht völlig eindeutig. In einem Gewerkschaftsflugblatt hieß
es: »Wenn wir in der nächsten Woche nicht zu einer für uns
erträglichen Lösung kommen, müssen sich die Menschen in
den Revieren im Stich gelassen fühlen. Dann wird ein Pro-
teststurm losbrechen, und die IGBE wird an der Spitze ste-
hen«. Zu dieser Vertröstung auf die nächste Woche paßte es,
daß auf einigen Zechen Gewerkschaftsfunktionäre dazu auf-
riefen, »ruhig zu bleiben«. Nach und nach kristallisierte sich
jedoch eine Linie der Gewerkschaftsführung heraus, die dar-
auf hinauslief, daß ab Freitagmittag erst einmal die Förde-
rung steht. Letztlich sollte es jedoch bei einer symbolischen
Aktion bleiben. Mancherorts wurde freilich den Betriebsrä-
ten, welche dazu aufforderten, ab der Mittagsschicht muß
hier alles stehen, von Kollegen geantwortet: »Auch das ist
doch nur eine symbolische Aktion. Wieso sollen wir denn
dafür raus«. Auf anderen Zechen bekamen solche Betriebs-
räte dagegen zur Antwort: »Warum erst heute Mittag, sofort
fahren wir raus«. Auf weiteren Zechen begann vor der Früh-
schicht die Diskussion: »Jetzt müssen wir aber endgültig
raus«. Ausgangspunkt der Unruhe war die Zeche »Hugo« in
Gelsenkirchen, wo schon seit Tagen – natürlich wegen ihrer
bedrohten Situation – von Streik die Rede war. Hier fuhr am
Freitagmorgen keiner mehr ein.

6 Arbeiterpolitik Nr.2/3, Juni 1997

B E R G L E U T E

A U F D E M

K A M E N E R K R E U Z



Auch auf der Zeche »Niederberg« in Neukirchen-Vluyn
begannen morgens schon vor der Frühschicht die Diskussio-
nen. Bereits diese fuhr dann auch nicht mehr ein und eine
kleine Gruppe organisierte sofort hernach die Blockade der
A 40. Später besetzte sie bis zum anderen Morgen die Kreu-
zung vor dem Rathaus in Neukirchen-Vluyn. Auf »Haus
Aden« in Bergkamen fuhr die Frühschicht noch ein, aber
zumeist wurde die Arbeit bereits nicht mehr aufgenommen;
gegen 11 Uhr fuhren alle wieder raus. In Duisburg auf der
Zeche »Walsum« wurden die Kollegen frühmorgens vom
Betriebsrat aufgefordert, erst einmal mit allen Aktionen ab-
zuwarten. Der größte Teil der Kollegen fuhr dennoch nicht
ein. Ähnlich verlief es auf der Zeche »Westerholt« in Gelsen-
kirchen-Herten: Der Betriebsrat erklärte: »Wer will, kann wei-
terarbeiten« und forderte damit indirekt zur Arbeitsauf-
nahme auf. Aber das wollte niemand. Auf »Prosper-Haniel«
in Bottrop gab es schon vor der 12-Uhr-Schicht Diskussio-
nen, ob man noch einfahren solle. Einige Betriebsräte forder-
ten dies ausdrücklich, weswegen die Mehrheit der Kollegen
dann auch einfuhr. Schon nach zwei Stunden kamen aber
auch hier alle eingefahrenen Kumpel wieder rauf. Auf »Frie-
drich-Heinrich« in Kamp-Lintfort war wegen einer umfas-
senden Reparatur morgens sowieso nicht gearbeitet worden.
Nachmittags gab es eine Vertrauensleutevollversammlung.
Auch hier fuhr anschließend keiner mehr ein.

Die Bergleute gehen auf die Straße

Die Aktionen bekamen solch eine Eigendynamik, daß weder
die IGBE noch die betrieblichen Funktionäre immer die Kon-
trolle ausüben konnten, für welche die IG Bergbau berühmt-
berüchtigt ist. Mit 95 Prozent hat sie den höchsten Organisa-
tionsgrad unter den DGB-Gewerkschaften. Normalerweise
funktioniert bei ihr alles auf Knopfdruck vom Vorstand. Die-
ses Mal nicht. Das »spontane« Element führte allerdings
auch dazu, daß viele Kumpel von Aktionen nichts wußten,
vielerorts ratlos an der Mahnwache herumstanden oder auch
lieber gleich zu Hause blieben. Manches Mal wurde von den
Funktionären in einer Art und Weise »spontanisiert«, daß
man den Eindruck hatte, die wollen, daß die Kumpel einfach
Dampf ablassen und dann ist Ruhe. 

Immerhin, viele Kollegen wurden aktiv und kreativ:
Gleich zu Beginn bildeten sich ohne Einfluß der IG Bergbau
Motorradgruppen heraus, die nicht nur im Ruhrrevier stän-
dig in kleineren Gruppen (600 bis 1000) den Kontakt unter
den Mahnwachen an den einzelnen Zechen herstellten, son-
dern auch in Bonn mit insgesamt rund 8000 Motorrädern
auftauchten. Ihnen stellte sich keiner in den Weg, niemand
wagte es, diese endlos scheinenden Motorrad-Ketten aufzu-
halten. Sie kamen, trotz vieler von den Bergleuten selbst ver-
ursachter Staus, überall durch. Straßenkreuzungen wurden
besetzt, ebenso Autobahnen und Autobahnkreuze: Das Ka-
mener Kreuz dichtzumachen, wird langsam zur Tradition bei
Auseinandersetzungen im östlichen Ruhrgebiet. 

Arbeitsämter wurden symbolisch »besetzt«. Die Rathäu-
ser in Lünen, Bergkamen, Werne und in Gladbeck wurden
»gestürmt«. Kurzzeitig wurden der Hauptbahnhof in Hamm
– einer der zentralen Bahnknotenpunkte in NRW – und der
Flughafen in Dortmund blockiert. Durch ein Stahlnetz wurde
für einige Zeit der Datteln-Hamm-Kanal symbolisch gesperrt.
Besetzt wurden die Schleuse des Rhein-Herne-Kanals in
Meiderich und in Duisburg der Terminal für den Kohleum-
schlag im Hafen. Politikern, die sich gegen den Bergbau aus-

gesprochen hatten, wurde ein Besuch abgestattet. Ebenso
den Parteizentralen von FDP und CDU im Ruhrgebiet. Dem
nordrhein-westfälischen CDU-Chef, Helmut Linssen, wurde
ein Lastwagen voller Kohle vor die Tür gekippt.

In der Bevölkerung stießen die Bergleute in der Regel auf
große Sympathien und Unterstützung. Davon zeugten zum
Beispiel die Essenspenden – von Brötchen bis Frikadellen
und Schnitzeln. Davon zeugten auch die Gespräche an den
Mahnwachen. Und davon zeugte vor allem die Gelassenheit,
mit welche der ganz überwiegende Teil der Bevölkerung
(selbstverständlich gab es wie immer auch ein paar Durchge-
knallte) die Verkehrsbehinderungen hinnahm: »Dann mußte
man halt einen Umweg fahren« oder einen der sowieso übli-
chen Ruhrgebietsstaus »etwas länger ertragen« – »das ging
schon in Ordnung«.

Endgültig ab Montag, dem 10. März, hatten sich dann
auch die Bergbaukumpel an der Saar mit wirkungsvollen
Aktionen eingeschaltet. Jetzt wuchs auch der Druck: »Wir
müssen nach Bonn« – was die Führung der IG Bergbau gar
nicht gern sah. Sie kam aber nicht umhin, etwas zu organi-
sieren, wollte sie ihre ordnungsstiftende Funktion überhaupt
noch bewahren. Zeitweise hielten sich 20.000 Bergleute in
Bonn auf. Kumpel hatten sich vor der FDP-Parteizentrale
angekettet und somit jeglichen Zutritt verhindert. Kurzfristig
wurde sogar die Bannmeile durchbrochen – was zur ersten
und einzigen Reiberei mit der Polizei führte, die sich anson-
sten weitgehend zurückhielt. 

Viele Bergleute erkannten die Notwendigkeit, die Bun-
desregierung vor Ort unter Druck setzen zu müssen. Das
führte zunächst dazu, daß die Bundesregierung den für
Dienstag, 11. März, um 13.30 Uhr angesetzten Gesprächster-
min zwischen Bergbauunternehmen, der IGBE und Kohl kur-
zerhand drei Stunden zuvor absagte und auf Donnerstag ver-
schob. Kanzleramtsminister Bohl: »Wir lassen uns nicht
durch den Druck der Straße erpressen!«

In dieser Situation hatte es IGBE-Chef Berger mit seinem
Stab von Gewerkschaftssekretären auf einer Kundgebung
gegen 16 Uhr schwer, die Kumpel zum Abzug zu bewegen.
Seine Aufforderung, doch nun bitte Bonn zu verlassen, um
die letzte Verhandlungschance zu nutzen, wurde immer wie-
der von Rufen »Wir bleiben hier!« unterbrochen. Als dann
jedoch die Abfahrtzeiten der Busse bekanntgegeben wurden,
akzeptierten viele den Rückzug. 

Angesichts des zweiseitigen Drucks von Bundesregie-
rung und Gewerkschaftsführung verdichteten sich die Äng-
ste gegenüber einer für die Bergleute völlig neuartigen Situa-
tion: Gewohnt, daß die Gewerkschaft alles bis ins kleinste
perfekt organisiert und bezahlt, waren sie nun verunsichert,
als es hieß: Die Busse fahren pünktlich ab. Symptomatisch
war es, welche Bedeutung plötzlich die Fahrgeldfrage be-
kam. Die Busse waren immerhin doch bezahlt! Sind wir
denn überhaupt in der Lage, etwas anderes zu organisieren,
fragten sich viele. Hinzu kam: Die Schachtgewerkschaftsvor-
stände waren dazu verdonnert worden, jeden wieder mit aus
Bonn herauszunehmen. Sie übten nun massiven morali-
schen Druck aus. Sie konnten dies, weil die Stimmung unter
den Kollegen von Zweifeln geprägt war: Eigentlich müßte
man ja dableiben. Aber wenn die Gewerkschaft schon sagt:
»Zurück« – vielleicht sind die, die am Ende bleiben, ja wirk-
lich nur ein kleines Häufchen Chaoten. 

Eben weil es kaum Erfahrung gibt, eigenständig etwas auf
die Beine zu stellen, bekam die Angst, isoliert zu werden,
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eine riesige Bedeutung. Vielleicht wäre die Entscheidung
anders ausgefallen oder richtiger: es wäre den Funktionären
vielleicht nicht so leicht gefallen, alle wieder in die Busse zu
bekommen, wenn da bereits klar gewesen wäre, die Saar-
kumpel halten sich doch an die ursprüngliche Planung vom
Montag und kommen nach Bonn. Alle Erfahrung sprach aber
nun mal dafür, wenn zugleich der Bundeskanzler und der
Gewerkschaftsvorsitzende ein Machtwort sprechen, dann
werden es die Saarkumpel doch nicht ausgerechnet jetzt
noch wagen, nach Bonn zu kommen. All die, die ins Ruhrge-
biet zurückfuhren, nahmen anderntags an Aktionen, Demon-
strationen und Kundgebungen im Revier teil, zum Beispiel in
Recklinghausen und Lünen/Werne mit je 10.000 Beteiligten.

Tatsächlich entschlossen sich just zur gleichen Zeit, als
der größte Teil der Ruhrgebietler im Begriff war, sich nach
Hause aufzumachen, rund 10.000 Saarkumpel, an der abge-
sprochenen Planung festzuhalten und sich auf den Weg nach
Bonn zu machen. Typischerweise konnte das die IGBE-
Führung ebensowenig verhindern wie vorher im Ruhrgebiet.
Ein Teil von ihnen hatte sich bereits auf dem Weg befunden.
Andere konnten in dem organisatorischen Tohuwabohu
nicht mehr umdirigiert werden. 

Wieder andere waren es schlicht leid: »Die von der Ruhr
sind schon in Bonn und wir warten und warten«. In ihrer
Mehrzahl trafen die Saar-Bergleute am frühen Mittwochmor-
gen in Bonn ein; viele Saarkumpel waren allerdings dort
bereits am Dienstagabend eingelaufen. Angesichts der sich
abzeichnenden Situation ließ sich die IGBE-Führung bereits
am Dienstagnachmittag auf einen charakteristischen Kom-
promiß ein: Am Müngersdorfer Stadion in Köln wurde ein
Zeltlager aufgezogen, in dem sich die nicht-rückkehrbereiten
Kollegen sammelten. Um Ruhe ’reinzukriegen, versprach die
IGBE-Führung, wenn am Donnerstag nichts Vernünftiges aus
dem Gespräch herauskäme, könnten sie ja wieder schnell in
Bonn zur Stelle sein. Weil jedoch offensichtlich die Betriebs-
räte und Funktionäre aus dem Bergbau nicht mehr das auf
die Beine brachten, was die Gewerkschaftsführung von
ihnen erwartete, wurden zusätzlich Chemie-Betriebsräte von
Bayer und BASF mobilisiert. Deren Aufgabe war es, die nach
Köln abgedrängten Kumpel zu bearbeiten, damit die nicht
doch noch etwa ausrasteten.

Der Kompromiß, der keiner ist

Seit dem 6. März hatten ununterbrochen Vertreter aus Mini-
sterien des Bundes, der Länder NRW und Saar, der RUHR-
KOHLE AG und der SAARBERGWERKE getagt, um der Öffentlich-
keit und den Bergbaukumpeln zumindest einen rechneri-
schen Kompromiß anzubieten. Gleich zu Anfang, als die
Bundesregierung ihre Planung veröffentlichte, hatte die
RUHRKOHLE signalisiert, daß sie im Notfall auch mit einer Auf-
stockung (über die Planvorgaben der Regierung hinaus) von
nur 680 Mio. DM in den nächsten Jahren leben könnte. Das
heißt, ziemlich gleich zu Beginn (man kann sogar vermuten:
bereits vorher) war klar, rein rechnerisch waren die Unter-
schiede zwischen den beiden Positionen nicht allzu groß.
Trotzdem stellte sich die Regierung erst einmal stur. 

Und das sollte sich für sie auszahlen. Als Ergebnis der
Kohlerunde soll die Förderung von derzeit 47 Mio. Tonnen
auf 28,5 Mio. Tonnen im Jahre 2005 reduziert werden. Jedes
Jahr soll eine Zeche von den insgesamt noch 14 bei der RUHR-
KOHLE vorhandenen stillgelegt werden. Bis zum Jahr 2000
soll die Mann- und Schicht-Leistung auf 6700 kg bei einem

Tonnenpreis von 245 DM gesteigert werden, bis zum Jahr
2005 auf 8400 kg und 220 DM. Dieses führt zu einer enormen
Leistungsverdichtung. Die Höhe der Subventionen, die der
Bund schlußendlich im Jahr 2005 zahlen muß, entspricht
dem, was die Regierung vorher anstrebte. Sie erhöht ihr
Angebot allerdings für die ersten Jahre um 300 Mio. DM pro
Jahr. Die Betonung muß natürlich auf »nur« 300 Mio liegen.
Formal ist auch diese Zahlung zwar zusätzlich an die Bedin-
gung geknüpft, daß die RUHRKOHLE auf jeden Fall die Bundes-
anteile der SAARBERGWERKE übernehmen wird – woran es
allerdings keinen Zweifel gibt. Für deren Übernahme als sol-
che gibt es dann noch einmal 200 Mio. DM. 

Das ist der zweite Pferdefuß: Eine Fusion von SAARBERG-
WERKEN und RUHRKOHLE erspart maximal 40 Mio. DM jährlich;
auf diese Weise stiehlt sich die Bundesregierung in Zukunft
aus der weiteren Verantwortung. Der dritte Pferdefuß: Von
Anfang an hatte eben die Bundesregierung darauf bestanden,
daß alle Zahlungen in Zukunft als ein Paket aufgefaßt wer-
den. Das hat sie durchgesetzt: Es gibt keinen Unterschied
mehr zwischen Hilfen für die Stahlwerke, damit die den sol-
cherart heruntersubventionierten Koks übernehmen, sowie
Hilfen für Zechenschließungen bzw. den Arbeitsplatzabbau
und schließlich Strukturhilfen für die Regionen. Würde der
Weltmarktpreis für Kohle sinken, müßten die Subventions-
hilfen erhöht werden, wenn man will, daß die Stahlwerke
auch weiterhin im bisherigen Umfang Koks der RUHRKOHLE

abnehmen.
Dieses Geld fehlt bei einem Gesamtpaket dann aber, um

einen sozialverträglichen Stellenabbau zu finanzieren. Daß
es überhaupt zu einem Ergebnis gekommen ist, welches sich
als Erfolg verkaufen läßt – es gibt keine betriebsbedingten
Kündigungen –, ist darauf zurückzuführen, daß Nordrhein-
Westfalen seine Zahlungen erhöht und daß die »weißen«
Bereiche der RUHRKOHLE (Handel/Kraftwerke/Investitionen
zum Beispiel in Zechen in Lateinamerika) aus ihren Gewin-
nen dem eigentlichen Bergbau Geld zuschießen. Im Gesam-
tergebnis sieht es so aus, daß der Bund am Ende zwar weiter-
hin der Hauptzahler ist, jedoch ca. 50 Prozent weniger zahlt
als bisher und NRW ca. ein Drittel mehr. Letzteres ist zwar
eine wesentlich kleinere Summe, aber das ist genau das Geld,
welches gebraucht wurde, um auch kurzfristig einen sozial-
verträglichen Abbau zu ermöglichen. Für dieses Geld muß
schließlich der Bergmann zum Teil selbst geradestehen: als
nordrhein-westfälischer Steuerzahler und als Beschäftigter
der RUHRKOHLE. Zwar erklärte der RUHRKOHLE-Vorstandsvor-
sitzende Gerhard Neipp, daß die RUHRKOHLE die Zuzahlun-
gen aus dem »weißen« Bereich praktisch aus der Portokasse
bezahlen könne, aber charakteristischerweise holte der Kon-
zern sofort nach dem Kompromißvertrag einen Vorschlag aus
der Schublade, welcher eine Vier-Tage-Woche ohne Lohn-
ausgleich vorsieht. Eben dieses ist für den Bergmann nichts
Neues: Seit der Kohlerunde im Jahr 1993 haben die Bergleute
durch Lohnverzicht in Höhe von sechs Prozent (bisher abge-
federt durch Freizeitausgleich) zur Vermeidung von Entlas-
sungen rund 600 Mio. DM für die Sozialplankosten selbst
aufgebracht.

Dennoch sieht die Führung der IG Bergbau um Hans Ber-
ger sich nicht veranlaßt, die eigene Position der Anpassung
zu hinterfragen. Sie sieht nur die »positiven« Seiten des Ver-
handlungsergebnisses und geht damit in die Offensive:
»Museumsbergbau und Massenentlassungen verhindert«.
Die Kumpel hingegen fühlten sich zwar nicht als Sieger, aber
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die Erleichterung, erst einmal Entlassungen abgewendet zu
haben, überwog bei vielen doch die Skepsis hinsichtlich der
zukünftigen Entwicklung. Am größten sind die Bedenken
natürlich bei denjenigen, die besonders aktiv waren, bzw. bei
den Beschäftigten der Zechen, die auf jeden Fall geschlossen
werden. Auf der Zeche »Hugo«, traditionell ein Unruheherd,
sieht sich deshalb der Betriebsrat dem ungebrochenen
Unmut der Belegschaft gegenüber. Anders sieht das zum Teil
bei den Saarbergleuten aus. Im Saarland sind die SAARBERG-
WERKE immer noch der größte Einzelarbeitgeber. Nach dem
ursprünglichen Abbauplan hätten dort zwei von drei Zechen
geschlossen werden müssen. Nun wird es erst einmal nur
eine sein. Deshalb drehten sich am Freitag, dem 14. März,
nach einer Woche Aktion auf allen Zechen wieder die För-
derräder.

Welche Perspektive ergibt sich daraus?

Die Auseinandersetzung im Bergbau wirft eine Reihe von
Fragen auf. Zunächst einmal: Wie stellen wir uns zur Forde-
rung der Bergleute nach Erhalt der Subventionen? 

Bei der Beurteilung gilt es zu beachten, daß Vorstellun-
gen, wie sie mancherorts vom montangeprägten Ruhrgebiet
existieren, schlicht Nonsens sind. In NRW sind gerade noch
fünf Prozent aller Beschäftigten im Stahl und Bergbau
beschäftigt; im Ruhrgebiet selbst sind es auch nur noch 8,6
Prozent. Der Beschäftigungsrückgang hat quantitativ ähnli-
che Ausmaße wie in den Neuen Ländern. Die Arbeitslosig-
keit in den Ruhrgebietsstädten gehört zu den höchsten der
Republik: Bei Stahl beträgt der Abbau minus 74,8 Prozent,
was exakt dem des Schiffbaus in Mecklenburg-Vorpommern
entspricht. Im Steinkohlenbergbau minus 82,3 Prozent, was
nur geringfügig niedriger ist als die 85,6 Prozent im ostdeut-
schen Braunkohlenbergbau. Qualitativ ist der Unterschied
allerdings gravierend: Im Ruhrgebiet vollzog sich dieser Pro-
zeß innerhalb von gut drei Jahrzehnten, in der Ex-DDR inner-
halb eines halben Jahrzehnts.

Zum Teil sind die Zahlungen des Bundes für den Bergbau
nur ein Mythos: Ein Beispiel von vielen ist hierfür die 1961
eingeführte Heizölsteuer. Sie war geschaffen worden »für
Maßnahmen zur Anpassung des Steinkohlebergbaus«. Es
flossen zwar von da an nicht geringe Summen in den Berg-
bau, aber ein mindestens ebenso großer Teil einfach gleich in
den Bundesetat. 1969 nahm der Bund 947 Mio. DM aus die-
ser Steuer ein, aber gab nur 468 Mio. DM für den Bergbau aus.
1971 betrugen die Einnahmen 1,1 Mrd. DM, die Ausgaben
jedoch nur 275 Mio. DM. Zudem gab es zwar seit den Zeiten

Ludwig Erhards ein Abkommen, daß bis zu zwei Drittel der
Kohlelasten aus dem Staatshaushalt des Bundes finanziert
werden, von Nordrhein-Westfalen ein Drittel, aber das galt
halt nur für die Lasten. Von den Einnahmen der Heizölsteuer
erhielt NRW direkt keinen Pfennig. 1989 wurde dann auch
noch die Zweckbindung der Heizölsteuer aufgehoben. Zwi-
schen 1966 und 1986 nahm der Bund aus der Heizölsteuer
18,5 Mrd. DM ein; die Ausgaben für die Bergbaureviere belie-
fen sich auf 27,5 Mrd. DM. Damit betrugen die Zahlungen des
Bundes neun Mrd. DM, wohingegen NRW – das heißt die
Steuerzahler dieses Bundeslandes – im gleichen Zeitraum 14
Mrd. DM aufbrachte.

Zum qualitativen Aspekt der Subventionen gehört es, daß
sie nicht mit dem Ziel vergeben werden, Arbeitsplätze zu
schaffen oder zu erhalten, sondern um die heimischen Indu-
striebetriebe konkurrenzfähig zu halten, das heißt, ihren
Eigentümern Mehrwert und Profite zu sichern. Nach dem
Zweiten Weltkrieg war die billige deutsche Steinkohle nicht
nur Energiemotor des deutschen Wirtschaftswunders. Der
erste Schritt zur heutigen EU war der Montanvertrag, der
garantierte, daß auch andere europäische Länder Zugriff auf
die RUHRKOHLE hatten. In jenen Jahren wurde der Preis für die
Kohle aus dem Revier aus politischen Gründen niedrig
gehalten – sie wurde unter den Gestehungskosten abgesetzt.
Spätere Zahlungen zu Lasten der Gesamtwirtschaft in
Deutschland sind zum Teil also nur eine faktische Tilgung
der Schulden, die ehedem aufgelaufen waren. Ab Mitte der
50er Jahre wurde klar, daß der weitere wirtschaftliche Auf-
stieg im Bergbau schnell an Grenzen stoßen könnte, weil die
Wirtschaft auf eine Energieform umstieg, die auf dem Welt-
markt billiger angeboten wurde und sich weniger arbeitsin-
tensiv nutzen ließ: das Öl.

Zur Geschichte der RUHRKOHLE AG

Bekanntlich ging es mit dem deutschen Bergbau insbeson-
dere in den sechziger Jahren drastisch abwärts. Innerhalb
eines Jahrzehnts halbierten sich die Beschäftigtenzahlen von
490.000 auf 253.000. Am Ende jenes Jahrzehnts stand dann
die Gründung der RUHRKOHLE. Bis dahin war die Ruhr-Wirt-
schaft zumeist so strukturiert, daß die sogenannten Montan-
konzerne entsprechend den Notwendigkeiten der Stahlpro-
duktion häufig sowohl in Stahlwerke wie auch in Zechen
investiert hatten. 59,74 Prozent der ursprünglichen RUHR-
KOHLE-Aktien waren 1969 in den Händen von Stahl-
unternehmen wie Thyssen, Klöckner, Krupp oder Hoesch.
Daneben gab es Töchter von Energieunternehmen und einige
wenige reine Bergwerksgesellschaften. Sie alle zusammen
stimmten ihren Absatz im »RUHRKOHLE-Verkaufssyndikat«
ab. Die RUHRKOHLE wurde als Einheitsgesellschaft zunächst
aus 19 Altgesellschaften gegründet. 

Bei nicht wenigen »Normalbürgern« scheint heute der
Eindruck vorzuherrschen, die RUHRKOHLE sei ein Staatsunter-
nehmen, tatsächlich ist sie jedoch ein ganz normales Privat-
unternehmen. Im Besitz der französischen »Société Nouvelle
Sidéchar« befinden sich 8,25 Prozent. Von den Stahlkonzer-
nen gehört heute – das heißt vor der neuerlichen Fusion –
nur noch die Thyssen Stahl AG mit 12,7 Prozent unmittelbar
zum Eigentümerkreis der RUHRKOHLE. An der »Montan-Ver-
waltungsgesellschaft«, die jedoch nur zehn Prozent an der
RUHRKOHLE hält, hat Krupp-Hoesch einen Anteil von 79 Pro-
zent. Ähnliches gilt für die luxemburgische ARBED, welche
65 Prozent der »Verwaltungsgesellschaft RUHRKOHLE-Beteili-
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gung« besitzt. Letzterer gehören ebenfalls nur zehn Prozent
der RUHRKOHLE-Aktien. Ihr größter Teil, nämlich 37,1 Pro-
zent, befindet sich inzwischen in den Händen der VEBA.
Diese besitzt auch noch 21 Prozent der bereits erwähnten
»Montan-Verwaltungsgesellschaft«. 21,95 Prozent gehören
der »BGE Beteiligungsgesellschaft für Energieunterneh-
men«, einer hundertprozentigen Tochter des Dortmunder
Stromkonzerns VEW. Bei VEW und VEBA ist natürlich der
staatliche bzw. kommunale Einfluß nicht gerade gering. 

Die Basis für die Gründung der RUHRKOHLE bildete der
modifizierte »Rheinstahlplan«. Dieser hatte seinen Namen
vom Tagungsort der Initiatoren: einem Konferenzraum der
Essener Rheinstahl AG. Zu den Urhebern gehörten neben
den Vorstandsvorsitzenden von Klöckner, Günter Henle, und
der August-Thyssen-Hütte, Hans-Günter Sohl, der damalige
Aufsichtsratsvorsitzende der Deutschen Bank, Hermann
Josef Abs, der Präsident des »Bundesverbandes der Deut-
schen Industrie«, Fritz Berg, sowie der Präsident des »Deut-
schen Industrie- und Handelstages«, Ernst Georg Schneider.
Sie beriefen sich darauf, die Interessen von ca. 75 Prozent
aller Zecheneigentümer zu vertreten. 

Am 27. November 1968 wurde als Rumpfgesellschaft –
ohne eigenes Bergwerksvermögen – die neue Zentralgesell-
schaft gegründet. Diese wurde mit einem Grundkapital in
Höhe von rund 600 Mio. DM ausgestattet. Entsprechend
ihrem Anteil an diesem Gesamtvermögen erhielten die Altei-
gentümer Aktien. Das eigentliche Gründungsdatum der heu-
tigen RUHRKOHLE ist hingegen erst der 15. August 1969. Denn
die Rumpfgesellschaft mußte zunächst erst einmal die
eigentlichen Zechen von den Alteigentümern aufkaufen.
Hernach gehörten zur RUHRKOHLE 59 Zechen, deren Förder-
kapazität in jener Zeit 93,5 Prozent der Kohleförderung im
Ruhrgebiet entsprach. Kaufen durfte die neue Gesellschaft
nur die eigentlichen Produktionsstätten, also die Schachtan-
lagen, Brikettfabriken, Kokereien sowie die Grundstücke, auf
denen die Zechen errichtet worden waren. 

Ausdrücklich ausgenommen war all das, was immer
noch profitabel war, mithin vor allem die Großkraftwerksan-
lagen und der allergrößte Teil der Bergbau-Immobilien, also
die Wohnungsbaugesellschaften sowie aller sonstiger Grund-
besitz. Das war das erste Privileg der Alteigentümer. Die
Kosten für das Aufkaufen der Zechenanlagen beliefen sich
auf 5,1 Mrd. DM. Dazu gehörten auch Schächte im Wert von
1,1 Mrd. DM, von welchen bereits damals klar war, daß sie in
den nächsten Jahren auf jeden Fall stillgelegt werden wür-
den, aber die nun zunächst einmal aufgekauft werden muß-
ten. Gleichzeitig wurden auch die meisten Schulden und
sonstige Erblasten den Alteigentümern abgenommen. 

Allein die Verbindlichkeiten ergaben eine Summe von
1,1 Mrd. DM. Die Alteigentümer erhielten dieses Geld nicht
direkt ausbezahlt, sondern es war vertraglich festgelegt wor-
den, daß die RUHRKOHLE es über einen Zeitraum von 20 Jah-
ren zu tilgen und mit sechs Prozent zu verzinsen habe. Für
die entsprechende Kredite übernahm der Staat eine Garantie.
Zudem zahlte der Staat Prämien für die Stillegung von 20
Mio. Tonnen Förderkapazitäten. Gleichzeitig durften die
ertragsstärkeren Anlagen ihre Förderung um zehn Mio. Ton-
nen ausweiten. Und schließlich gewährte der Staat Finanzie-
rungshilfen zur Strukturverbesserung. 

Dies alles machte das zweite Privileg der Alteigentümer
aus. Denn jene schlugen so zwei Fliegen mit einer Klappe:
Wäre auf diese Weise die Sanierung des Bergbaus erfolgreich

verlaufen, wären sie als Aktienbesitzer der neuen Einheitsge-
sellschaft weiterhin Eigentümer der dann profitablen Zechen
gewesen. Im anderen Fall aber trug der Staat das gesamte
Risiko und alle Verluste. Denn wenn die RUHRKOHLE die not-
wendigen Gelder nicht einfahren konnte, um zum Beispiel
die Zinsen und Tilgungen aufzubringen, mußte auf jeden Fall
der Staat einspringen. Angesichts der ökonomischen
Schwierigkeiten mußten die Alteigentümer hernach unter
politischem Druck zwar einen Teil ihrer ursprünglichen
Finanzforderungen vorübergehend stunden, was aber nichts
daran änderte, daß es ihnen doch weitgehend gelungen ist,
auf Staatskosten ihre maroden Zechen kostengünstig abzu-
stoßen. 

Das dritte Privileg bestand darin, daß den Stahlunterneh-
men im »Hüttenvertrag« garantiert wurde, daß auch im
neuen Rahmen faktisch die alten Bedingungen, wo Bergbau
und Stahl häufig unter einem Konzerndach vereinigt gewe-
sen waren, aufrecht erhalten wurden. Unter anderem war der
RUHRKOHLE auferlegt worden, den Koks zu Weltmarktpreisen
liefern zu müssen. Ein im Prinzip ähnlicher »Kraftwerksver-
trag« wurde zugunsten der Großkraftanlagen der Alteigentü-
mer abgeschlossen.

Zwischen 1970 und Mitte der achtziger Jahre verlief der
Arbeitsplatzabbau deutlich geringer als in den sechziger Jah-
ren. Auch das war nicht ein Geschenk an die Bergleute. In
diesen Zeitraum fallen die zwei Ölkrisen und die Auseinan-
dersetzung um die Kernenergie. Mit anderen Worten, als
nicht klar war, ob nicht doch in Zukunft die Steinkohle 
in nennenswertem Maße als nationale Energiereserve
gebraucht würde, wurde zwar rationalisiert, aber die Zechen-
stillegungen hielten sich in Grenzen. Spätestens gegen Ende
der achtziger Jahre, Anfang der neunziger war klar, daß eine
solche Funktion nicht mehr aktuell war. Alle OPEC-Hoff-
nungen bezüglich eines Ölkartells wurden endgültig im
zweitem Golfkrieg zu Grabe getragen. Und die Kohleländer
in Osteuropa sind infolge der weltpolitischen Veränderun-
gen nur allzu bereit, billigen Nachschub zu liefern. Seither
stieg der Druck, Zechen zu schließen, wieder deutlich an.

Schlußfolgerungen

Alle Auseinandersetzungen im Bergbau der letzten Jahre
sind dadurch gekennzeichnet, daß die Bergleute sich nicht
gegen »ihren« Unternehmer engagierten, sondern in erster
Linie immer Forderungen an den Staat stellten. Aufgrund der
objektiven Gegebenheiten war es IG Bergbau und RUHRKOHLE

immer ein leichtes, die Ideologie, Arbeitnehmer und Arbeit-
geber säßen in einem Boot, zu festigen. Es gibt wohl kaum
einen anderen Wirtschaftszweig, wo der Unternehmer die
Beschäftigten zu Arbeitskämpfen aufruft. Kennzeichnend
war es, daß an dem Tag, als der Bundeskanzler brüsk das
Kohle-Gespräch verschob, der RUHRKOHLE-Vorstand trotzdem
schriftlich Verständnis für die Bonner Aktionen der Berg-
leute äußerte und sie faktisch zum Weitermachen ermun-
terte. 

Spätestens in dem Augenblick, wo es nicht mehr gelingt,
die Beschäftigten ruhig halten zu können, weil die Kosten
»zu« groß werden, zeigt sich deutlich, welche Interessen sich
jeweils aktuell hinter der Subventions-Forderung verbergen:
Vom Profitstandpunkt aus gesehen wäre es effektiver, den
Bergbau weiter ’runterzufahren. Das Fördern aus immer
größerer Tiefe kann in Zukunft nur noch teurer werden als
der Übertage-Abbau zum Beispiel in den USA und Austra-
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lien, auch unter Berücksichtigung der Transportkosten.
Wenn die Bergleute nun darauf pochen, nicht »ins Bergfreie«
zu fallen, dann vertreten sie in der Praxis, auch wenn sie sich
dessen noch nicht bewußt sind, Klasseninteressen. (Ein
Interesse, das sich eben nicht darum schert, daß die andere
Seite damit eventuell ein ökonomische Problemchen
bekommt.) Sie fordern ihr Recht ein, mittels Arbeit sich
einen auskömmlichen Lebensunterhalt zu verdienen, und
akzeptieren nicht, daß optimale Kapitalverwertung Arbeits-
losigkeit bedingt. Sie betteln also nicht um Subventionen,
sondern kämpfen dafür, deshalb gehört ihnen unsere Solida-
rität.

Die Auseinandersetzung zeigt, wie angespannt die finan-
zielle und politische Lage des Bundes ist. »Hart bleiben und
durchziehen«, wie es Bohl lauthals verkündetete, oder Zuge-
ständnisse machen? Vor dieser Frage stand die Regierung. Im
Bergbau entschied sie sich zunächst dafür, hart zu bleiben.
Es stellt sich die Frage, warum sie gerade jetzt den Konflikt
um die Kürzungen im Bergbau riskierte, wo es doch schon an
allen Ecken und Enden brennt: Da ist die Diskussion um den
Euro, um die Renten-, Gesundheits- und Steuerreform, die
Erhöhung der Mineralölsteuer usw. Alle diese »Reformen«
belasten letzen Endes nur die Beschäftigten. 

Im Kern muß die Antwort lauten: Die Regierung war nicht
auf diese massive Reaktion der Bergleute vorbereitet. Sie
hatte angesichts der Kompromißbereitschaft von IGBE und
SPD damit gerechnet, ihren Beschluß ohne größeren Wider-
stand durchsetzen zu können. Diese Annahme erwies sich
als falsch. Die Bundesregierung übte Druck auf die Positio-
nen der SPD aus, besonders in NRW und im Saarland. Die
SPD sollte und wollte nach bewährter Tradition die Unzu-
friedenheit der Bergbau-, Stahl- und Bauarbeiter auffangen,
indem sie sich zu ihren Fürsprechern macht, um »an der
Spitze« die Bewegung zu Die Bundesregierung erklärte sich
schließlich zu einem Kompromiß mit den Bergleuten bereit,
weil auch die Regierung von NRW erhebliche finanzielle
Zugeständnisse machte. Ministerpräsident Rau hat aus-
drücklich darauf hingewiesen, »finanzpolitisch« sei der Bei-
trag der NRW-Regierung überhaupt nicht zu vertreten; aber
nur so sei eine »marktpolitische Katastrophe« vermeidbar.
Nicht schwer zu begreifen, was er und seinesgleichen
befürchten und welche »Lösung« und Aufgabe sie für sich
sehen: Feuerlöscher zu sein, ist ihre historische Aufgabe! Das
läuft – wie bei den Gewerkschaftsvorständen – unter dem
Motto: »Den Sozialstaat retten«. 

Bundesregierung, Koalitionsparteien und Volksparteien
haben noch keine gemeinsame Orientierung für die Zukunft.
Dasselbe gilt für die Gewerkschaften: »Beunruhigt ist Schul-
te auch über die sich im politischen Vakuum verschärfenden
Tarifkonflikte. Daß ausgerechnet die staatstragenden Kum-
pel im Frühjahr kurz vor einem illegalen Einfall ins Bonner
Regierungsviertel standen, hat den DGB-Vorsitzenden

schockiert. Dann kam der drohende Marsch der Stahlarbei-
ter vor die Deutsche Bank und der Beinahe-Streik der Bau-
leute, welcher der IG Bau leicht aus dem Ruder gelaufen
wäre. 

Seitdem diskutiert Schulte mit den Chefs der Einzelge-
werkschaften in der Düsseldorfer Zentrale regelmäßig darü-
ber, ›Wie wir denn weitermachen, wenn die Enttäuschungen
anhalten‹. ›Hauen wir denen den Krempel da einfach vor die
Füße‹, fragt Schulte, der wohl gerade als Kompromißler von
neuen Konfliktformen nicht überrascht werden will. Eine
neue Unberechenbarkeit, wohin er auch schaut.« (Frankfur-
ter Rundschau, 28.5.1997).

Dieser Zwiespalt herrscht auch – wenn auch in anderer
Form – innerhalb der Bundesregierung und der herrschen-
den Klasse. Innenminister Kanther wollte den Konflikt in
Bonn durch den Aufmarsch des Bundesgrenzschutzes lösen
(wie beim Castor-Transport), was von der Basis der Bergleute
als Provokation aufgenommen wurde; andere Teile der
Regierenden (u.a. Blüm) setzten ihre Hoffnungen auf den
Einfluß der Gewerkschaften und der SPD. Nachdem sich
zunächst die härtere Linie durchgesetzt hatte, mußten Regie-
rungskoalition und Kapital wie schon bei der Lohnfortzah-
lung einen teilweisen Rückzug antreten. Der unerwartete
Widerstand sorgte dafür, daß sich die immer noch auf eher
sozialpartnerschaftliche Konfliktlösungen setzenden Kräfte
innerhalb der Regierung letztlich durchsetzen können.

Die Aktionen der Bergarbeiter haben gezeigt, wie ober-
flächlich der Verweis auf angebliche »Ruhe in den Betrie-
ben« ist. Bis vor wenigen Monaten noch wurden die Bergar-
beiter, die jetzt die Straßen blockierten und nach Bonn zogen,
als musterhaft für das Funktionieren der Sozialpartnerschaft
angeführt. Gezeigt hat sich auch, daß viele Kollegen nicht
mehr akzeptieren, wenn die Gewerkschaftsführung und auf
deren Anweisungen wartende Betriebsräte sie auf traditio-
nelles Demonstrationsgehabe festlegen wollen – mal eine
Demo vor Ort, vielleicht mal eine »Latsch«-Demo am
Wochenende nach Bonn. Ein Teil der Kollegen machte das
von Anfang an klar, als die Betriebsräte sie am Freitagmorgen
zu symbolischen Streiks und Mahnwachen herausholen
wollten. Nicht wenige sagten nein dazu. Als ihnen aber klar
wurde, was auf dem Spiel stand, fuhren viele auf und ent-
wickelten Aktivitäten, die viele ihrer betrieblichen und
gewerkschaftlichen Vertreter nicht erwartet hatten. 

Daß ausgerechnet Hans Berger ausgepfiffen würde, hätte
der sich wohl kaum träumen lassen. Gegen die Politik der
Gewerkschaftsführung erhebt sich allmählich Widerspruch
an der Basis. Sie ist zwar politisch und organisatorisch noch
ohne Orientierung, führt aber schon Aktionen durch, die
außerhalb der von Regierungen und Volksparteien so hoch-
gehaltenen bürgerlichen Legalität liegen. Blockaden gehören
inzwischen zu etwas Selbstverständlichem. Unter diesen
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Bedingungen schwinden auch bei den Beschäftigen die
Grundlagen der Sozialpartnerschaft.

Die Aktionen der Bergleute haben weiter gezeigt, daß sich
unter ihnen ein, wenn auch noch locker geknüpftes Netz von
Kontakten entwickelt, das, durch die aktuellen Ausein-
andersetzungen verstärkt, erste Ansätze dafür bietet, selbst-
ständig in Konflikte einzugreifen. Diese Kontakte weiterzu-
entwickeln und auszubauen, ist um so notwendiger, weil
einer der Schwachpunkte aller Auseinandersetzungen
während der letzten Wochen – nicht nur im Bergbau – war,
daß zwar eine Menge an Aktionen lief, diese aber noch weit-
gehend unkoordiniert mit Aktionen von Kolleginnen und
Kollegen in anderen Wirtschaftszweigen und Gewerkschaf-
ten waren. In Bonn demonstrierten beispielsweise fast zur
gleichen Zeit, als die Bewohner des Ruhrgebiets mit einer
Menschenkette gegen die Arbeitsplatzvernichtung im Berg-
bau protestierten, 20.000 Postler gegen weitere Filialsch-
ließungen; oder: Als bekannt geworden war, daß die RUHR-
KOHLE AG die Zechen „Ewald« in Herten und »Hugo« in Gel-
senkirchen zusammenlegen will und damit rund 2800
Arbeitsplätze in Gelsenkirchen wegfallen, demonstrieren
1500 Beschäftigte der Flachglaswerke ebenfalls gegen
Arbeitsplatzverlust in dieser Stadt – aber nicht mit den Berg-
leuten zusammen.

Zaghafte Ansätze der Vernetzung zwischen den Bergleu-
ten und den Stahlkochern gab es entweder durch persönlich
gewachsene Kontakte oder durch Solidaritätsverträge, zum
Beispiel zwischen der Zeche »Haus Aden« in Bergkamen
und der Krupp-Hoesch-Belegschaft in Dortmund oder auch
zwischen der Zeche »Heinrich Robert« in Hamm und der
Opel-Belegschaft in Bochum. Die Stahlkollegen unterstütz-
ten die Kämpfe der Bergleute in der Regel mit Delegationen.
Einmal wurde auch gemeinsam der Borsigplatz in Dortmund
»besetzt« und in Duisburg kam es auf der »Brücke der Soli-
darität« zu einer Blockade zusammen mit Thyssen-Beschäf-
tigten. Die Hoesch-Profil GmbH legte zweimal die Arbeit nie-
der und schloß sich Aktionen der Bergleute an. Sie ist durch
ihre Produktion von Aufträgen aus dem Bergbau abhängig.
Bei Opel in Bochum wurden einmal kurz – symbolisch – die
Bänder angehalten – wobei einer der Vertrauensleute, die
in Opposition zur sozialpartnerschaftlichen Betriebsrats-
führung stehen, anmerkte: »Fünf Minuten. Das ist doch
lächerlich. Das haben die doch bis zum Ende der Schicht
wieder ’rausgeholt.«

Unter den Aktivisten bei den Bergleuten ging die Stim-
mung in die Richtung: Es müssen mehr »Betriebsbesuche«
organisiert werden – bei der einwöchigen Auseinanderset-
zung blieb es jedoch bei dem Wunsch. Immerhin fuhren
unter anderem zwei Busse – einer von der Zeche »Blument-
hal« in Recklinghausen und einer von der Zeche »Hugo« –
dann doch aus eigener Initiative zu den Bauarbeiterdemon-
strationen nach Berlin. Die Baukollegen hatten Ende Febru-
ar bereits mit 3000 in Dresden und dann in der Woche des
Bergbaukampfes fünf Tage lang zu Zehntausenden in Berlin
für die Wiedereinführung des Schlechtwettergeldes und für
sichere Arbeitsplätze demonstriert. Die Bergleute wurden
von ihnen jubelnd empfangen. Und es gab auch erste Abspra-
chen, gemeinsam nach Bonn zu marschieren und den Protest
dorthin zu verlagern. Das Ergebnis der Bonner Kohlerunde
»kam dazwischen«. 

Solange die Schranken bürgerlichen Denkens nicht über-
wunden sind, sind auch der Solidarität Schranken gesetzt.

Die Gewerkschaftsspitzen tun – auf dem Hintergrund dieser
Tatsache – das ihre dazu, um eine Vernetzung zu verhindern
und die Bindung an die über Jahrzente gewachsenen Struk-
turen zu erhalten. Die allgemeine Betroffenheit, das Leiden
unter dem Druck drohenden Arbeitsplatzverlustes und fort-
schreitenden Lohnabbaus hat das Vertrauen in sozialpart-
nerschaftliche Lösungen zwar brüchig gemacht, aber noch
wird das Zugeständnis der Bonner Regierung, auf betriebs-
bedingte Kündigungen zu verzichten, als Kompromiß akzep-
tiert und von vielen trotz aller Einbußen als Sieg gefeiert.
Hans Berger wurde ausgepfiffen, Oskar Lafontaine zugeju-
belt. Die Entscheidung, unter dem drohenden Einsatz von
Einheiten des Bundesgrenzschutzes Bonn zu verlassen, kann
ihnen angesichts der gewerkschaftlichen Ankündigung, die
Busse pünklich abfahren, das heißt sie im Stich zu lassen,
nicht angelastet werden.

Die Zeche muß erneut der Kumpel zahlen

Die Umsetzung des Kompromisses wird zu erneuten Kon-
flikten führen. Wie der RUHRKOHLE-Vorstand bei einem
Durchschnittsalter der Beschäftigten von 35 Jahren tatsäch-
lich einen Abbau ohne betriebsbedingte Kündigungen
durchführen will, ist bisher dessen Geheimnis. Zwar sollen
Bereiche ausgegliedert werden, die nichts mit der Kohle zu
tun haben, wie zum Beispiel die Werkstätten, sollen die
Kumpel weiter für andere Berufe qualifiziert werden und
rechnet man mit Eigenkündigungen bei geplanten
Zechenstilllegungen. Aber dennoch bleibt nach internen
RUHRKOHLE-Rechnungen bis 2004 ein »Personalüberhang«
von 13.000 Beschäftigten. Die Frage der Entlassungen ist also
nur wieder einmal hinausgeschoben worden. Die Zeche muß
erneut der Kumpel zahlen: Lohnverlust als Folge einer 4-
Tage-Woche ohne Lohnausgleich; Kürzungen beim Weih-
nachtsgeld; längere Fahrtwege bei Verlegungen, wenn die
eigene Zeche stillgelegt wird. Anfahrtswege in Verbundze-
chen von bis zu 200 km sind keine Ausnahme mehr; Abstri-
che bei den Sozialplänen für die Kumpel, die noch in Früh-
verrentung gehen können; enorme Leistungsverdichtung
und – wenn dieser Druck dann dazu führt, daß der Bergbau-
kollege sich schließlich nach einem anderen Job umtut –
Arbeitssuche auf einem leergefegten Arbeitsmarkt.

Der Staat konnte perspektivisch sein Ziel des Subven-
tionsabbaus durchsetzen und damit den Anforderungen von
Maastricht nach Abbau der Staatsverschuldung ein Stück
näher kommen. Die RUHRKOHLE AG gelang es zum wieder-
holten Male in Zusammenarbeit mit der IG Bergbau und
Energie, die Belegschaften an Saar und Ruhr zur eigenen
Subventionsabsicherung – wenn auch auf niedrigerem
Niveau – für ihre Zwecke auszunutzen.

Die Erfahrungen aus den jüngsten Kämpfen werden den
Bergleuten helfen, sich angesichts des unausweichlichen
weiteren Abbaus mit der RUHRKOHLE AG auseinanderzu-
setzen.    abgeschlossen 7.5.1997 ■
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Daß der Widerstand gegen den Krupp-Thyssen-Deal zwar
energisch, aber dennoch wahrscheinlich weniger mächtig
ausfallen würde als andere frühere Auseinandersetzungen
im Stahlbereich, deutete sich bereits anläßlich des Optimie-
rungskonzepts von Krupp-Hoesch an. Im letzten November
hatte der Vorstand der Krupp-Hoesch AG ein »Optimie-
rungsmodell« angekündigt, das den Wegfall von 2200
Arbeitsplätzen und eine Investition von 660 Mio. DM vor-
sah. Dieses Vorstands-Modell wurde auf der Aufsichtsrats-
sitzung am 5.Februar beschlossen.

Der kurzzeitig aufflackernde Widerstand der Belegschaft
reichte nicht aus, um diese Unternehmensentscheidung zu
Fall zu bringen. Die Forderung des Betriebsrates nach einem
Stahlwerksneubau konnte sich nicht zu einer Kampfperspek-
tive entwickeln. Der Grund hierfür liegt unter anderem auch
in einer durch permanente Arbeitsplatzvernichtung deutlich
verkleinerten Belegschaft. 1970 hatte allein Hoesch in Dort-
mund noch 38.000 Stahlarbeiter, heute sind es nur noch
weniger als 7000. Bei Krupp in Bochum waren es damals
noch 23.000, heute sind höchstfalls noch 3000 beschäftigt.
Als vor vier Jahren der Krupp-Konzern Hoesch aufkaufte,
waren es insgesamt noch 23.000 Beschäftigte – heute alles in
allem unter 9800 (Thyssen-Stahl zählte Anfang dieses Jahres
noch 13.800 Beschäftigte). In diesen »windschnittigeren«
Belegschaften fehlen nicht nur häufig die Leute, die früher
den Widerstand organisierten, oftmalig trifft man gerade bei
diesen »Übriggebliebenen« auch auf das Bewußtsein: »Wir
haben das bisher überstanden, warum nicht auch in
Zukunft«. Ebenso haben sich die politischen Rahmenbedin-
gungen verändert: Wenn in der Vergangenheit die Hoesch-
Belegschaft nur »hustete«, standen Stadtrat und Landes-
regierung schon parat. Die Belegschaft mußte nun erkennen,
daß die ehemals neben dem Bergbau als wirtschaftlich
bedeutend und durch die Haltungen der Belegschaften als
kampfstark eingestufte Stahlindustrie heute nicht mehr so
im Mittelpunkt der Auseinandersetzung steht und von der
Politik daher nicht mehr als so wichtig angesehen wird. Die
Wirtschaft des Ruhrgebiets ist in den letzten Jahren eben ein
großes Stück weit von der Montanindustrie zu einer Techno-
logie-, Dienstleistungs- und Weiterverarbeitungswirtschaft
umstrukturiert worden.

Dienstag, 18. März

Als die Pläne einer Übernahme des Thyssen-Konzerns durch
Krupp-Hoesch bekannt wurden, war die Lage für den Wider-
stand natürlich besser, als sie es noch bei der Auseinander-
setzung um das »Optimierungskonzept« gewesen war. Der
Konflikt hatte nun eine Dimension, die überall sofort Auf-
merksamkeit zeitigte. Montagnachmittags war durchge-
sickert, was Krupp-Hoesch plante. Viele Kollegen hörten es
erst am Dienstagmorgen im Radio. Dennoch fuhren sofort an
diesem Dienstagmorgen circa 2000 Aktive aus allen Krupp-
Hoesch- und Thyssen-Betrieben zur Krupp-Konzernzentrale
an der Altendorfer Straße in Essen, um auf einer Kundgebung
gegen elf Uhr Cromme und Co. zur Rede zu stellen. Verschie-
dentlich fiel die Äußerung: »Wir müssen da weitermachen,
wo die Bergleute aufgehört haben« oder: »Machen wir’s den

Franzosen nach«. Stundenlang wurden die
Demonstranten vertröstet. Als Cromme dann
endlich zum Mikrofon griff, um die Pläne der
Konzernspitze zu verteidigen, eskalierte die
Situation. Die gläserne Eingangstür wurde mit
Eiern verziert. »Laßt die Eier in den Taschen«, forderte der
Betriebsratsvorsitzende der Krupp Hoesch Stahl AG, Werner
Nass, zur Mäßigung auf. Crommes Rede ging in einem Pfeif-
konzert unter. Als er seinen Versuch endgültig aufgab, wurde
aus dem Pfeifen rhythmisches Rufen: Zunächst riefen einige:
»Arbeitsplatzkiller«, dann hörte man: »Wir sind das Volk«
und schließlich hieß es: »Stürmen, stürmen«. Als Teile der
Demonstranten sich anschickten, tatsächlich ins Gebäude
einzudringen, hatten sie hinter sich Betriebsräte, die abwie-
gelten, und vor sich (ganz anders als die Bergleute in Bonn)
Polizisten in voller Kampfmontur.

Aus Protest gegen die Fusionspläne ruhte am Dienstag in
den beiden Duisburger Stahlwerken in Bruckhausen und
Hamborn/Beeckerwerth sowie in allen anderen Thyssen-
Betrieben die Arbeit. Auch der Erzhafen in Duisburg wurde
besetzt. In Bochum verhinderte der Krupp-Hoesch-Betriebs-
rat mit Mühe einen spontanen Streik.

Mittwoch, 19. März

Am Mittwoch fand in Duisburg eine Thyssen-Betriebsver-
sammlung statt, zu der circa 10.000 Kollegen kamen. Dort
wurde dann offiziell bestätigt, was seit Dienstagnachmittag
bereits die Runde machte: Es würde Gespräche zwischen
Krupp und Thyssen geben, die eine Stahlzusammenarbeit,
nicht aber die große Konzernfusion, zum Inhalt haben soll-
ten. Nicht zuletzt, weil eine größere Delegation aus Dort-
mund angereist war, versicherte man sich der gegenseitigen
Solidarität. Daß nur einzelne in den Belegschaften und in
den Betriebsräten sich offen zugunsten der Standortlogik des
»eigenen« Betriebes engagierten, war natürlich ein positives
Zeichen. Zugleich war jedoch von Anfang an auffällig, wie
oft Thyssen-Betriebsräte darauf hinwiesen, daß Cromme und
Co. eigentlich Dortmund im Visier hatten. Auch wenn der
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Großteil der Thyssen-Belegschaft sich nicht mit den
Gesprächen der Konzernspitzen ohne weiteres zufrieden
gab, ein Aufatmen war dennoch spürbar: In einem solchen
Fall, davon gingen alle aus, würde Thyssen als größerer Part-
ner wohl auch die Leitung und damit die Entscheidung über
Anpassungen übernehmen. Der Gesamtbetriebsrat von Thys-
sen-Stahl wies ausdrücklich darauf hin, damit sei die »feind-
liche Übernahme« erst einmal vom Tisch. Im Augenblick
gäbe es deshalb auch keinen Grund mehr für weitere Pro-
testaktionen. Der Duisburger Betriebsratschef Dieter Kroll
forderte deshalb die Kollegen dazu auf, die Arbeit wieder
aufzunehmen, was sie dann auch – allerdings nur »unter Vor-
behalt« – taten.

In dem Augenblick, als sich die Diskussionen der Kon-
zernspitzen auf die kleine Stahllösung verengten, eskalierte
nun in Dortmund und Bochum der Konflikt. Am Dienstag,
als in Duisburg die Arbeit ruhte, war hier zwar sehr erregt
diskutiert, aber dennoch weiterhin produziert worden. Am
Mittwoch war es genau umgekehrt.

Donnerstag, 20. März

Der Vorsitzende des Gesamtbetriebsrats von Krupp-
Hoesch-Stahl, Werner Nass, erklärte bezogen auf den Stand-
ort Dortmund: »Falls wir in der heimlichen Hauptstadt der
SPD das Bauernopfer werden sollen, wird es im östlichen
Revier zu einer Katastrophe kommen«. Das Optimierungs-
konzept für Krupp-Hoesch-Stahl dürfe nicht unterlaufen
werden. Der Gedanke, der hier bereits deutlich durchscheint,
nämlich, daß sich wie eh und je in allen bisherigen Stahl-
konflikten am Ende doch die Verschiedenheit der Standorte
tatsächlich in unterschiedlichen Widerstandskonzepten ver-

dichten würde, bekam
eine wachsende Bedeu-
tung. Weil zu der Dort-
munder Belegschaftsver-
sammlung am Donnerstag
neben Abordnungen aus
dem Bergbau, dem Bremer
Stahlwerk sowie dem Sie-
gerland eine zwei- bis
dreitausendköpfige Dele-
gation aus Duisburg erschien, war es angesichts der allseits
bekannten schlechteren Karten für den Dortmunder Standort
zunächst ein leichtes, daß aus den Redebeiträgen der Krupp-
Hoesch-Betriebsversammlung die Standortlogik und der
»eigene« Konzern noch weiter als am Vortag bei Thyssen in
Duisburg verbannt waren. Aber der Beschluß, den der
Betriebsrat dann nach dem Ende der Versammlung faßte,
nämlich, man müsse zunächst das Ergebnis der Gespräche
der Konzernspitzen abwarten und deshalb die Produktion
wieder aufnehmen, deutete bereits darauf hin, daß solche
Argumente doch in den Hinterköpfen herumschwirrten. In
den Diskussionen und Gesprächen in der Dortmunder Beleg-
schaft – insbesondere natürlich unter den Aktivisten – wurde
in den nächsten Tagen zwar immer wieder darauf verwiesen,
egal was komme: die kleine Stahl-lösung oder die große Kon-
zernfusion, das sei ein Unterschied wie zwischen Pest und
Cholera. Aber tatsächlich wurde doch auch immer wieder
eine ganz andere Grundstimmung deutlich, welcher der
unterschiedlichen Interessenlage geschuldet war: Eine auf
den Stahl beschränkte Lösung wäre für die Thyssen-Beleg-
schaft zweifellos nicht gar so dramatisch. Der Standort Dort-
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mund hingegen würde langfristig auf der »großen Krupp-
Schiene« vielleicht besser fahren als bei der »kleinen
Lösung«. Bei letzterer säße halt Thyssen, vor allem mit Blick
auf die Standortentscheidung, am längeren Hebel. Bei einer
großen Lösung hatte man hingegen noch die Hoffnung, daß
es im Gesamtkonzern zu einem mindestens bedingten Aus-
gleich verschiedenartiger Interessen kommen könnte. Wenn
in Dortmund die Flüssigphase dichtgemacht würde, bliebe,
hoffte man, auf jeden Fall zumindest erst einmal die Kokerei
in Dortmund erhalten. Der neue Konzern würde sich doch
sicherlich die 1,5 Mrd. für einen Neubau in Duisburg erspa-
ren. Zudem gab es auch noch die zwar nicht laut geäußerte,
aber doch vorhandene Hoffnung, ein Großkonzern Krupp-
Thyssen habe eher das Geld, um die Weiterverarbeitung in
Dortmund zu stärken. Die nur zu berechtigte Angst war also,
daß bei der kleinen Stahlkooperation fast alle Pluspunkte in
Duisburg lagen. Natürlich war jedem klar, solche Gedan-
kengänge ähneln nur dem Pfeifen im dunkeln Wald, sie
boten aber immerhin ein kleines bißchen Hoffnung, an die
man sich klammern konnte. Aus dieser Grundhaltung heraus
schaltete in Dortmund die Betriebsratsspitze die Aktionen
einen Gang zurück, um nicht ungewollt die Spitze des Thys-
sen-Konzerns zu unterstützen.

Montag, 24. März

Praktisch wurde diese Haltung bei der Banken-Demo in
Frankfurt. Schon in der Vorwoche hatte es bei Thyssen die
Überlegung gegeben, eigentlich müsse man doch jetzt in
»Mainhattan« demonstrieren. Am Freitag, dem 21.März, war
ein entsprechender Beschluß von 1200 Thyssen-Betriebsrä-
ten gefällt worden. Sie hatten dabei zunächst vor allem an
eine Demonstration von Aktivisten gedacht. Die dann zum
Wochenende verbreitete Vorabmeldung des »Spiegel«,
Cromme und Co. hätten den Banken allein für das Übernah-
megutachten 200 Mio. Mark gezahlt, heizte bei Thyssen die
Stimmung endgültig bis zum Überkochen auf. Von Anfang an
hielten sich jedoch Kruppianer und Hoeschianer auffällig
zurück. Bei Thyssen hingegen hatte sich die Stimmung
durchgesetzt, jetzt müssen wir gegen die Kruppschen Wild-
westmethoden zusammenhalten. Als hätte es bei Thyssen
nie Entlassungen gegeben, scharten sich alle um »ihren«
Konzern. Bezeichnend für die Entwicklung war es, daß
Angestellte der Düsseldorfer Thyssen Handels Union, die
man sonst in Arbeitskonflikten höchst selten hat sehen kön-
nen, auf der Bankenseite der Düsseldorfer Kö am Montag
gegen das »Peanuts«-Denken der Deutschen Bank säcke-
weise Erdnüsse ausschütteten. Offensichtlich sahen Teile
des Thyssen-Managements die Frankfurter Demo nicht
ungern – wenn auch die Konzernspitze wohl kaum eine
Demonstration gegen die Banken anführen konnte.

Dienstag, 25. März

Am Dienstag wurden dann in Duisburg für 24 Stunden die
Anlagen ’runtergefahren. Statt der erwarteten 50.000 Teil-
nehmer kamen allerdings nur um die 20.000. Zuallermeist
von Thyssen. Der Versuch, zumindest einige Busse auch in
Dortmund für Frankfurt zu organisieren, war auf den hinhal-
tenden Widerstand der IGM-Bezirksleitung gestoßen. Die
Stimmung unter den Demonstranten war durchmischt. Eine
Menge demonstrierte hier in erster Linie nur für »ihren«
Konzern. Nicht wenige jedoch sahen ihre Hauptanliegen vor
allem darin, gegen die Bankenmacht zu demonstrieren:

»Manager der Deutschen Bank versteckt Euch schnell im
Panzerschrank«. »Aktien kann man nicht essen«. »Die Dea-
ler von der Deutschen Bank machen die Gesellschaft krank«.
Solche Losungen waren dafür bestimmend, daß sich eine
ganze Reihe von Delegationen aus anderen Wirtschaftsberei-
chen hier aus Solidarität einfanden. »Euer Kampf ist unser
Kampf«, hieß es auf einem Transparent von »VW-Kollegen
aus Kassel«.

In Dortmund waren die Anlagen an diesem Tag ebenfalls
heruntergefahren worden. Zunächst nur, weil geplant wor-
den war, daß einzelne Gruppen sich in die Innenstadt bzw.
zu anderen Firmen aufmachen sollten, um dort um Solida-
rität zu werben. Am Montagabend hatte aber die Krupp-Kon-
zernleitung – obwohl die Gespräche mit Thyssen ja noch
nicht endgültig abgeschlossen waren – verkündet, der Plan
einer großen Konzernfusion sei endgültig vom Tisch. Offen-
sichtlich zielte dieser Vorstoß vor allem darauf, der Frankfur-
ter Demo den Wind aus den Segeln zu nehmen. Weil aber
eben klar war, was die kleine Lösung für Dortmund bedeuten
würde, wurde damit die Situation in Dortmund sofort wieder
verschärft. Was also als eintägige Arbeitsunterbrechung
geplant war, wurde nun zu einem unbefristeten Streik. Der
Dortmunder Betriebsrat Bernd Schimmeyer sprach von einer
»Betriebsbesetzung«: »So lange, bis wir wissen, was in Dort-
mund mit uns passiert«. Der Betriebsratsvorsitzende Jürgen
Hafner sekundierte: »Nicht für eine Stunde und nicht für
zwei Tage – wir streiken, bis feststeht, daß keiner, aber auch
wirklich keiner, entlassen wird«. Es werde so lange gestreikt,
bis es einen schriftlichen Verzicht der Konzernleitungen auf
betriebsbedingte Kündigungen gebe. Ausdrücklich sagte der
Gesamtbetriebsratsvorsitzende Werner Nass: »Wir sind
gebrannte Kinder, wir wollen das schriftlich haben«.

Am späten Dienstagabend, kurz nach halb elf, verkündete
der Vorstandsvorsitzende der Krupp-Hoesch-Stahl, Hans-
Wilhelm Graßhoff, den 6000 Versammelten, welche seit acht
Uhr in der Halle C des »Phoenix«-Werkes auf ihn warteten,
die Pläne der neuen Thyssen-Krupp-Stahl: »Ab Mitte 1998
wird in Dortmund nur noch ein Hochofen gebraucht«. »Ab
2000 soll das Breitbandwalzen im wesentlichen bei Thyssen
erfolgen«. »Wir ringen darum, daß wir die Warmbreitband-
straße zum Teil erhalten können«. Den Dortmundern wurde
klar, ihr Unternehmen würde zur reinen Filiale des Hauptsit-
zes am Rhein werden. Zwar versprach Graßhoff auch Ersatz-
arbeitsplätze. 

Aber die typische Reaktion hierauf war: »Ersatzarbeits-
plätze? Da glauben wir nicht dran. Das hat Cromme in Rhein-
hausen doch auch versprochen. Wo sind die denn da?«. Ein
anderer Kollege erklärte: »Vor sechs Wochen hat der uns
doch noch die Modernisierung versprochen. Und nun?«
Natürlich war die Enttäuschung und Wut riesig. Helme wur-
den zu Boden gedonnert und der eine oder andere Kollege
mußte von den Umstehenden handfest daran gehindert wer-
den, damit er nicht einem der »Aktentaschenträger« an die
Wäsche ging. 

Immer wieder hieß es: »Jetzt ab auf die B1«. Aber schon
an diesem Abend wurde deutlich, daß am Ende die Resigna-
tion überwiegen würde. Immerhin wurde am Donnerstag
dann noch – ähnlich wie sonst zu den Meisterfeiern von
Borussia – der Borsigplatz in unmittel-barer Nähe zur West-
falenhütte blockiert. Ziel: Der Vorstand muß eine Erklärung
unterschreiben, daß es nicht zu betriebsbedingten Kündigun-
gen kommt.
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Mittwoch, 26. März

Die Äußerungen Graßhoffs führten zur Eskalation an einem
Standort, der in diesem Konflikt bisher kaum in Erscheinung
getreten war. Graßhoff hatte darauf verwiesen, in Dortmund
würde als Ausgleichsinvestition eine weitere, neue, Feuer-
verzinkungsanlage gebaut. Darüber wurde am nächsten Mor-
gen auf einer Betriebsversammlung im Siegerländer Kreuztal
berichtet. Ein weiteres Gerücht, nämlich, daß Krupp seine
gesamte Profilstahlsparte in Siegen und Hagen verkaufen
wolle, dementierte ein Sprecher des Vorstandes. Es war aber
zumindest völlig klar, daß die den Arbeitern im Siegerländer
Werk in Eichen zugesagte Verzinkungsanlage höchstwahr-
scheinlich nun nicht gebaut werden würde. Der Betriebsrats-
vorsitzende Wolfgang Otto erklärte: »Für Dortmund bedeutet
das hundert Ersatzarbeitsplätze, für uns ist das der Todes-
stoß«. Die 2500 Beschäftigten in den Krupp-Hoesch-Werken
im Siegerland (im eigentlichen Stahlbereich sind es nur noch
1200) traten am Mittwoch in den Ausstand. »Wenn das alles
wahr wird, dann ist hier Ende, Schluß, Aus«. Deswegen
wurde am Vormittag die B 54 in Eichen blockiert, am Nach-
mittag – zur Rush-hour – die B508 in Ferndorf dichtgemacht.

Donnerstag, 27. März

Nachdem endlich an diesem Tage für alle Betriebsteile des
neuen Konzerns vertraglich festgehalten worden war, es
werde in den nächsten Jahren keine betriebsbedingten Kün-
digungen geben, wurden Donnerstagnacht die Anlagen in
allen Krupp-Hoesch-Betrieben wieder hochgefahren. Mit
Beginn der Frühschicht wurde am Karfreitag, einen Tag spä-
ter als bei Thyssen in Duisburg, die Produktion wieder auf-
genommen. Die Thyssen-Betriebsräte hatten zwar ebenfalls
auf die schriftliche Bestätigung des Verzichts auf betriebs-
bedingte Kündigungen bestanden, aber dem Vorstand dafür
eine Erklärungsfrist bis zum 7. April eingeräumt. Deswegen
war die Arbeit unter Vorbehalt bereits wiederaufgenommen
worden – »weil die Kollegen das Geld brauchen«, wurde vom
Betriebsrat erklärt.

Warum kam es nicht zur Konzernverschmelzung?

Das am 26. März unterschriebene Stahl-Fusionsabkommen
läßt einen Konzern entstehen, an dem Thyssen 60 Prozent
und Krupp 40 Prozent der Anteile halten. Pro Jahr sollen 15

Mio. Tonnen Rohstahl produziert werden, was zur Zeit circa
40 Prozent der deutschen Produktion entspricht. Die seit län-
gerem existierende Gemeinschaftshütte von Mannesmann
und Krupp – in Zukunft also Thyssen-Krupp – bringt nur 4,2
Mio. Tonnen auf den Markt. Preussag-Salzgitter kommt auf
4,1 Mio. Tonnen, Arbed Sidmar in Bremen auf 2,9 Mio. Ton-
nen. Der Umsatz von Thyssen-Krupp wird auf 11 Mrd. DM
veranschlagt. Im Bereich des Qualitätsflachstahls kann sich
das Unternehmen mengenmäßig des ersten Platzes in Europa
rühmen. Cromme erwartet, die neue Gesellschaft könne
zudem zum Kostenführer in Europa aufsteigen. Daß es einen
eindeutigen Verlierer gibt – nämlich die Arbeiter – ist klar;
wer sich aber als der Sieger betrachten kann – Thyssen oder
Krupp – darüber läßt sich trefflich streiten. Wir müssen
zunächst einmal festhalten: Dem Krupp-Hoesch-Vorstand ist
es nicht gelungen, die komplette Fusion der beiden Konzerne
zu bewerkstelligen und in der neuen Stahltochter hat Thys-
sen das Sagen. Daß Cromme und Co. daran auf Dauer viel
Freude haben werden, darf bezweifelt werden. Andererseits
muß man jedoch sehr deutlich betonen: Obwohl Krupp-
Hoesch zwar sein Maximalziel nicht erreicht hat, wurde in
einem sonst schwerlich vorstellbaren Tempo die von Thys-
sen in den letzten Jahren mehrfach abgelehnte Stahlehe mit
eben jenem Konzern erreicht. Zudem wird inzwischen mehr
und mehr deutlich, daß sich im Laufe des Übernahmepokers
für den Cromme-Vorstand und den hinter ihm stehenden
Banken gezeigt hatte, daß die ökonomischen und vor allem
die politischen Kosten, die eine große Lösung nach sich gezo-
gen hätte, größer hätten ausfallen können, als es die betriebs-
wirtschaftlichen Vorteile gewesen wären. Insofern wäre die
kleine Lösung tatsächlich die optimale. Schon vier Tage vor
Ablauf der Frist, die für die sogenannten Konsensgespräche
veranschlagt worden war, gaben deshalb die Vorstandsvorsit-
zenden Gerhard Cromme und Dieter H. Vogel in einer
gemeinsamen Erklärung am 24.März bekannt, Krupp-Hoesch
verzichte auf eine feindliche Übernahme von Thyssen. Das
Übernahmeangebot sei »gegenstandslos«. Der vom Krupp-
Vorstand mit Unterstützung der Banken ausbaldowerte
»Thor-und-Hammer«-Plan war offensichtlich darauf aus-
gerichtet gewesen, schon vor der öffentlichen Bekannt-
machung ihrer Absichten wesentliche ökonomische Fakten
gesetzt zu haben. Nicht nur, daß das durch eine Indiskretion
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verhindert worden war, diese kam auch noch zu einem denk-
bar ungünstigen Zeitpunkt – unmittelbar nach der vorläufi-
gen Beendigung des Bergbaukonfliktes. Die Dimension des
Deals sowie die spezifischen Verhältnisse in einer montan-
mitbestimmten Industrie führten dann dazu, daß die Hoff-
nung, die Fusion ließe sich allein unter ökonomischen
Gesichtspunkten diskutieren, sofort begraben werden mußte.
Cromme und Berthold Beitz, bis heute der eigentliche Chef
der den Konzern beherrschenden Krupp-Stiftung, hatten
noch gehofft, durch ein kurzfristig organisiertes Gespräch,
die SPD-Landesregierung zumindest neutralisieren zu kön-
nen. Aber der war klar, all die bei den allernächsten Wahlen
vielleicht entscheidenden Pluspunkte, die ihre Führungsgar-
nitur gerade bei den Bergleuten gewonnen hatte, wären
sofort und nachhaltig verloren gewesen, wenn sie nicht
wenigstens versucht hätte, einen Kompromiß auf den Weg zu
bringen. Dem stand nicht entgegen, daß auch die Landes-
regierung die »Notwendigkeit« einer Verschlankung des
Stahlbereiches – und damit eines größeren Arbeitsplatz-
abbaus – von vornherein akzeptierte.

Dafür, wie der Übernahmeversuch letztlich ausging,
spielten die gleich noch aufzulistenden ökonomischen Fak-
toren sicherlich eine Rolle. Aber im Endeffekt ausschlag-
gebend dürften die politischen gewesen sein. Dieser politi-
sche Einfluß kam natürlich bereits im erwähnten Engage-
ment der Landesregierung zum Ausdruck. Dann ist auch dar-
auf zu verweisen, daß die Mitbestimmung zwar selbst in den-
jenigen Konzernen, die ihre Wurzeln in der Montanindustrie
haben, kein wirklich entscheidendes Gewicht mehr hat, aber
sie kann immerhin zum Hemmschuh werden. Bei einem risi-

koreichen Geschäft ist das im Zweifelsfall ein entscheiden-
der Punkt. Ein weiteres politisches Moment ist darin zu
sehen, daß den Konzernvorständen klar ist, daß sie es in dem
Augenblick, wo sie es sich mit den Politikern verscherzten,
rein betriebswirtschaftlich unter Umständen schwerer haben
würden: Die Konzernvorstände brauchen die politische
Rückendeckung aus Düsseldorf und Bonn, weil für den
Stahlmarkt Brüsseler Vorgaben eine nicht unwesentliche
Rolle spielen. Nicht zuletzt sind sie gerade in der Umbau-
phase auf Beihilfen für Sozialpläne sowie zumindest indi-
rekte Subventionen angewiesen. Zu diesen politischen Fak-
toren muß man vor allem jedoch zählen, daß die öffentliche
Diskussion sich allzu deutlich auf die Rolle der Banken kon-
zentrierte, so daß in bestimmten Bankenkreisen anscheinend
nur noch im Rückwärtsgang eine Garantie dafür gesehen
wurde, diese Diskussion einzugrenzen. Genau deshalb soll
sich die Bayrische Hypobank bereits in einer frühen Phase
der Gespräche ausdrücklich wieder aus dem Geschäft
zurückgezogen haben. Von der Dresdner Bank sei ein deut-
liches Unbehagen am Ablauf des Deals formuliert worden.
Und selbst bei der Deutschen Bank mehrte sich angeblich die
Zahl der Bedenkenträger, wobei es zu Meinungsverschieden-
heiten zwischen den traditionellen Bänkern und ihren Kolle-
gen im neu-erworbenen Investmenthaus gekommen sein
soll. All diese Momente zusammengenommen bedingten es,
warum Cromme und Co. letztlich auf den politischen Druck
so sensibel reagierten.

»Niederlage des Kapitalismus«?

Bestimmte Kreise der deutschen Wirtschaft begreifen diesen
politischen Einfluß im Sinne einer Niederlage. Der Chef der
Deutschen Bank, Hilmar Kopper, sieht nur einen Schuldigen:
»Die Sache ist am Eingriff der Politik gescheitert«. Der eigent-
liche Sinn seiner Kritik lautet: »Unter dem Druck der Straße
kam ein lukratives Geschäft nicht zustande«. Einen Tag,
nachdem die Übernahme des Thyssen-Konzerns durch die
Erklärung der Konzernvorstände am 24.März endgültig vom
Tisch war, erschien die »Financial Times« (25.3.1997) mit
einer Kolumne, welche Kopper aus dem Herzen sprechen
mußte: »Gestern war ein unglücklicher Tag für den deut-
schen Kapitalismus«. Was mit »Unglück« gemeint ist, wird
in einem der Hauptkommentare der gleichen Ausgabe festge-

halten: »Deutschland ist offenbar nicht zu
einem konfrontativen Wandel bereit«. Man
kann sich dennoch nicht des Eindrucks
erwehren, daß von nicht wenigen Vertretern
des hier herrschenden Wirtschaftssystems
der Entwicklung durchaus auch positive
Aspekte abgewonnen werden. Zwar nimmt
die Zahl derjenigen, die eine härtere Linie
fordern, offensichtlich zu, aber der Verlauf
und das Endergebnis des Krupp-Thyssen-
Deals ist nur ein zusätzliches Beispiel dafür,
daß es im Augenblick gleichwohl im Lager
der Bundesregierung, bei Teilen der Banken
und auch in den Vorstandsetagen von Indus-
triebetrieben immer noch genügend Kräfte
gibt, welche die spezifische deutsche Sozial-
partnerschaft nicht einfach nur als Kosten-
faktor sehen, sondern sie als unverzichtbare
Basis für ihre Gewinne begreifen. Im erwähn-
ten Leitartikel der »Financial Times« heißt es
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deshalb – wenn auch höchst widerwillig – weiter: »Unter-
schätze niemals die Macht der deutschen Konsensfähigkeit«.
Natürlich sind die nachfolgenden Aussagen von Thyssen-
Chef Vogel, welche er in einem Gespräch mit der »Zeit«
(18.4.97) machte, von den aktuellen Erfahrungen geprägt.
Dennoch sind sie in ihrer Tendenz charakteristisch für einen
nicht geringen Teil des deutschen Unternehmerlagers:
»Unser System steht vor einer großen Bewährungsprobe.
Dabei sind insbesondere die Führungskräfte gefragt. Sie sind
nicht selten mutlos, erfüllen ihre Pflicht nicht, liefern keine
Orientierung. (...) Ich sehe gelegentlich bei Arbeitnehmerver-
tretungen mehr unternehmerisches Denken als bei Mana-
gern. (...) Sie sind es leid, nur Entlassungen und Abfindungen
zu verhandeln. Sie (...) fragen: Wie lange müssen wir noch
zusehen, daß die anderen besser agieren als wir?«

Auf den unterschwelligen Vorwurf, der »eher konsensori-
entierte rheinische Kapitalismus« gerate gerade durch diese
Haltung der Thyssen-Chefetage nur noch weiter gegenüber
»einem konfliktorientierten angelsächsischen« Kapitalismus
ins Hintertreffen, kontert Vogel: »Meine Sympathie liegt
deutlich bei einem aufgeklärten Kapitalismus, der berück-
sichtigt, daß wir es bei Unternehmen nicht nur mit Maschi-
nen, Anlagen und Anteilscheinen zu tun haben, sondern
auch mit Mitarbeitern. Es sind letztlich die Mitarbeiter, die
den Wert eines Unternehmens ausmachen. Konsensorientie-
rung ist für mich kein Schimpfwort (...) Wer versucht, Interes-
sen im Rahmen der Sozialpartnerschaft auszugleichen, ver-
zichtet deshalb ja nicht auf Ergebnisorientierung. Bei Thys-
sen zum Beispiel wurden die Entscheidungen zur Sicherung
unserer Wettbewerbsfähigkeit einvernehmlich getroffen«. 

Der moralische Tonfall solcher Aussagen hat selbstre-
dend nur Tageswert. Falls Vogel sich irgendwann einmal in
der Position von Cromme wiederfinden sollte, würde er
sicherlich anders reden. Worauf es ankommt, ist, daß er hier
tatsächlich eine prinzipielle Interessenorientierung des
Kapitalismus in Deutschland ausdrückt. Die mag sich in
absehbarer Zukunft auflösen, aber zur Zeit hat sie noch Gül-
tigkeit. Dabei geht es nicht allein um die betriebswirtschaftli-
chen Ziele im Sinne einer Mitarbeitermotivation, sondern
darum, daß die deutsche Art der Sozialpartnerschaft einen
sehr wesentlichen Faktor für die politische Stabilität des
kapitalistischen Systems darstellt. 

Wenn der Bundeskanzler im Zusammenhang mit dem
Krupp-Thyssen-Deal die Wirtschaft daran gemahnte, sie
solle sich »ihrer Verantwortung bewußt« sein, dann bringt er
damit ja nur zum Ausdruck, daß angesichts der millionenfa-
chen Arbeitslosigkeit zumindest potentiell leicht aus einem
Funken ein Flächenbrand werden könnte. All das zusam-
mengenommen verweist darauf, daß der deutsche Kapitalis-
mus mit seinen spezifischen Traditionen durchaus in der
Lage ist, die auch aus seiner Sicht notwendigen tiefgreifen-
den Veränderungen voran zu bringen. Dabei wird nicht nur
nicht die Sozialpartnerschaft über Bord geworfen, sondern
diese wird sogar als Faustpfand verwendet, mit der sich
wuchern läßt. 

Zu Recht wird deshalb im Kommentar der »Financial
Times« darauf verwiesen: »Es wäre jedoch falsch, (...) den
Schluß zu ziehen, daß Deutschland im Angesicht der Her-
ausforderung der Globalisierung unbeweglich bliebe. In bei-
den Beispielen, Stahl und Kohle, ist der Wechsel auf dem
Weg – unerbittlich, wenn auch langsamer und weniger ent-
schieden, als sich die Reformer das wünschen würden«.

Ökonomische Hindernisse?

Den damit angesprochenen Kompromiß zu akzeptieren, war
für Cromme und Co. um so leichter, weil bestimmte ökono-
mische Momente in diese Richtung drängten. Die Verhand-
lungen zwischen Thyssen und Krupp waren zum einen
dadurch geprägt, daß Thyssen gleich zu Beginn signalisierte,
der bisherige, lange durchgehaltene, Widerstand gegen eine
Stahlkooperation mit Krupp werde sofort aufgegeben. Zum
anderen aber auch dadurch, daß Thyssen darauf hinzielte,
die Übernahmekosten in die Höhe zu treiben. Die Verschul-
dung des neuen Großkonzerns wäre somit höher ausgefallen,
als Krupp offiziell ursprünglich erwartet hatte. Da wurde
zunächst einmal von Thyssen nachdrücklich in Frage
gestellt, ob ein unter Zeitdruck getätigter Verkauf lukrativer
Thyssen-Sparten (zum Beispiel den immer wieder genann-
ten E-Plus-Bereich) tatsächlich die Ergebnisse zeitigen
würde, welche von Krupp-Hoesch veranschlagt worden
waren. In dem Augenblick, wo durch einen entsprechenden
Verkauf aber kein Ausgleich erzielt werden konnte, wäre die
Zinsbelastung in kritische Höhen gestiegen. Es wurde deut-
lich, daß die fälligen jährlichen Zinszahlungen mehr ver-
schlingen würden als zum Beispiel die Vorjahresgewinne
beider Konzerne zusammen.

Als nächstes Gegenargument brachte die Thyssen-Seite
vor, die Thyssen-Aktie sei real mehr wert als die 435 DM, die
Krupp den Aktionären anbot. Von einem »inneren Wert« in
Höhe von 500 DM war die Rede. Hiermit erreichte es der
Thyssen-Vorstand, daß er auf eine Sperrminorität in Höhe
von gut einem Viertel der Aktien verweisen konnte, deren
Besitzer auf keinen Fall bereit wären, ein »niedrigeres«
Krupp-Angebot anzunehmen.

Als dritten Pluspunkt konnte Thyssen ins Feld führen,
daß kurz zuvor von der Thyssen-Hauptversammlung eine
Kapitalerhöhung von 500 Mio. DM genehmigt worden sei,
die nur noch vom Aufsichtsrat abgezeichnet werden mußte.
Dies hätte den Übernahmepreis um zweieinhalb bis vierein-
halb Mrd. DM hochgetrieben. So plausibel solche ökonomi-
schen Einwände auf den ersten Blick gleichwohl erscheinen
mögen, ist es dennoch sehr schwer abzuschätzen, was an
ihnen real dran ist. Denn eigentlich sollte man ja erwarten,
daß den Krupp-Strategen – um nur dieses eine Beispiel auf-
zugreifen – lange vorher bekannt war, daß Thyssen eine
Kapitalerhöhung plante, die man also auch hätte einkalku-
lieren müssen. Tatsächlich kann man deshalb vermuten (was
durch neuere Berichte auch bestätigt wird), all die konkreten
»Verteuerungen«, die nach den Verhandlungen aufgelistet
wurden, sollen eigentlich nur das zentrale ökonomische Pro-
blem bemänteln: Nämlich, daß Krupp ähnlich wie damals
bei Hoesch einen klammheimlichen Aufkauf durchexerzie-
ren wollte, und weil das nicht möglich war, stiegen dann
plötzlich die Kosten. Nur allein deswegen ist es auch nicht
ganz von der Hand zu weisen, wenn der Vorstandsvorsit-
zende von Thyssen, Dieter Vogel, selbst als die kleine Stahl-
lösung vertraglich bereits abgehakt war, auf einer Pressekon-
ferenz am Donnerstag, dem 27. März, seine Kritik am
Cromme-Konzept betonte: »Hätte Krupp den gesamten Thys-
sen-Konzern übernommen, wäre ein Unternehmen entstan-
den, das von seiner Schuldenlast erdrückt und deshalb nicht
lebensfähig gewesen wäre«. Krupp sei ein Konkurrent »mit
Sanierungsbedarf«, der mittels der feindlichen Übernahme
versucht habe, »sich auf Kosten eines gesunden Konzerns zu
sanieren«. Aufs Ganze gesehen dürfte (nach all dem oben
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ausgeführten) jedoch eher Cromme Recht gehabt haben,
wenn er auf einer Pressekonferenz am Freitag, dem 28.März
konterte: »Ein internationales Bankenkonsortium gibt kei-
nen Kredit von 15 Milliarden Mark, ohne von dem Erfolg des
Konzepts überzeugt zu sein«. Er machte geltend, daß in
Großbritannien und den USA nicht wenige Beobachter es
dem Investitionsstandort Deutschland negativ ankreideten,
daß ein solcher Deal nicht möglich gewesen wäre. Auch wei-
terhin war für ihn nicht sein ursprünglicher Plan problema-
tisch, sondern daß er durch eine »Indiskretion« vorzeitig
bekannt geworden sei. Er ließ keinen Zweifel daran: »Wir
werden auch in Zukunft nicht davor zurückschrecken, den
von uns beschrittenen Weg in andern Fällen noch mal zu
gehen, wenn wir – wie jetzt auch – von der Richtigkeit über-
zeugt sind«. Nach Angaben von Cromme werde auf jeden
Fall zwischen Krupp und Thyssen über die zusätzliche
Zusammenarbeit auf anderen Arbeitsfeldern als dem Stahl
weiterhin verhandelt werden. Obwohl sich die große Lösung
nicht habe durchsetzen lassen, beurteilte Krupp das eigene
Vorgehen insgesamt gesehen dennoch als positiv: Ohne
einen aggressiveren Kurs wäre Thyssen überhaupt nicht
bereit gewesen, selbst über ein kleine Lösung zu reden. Und
auch jetzt würde man immerhin drei Viertel der Synergie-
effekte erzielen, die man vorher angepeilt hatte – ohne
größere zusätzliche Kredite aufnehmen zu müssen. Mancher-
orts wird spekuliert, eigentlich habe der Cromme-Vorstand
allein dieses Ergebnis von vornherein anvisiert gehabt. Er
habe fast alle Vorteile, wohingegen Thyssen jetzt die
Schmutzarbeit machen müsse. Ganz von der Hand zu weisen
ist das natürlich nicht, aber gegen eine solche Vorstellung
spricht doch zuviel: Der Aufwand, der betrieben wurde. Das
Porzellan, das zerschlagen wurde. Das Akzeptieren-Müssen
zumindest im Stahlbereich der Abhängigkeit von Cromme
und Co. gegenüber dem Thyssen-Vorstand um Vogel.

Ganz umsonst bekommt Krupp die kleine Stahllösung
nicht. Der zukünftige Vorstandsvorsitzende des neuen Kon-
zerns (und bisherige Thyssen-Stahl-Chef), Ekkehard Schulz,
wies darauf hin, daß Krupp immerhin ganz allein die eigent-
lichen Fusionskosten aufbringen müsse: Für Abschreibun-
gen und Sozialplankosten müßten die Essener mindestens
800 Mio., wenn nicht sogar 1,3 Mrd. DM, in den nächsten
Jahren zahlen. Diese Beträge relativieren sich aus Krupp-

scher Sicht allerdings: Sie würden von Krupp nur ein, zwei
Jahre vorfinanziert. Allein der Thyssen-Bereich dürfte garan-
tieren können, daß die neue Gesamtgesellschaft bereits in
den nächsten Jahren Gewinne erzielt. Bereits 1997 sollen die
Synergieeffekte 150 Mio. DM ausmachen, 1998 dann 270
Mio. DM, im Jahre 2000 350 Mio. DM, 2001 480 Mio. DM 
und ab 2002 sollen die Einsparungen jährlich ein Plus in
Höhe von 550 Mio. DM ausmachen. Zwar müsse in den Jah-
ren 1998 bis 2001 Krupp an Thyssen jährlich vorab 300 Mio.
DM zahlen. Der Thyssen vorbehaltene Sockelbetrag erkläre
sich jedoch allein daraus, daß Thyssen in der allernächsten
Zukunft nicht schlechter gestellt werden dürfe, als wenn der
Konzern alleine weitergemacht hätte. Macht der neue Kon-
zern Gewinn, dann wird dieser Betrag damit verrechnet.
Übersteigt der Gewinn tatsächlich sogar diese Summe, wer-
den alle weiteren Überschüsse in den nächsten Jahren über-
dies zur Hälfte geteilt. Falls keinerlei bzw. nur geringer
Gewinn erzielt wird, dann allerdings zahlt Krupp drauf. Ab
2002 werden hernach die Gewinne entsprechend der Gesell-
schafteranteile 60 zu 40 geteilt.

Arbeitplatzabbau

Von den 23.581 Arbeitsplätzen, die es zur Zeit in den Stahl-
sparten der beiden Konzerne gibt, sollen in den nächsten Jah-
ren 6.611 vernichtet werden. Zunächst war sogar die Zahl
7900 genannt worden. Die damit zusätzlich erfaßten 1359
Arbeitsplätze gehören zum Thyssen-Langstahlbereich. Weil
der zum Verkauf an die Georgsmarienhütte ansteht, wären
sie bei den zukünftigen konzerninternen Veränderungen
nicht mehr einzurechnen. Endgültig unter Dach und Fach ist
dieses Geschäft allerdings bis heute nicht. Im neuen Thys-
sen-Krupp-Stahlkonzern werden also auf jeden Fall noch
einmal 2.000 Arbeitsplätze zusätzlich zu denjenigen 4.600
abgebaut, welche die beiden Konzerne sowieso bereits schon
vor dem Fusionspoker auf die Abschußliste gesetzt hatten:
damals 2.200 in Dortmund und 1.400 in Duisburg. Im Sieger-
land sollen von den 1.226 Stahlarbeitsplätzen, die zur Zeit
dort noch vorhanden sind, 306 abgebaut werden sowie eine
noch unbestimmte Zahl in der Verwaltung. Nach dem Opti-
mierungskonzept waren 249 vorgesehen gewesen. In
Bochum werden von den zur Zeit 2950 Arbeitsplätzen (statt
der rund 500 bereits im Optimierungskonzept vorgesehenen)
nun 828 Stellen gestrichen. Bei Thyssen in Duisburg wird in
der Produktion keine Stelle gestrichen – richtiger: keine
mehr, als die bisherigen Planungen sowieso bereits vorsahen.
Es ist sogar die Rede davon, daß der zusätzliche Hochofen
und die Gießanlage zu einer neuerlichen Erhöhung der Pro-
duktionsarbeitsplätze um 300 führen werden. Die Verwal-
tung und zentrale Dienste hingegen werden um weitere 500
Arbeitsplätze verkleinert. Die Hauptlast wird auf jeden Fall
Dortmund tragen. Als geradezu charakteristisch darf es wohl
angesehen werden, daß es in den ersten Verlautbarungen am
Mittwoch, den 26. März, noch geheißen hatte, in Dortmund
würden circa 3600 Arbeitsplätze abgebaut, daß aber am näch-
sten Tag, als die konzernweite Gesamtzahl herabgesetzt
wurde, die für Dortmund sogar auf über 4000 erhöht wurde.
Von den dort 5635 Beschäftigten werden bestenfalls 1458
übrigbleiben. Nach dem Optimierungskonzept wären es
noch 3650 gewesen, das heißt, es werden jetzt fast andert-
halbmal so viele wegfallen. Da kann es dann auch kaum noch
trösten, daß allerdings 200 Arbeitsplätze im stahlnahen
Bereich hinzukämen, falls die Feuerverzinkung und eine
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Platinenfertigung in Dortmund gebaut würden. Immerhin
wurde den Beschäftigten der Thyssen-Krupp-Stahl schrift-
lich zugesichert, bis zum Ende des Jahres 2001 werde es
keine »betriebsbedingten Kündigungen« geben.

Diese Zusage gilt selbstredend nur unter dem grund-
legenden Vorbehalt, daß die betroffenen Kollegen die ihnen
von der Unternehmensleitung als »zumutbare« Alternative
ausgewiesenen Arbeitsplätze akzeptieren. Die Dortmunder
Stahlarbeiter müssen zum Beispiel bereit sein, nach Duis-
burg zu fahren. Von einem Ende des Ruhrgebiets ans andere
Ende. Fahrzeit mit der S-Bahn für eine Strecke: gut andert-
halb Stunden. Und auch wenn das offiziell zur Zeit noch hef-
tigst dementiert wird, tatsächlich dürften auch Arbeitszeit-
verkürzungen ohne Lohnausgleich nicht auszuschließen
sein. 

In den Verlautbarungen des Konzerns, der Landesregie-
rung sowie des Gesamtbetriebsrates wurde betont, in den
nächsten Jahren würden in Dortmund außerhalb des Stahl-
bereiches 1300 neue Arbeitsplätze geschaffen: 500 von
Krupp und 800 von Thyssen. Als Krupp und Thyssen gut
vier Wochen nach Beendigung des Konfliktes erstmals ent-
wickelten, was das konkret heißt, wurde sofort deutlich, wie
dubios solche Zusagen sind. Zu den von Krupp versproche-
nen 500 Arbeitsplätzen gehören zum Beispiel 55, für die zur
Zeit Fremdfirmen zuständig sind, das heißt, es würde nur
jemand anderes arbeitslos werden. Bei 165 weiteren Arbeits-
plätzen handelt es sich entweder nur um kurzzeitige Arbeits-
plätze, zum Beispiel für den Abriß bzw. fürs Aufräumen,
oder Krupp konnte überhaupt nicht belegen, daß der Kon-
zern hier neue Arbeitsplätze schaffen würde. Denn der Kon-
zernsprecher erklärte lediglich, man bemühe sich darum,
andere Firmen reinzuholen. 

Aber mal angenommen, das klappt, dann ergeben diese
1300 plus die 200 stahlnahen Arbeitsplätze immer noch erst
1500 – was bisher auf jeden Fall eine Deckungslücke von 600
Arbeitsplätzen gegenüber dem Optimierungskonzept aus-
macht, für die bisher nicht mal auf dem Papier abzusehen ist,
ob sie tatsächlich sozialverträglich abgebaut werden könn-
ten.

Aber für die Betriebsratsführung ist natürlich ganz klar:
Bis zum festgesetzten Termin im März 1998 wird sich das
schon irgendwie regeln lassen. Wieder einmal hat sich
gezeigt, führende Gewerkschafter und die Betriebsratsspit-
zen klammern sich nur an ein Ziel: Betriebsbedingte Kündi-
gungen müssen vermieden werden. Natürlich ist es nicht
schlecht, wenn man zumindest dieses Ziel erreicht, aber auf
Dauer ist es verheerend, wenn jenseits davon jede Sauerei
akzeptiert wird. 

Wie die Ersatzarbeitsplätze aussehen: Völlig egal! Daß
sich für diejenigen, die bereits auf der Straße liegen, die
Chancen auf Änderung ihrer Situation noch weiter verrin-
gern, wenn die Gewerkschaft den Abbau weiterer Arbeits-
plätze akzeptiert: Völlig egal! Als wie trügerisch sich alle
diesbezüglichen Hoffnungen in der Praxis erweisen könnten,
hat sich in Dortmund bereits gezeigt. Denn entgegen den
Erwartungen, die man dort gehegt hatte, erklärte nämlich der
zukünftige Vorstandsvorsitzende der Thyssen-Krupp-Stahl,
Ekkehard Schulz, am Mittwoch, dem 26. März, zur Zeit
könne er »keine endgültige Aussage« über die zukünftige
Kokereikonzeption machen. Auf Dauer sei ein Neubau im
Thyssen-Werkshafen in Duisburg-Schwelgern – auch wenn
das 1,5 Mrd. DM koste – »unverzichtbar«. 

An den langwierigen Genehmigungsverfahren will man
schon einmal auf jeden Fall festhalten. Außer den 550 Koke-
rei-Arbeitsplätzen fielen damit (zumindest im östlichen
Ruhrgebiet) noch einmal die 3500 Stellen auf denjenigen
Schachtanlagen weg, welche die Kohle zuliefern. Zunächst
ist man natürlich an die geschlossenen Verträge gebunden.
Aber spätestens im Jahre 2002 – wenn die Flüssigphase in
Dortmund entfallen sein wird – haben sich die Vertragsvor-
aussetzungen geändert. Zudem wird sich bereits jetzt der
Preisdruck auf die RUHRKOHLE erhöhen.

Auch eine andere Hoffnung könnte sich als trügerisch
erweisen. NRW-Wirtschaftsminister Wolfgang Clement hatte
die Bundesregierung aufgefordert, umgehend – und sei es in
einer speziellen Ausnahmeregelung – die vor zwei Jahren
ausgelaufene Vorruhestandsregelung für den Montanbereich
wieder einzuführen. Hiernach war es möglich, die Stahl-
arbeiter ab dem 50. Lebensjahr in den Vorruhestand zu
schicken. Bei jedweder Frühverrentungskomponente muß
man sich allerdings auch darüber im klaren sein, daß es bei
Thyssen keinen Stahlarbeiter mehr gibt, der älter als 53 ist
und bei Krupp keinen, welcher mehr als 52 Jahre auf dem
Buckel hat. Eine Lösung des Problems wäre das also nicht. 

Unabhängig davon ist es sehr fraglich, ob die Kohl-Regie-
rung tatsächlich bereit ist, noch einmal eine besondere Aus-
nahme für eine spezielle Vorruhestandsregelung im Stahl zu
genehmigen. 1996 hatte Blüm noch gegen heftigen Wider-
stand in den eigenen Reihen eine Sonderregelung durchge-
drückt. Weil er wohl zu Recht annimmt, daß ihm das nicht
noch einmal glücken würde, hat er dieses Mal bereits abge-
wunken. Die Wahrscheinlichkeit also, daß die Zahl der Dort-
munder Arbeitslosen (zur Zeit 51.861) und die derjenigen in
Duisburg (38.268) weiter steigen wird, ist groß. 

Wenn wir uns zudem vor Augen halten, daß aus Sicht der
Konzerne in Europa noch Stahlüberkapazitäten von 20 Mio.
Jahrestonnen bestehen, wenn man sich zudem vergegenwär-
tigt, daß weltweit die zehn wichtigsten Unternehmen der
Plastikherstellung oder die entsprechenden zehn Alumini-
umhütten jeweils mehr als 50 Prozent des Marktes ihr eigen
nennen können, die wichtigsten 20 Stahlunternehmen auf
gerade 35 Prozent kommen (die Unternehmensstruktur also
noch sehr zersplittert ist), dann dürfen wir erwarten, daß der
Konkurrenzkampf in aller Schärfe unverändert weitergeht.
Rationalisierung und Abbau von Arbeitsplätzen werden also
eher zu-, denn abnehmen. 

Die jetzt noch weiter zusammengeschmolzenen Beleg-
schaften von Krupp und Thyssen werden es beim nächsten
Mal noch schwieriger haben, sich zu verteidigen, wenn nicht
endlich viel mehr Arbeiter aktiv werden. Die Tatsache, daß es
auch dieses Mal den Konzernen wieder gelungen ist, ihre
»Teile-und-Herrsche«-Taktik durchzusetzen, daß die Stan-
dortborniertheit wieder einmal eine allzu große Rolle
gespielt hat, ist allerdings nun wahrlich kein Grund für allzu
großen Optimismus. 27. 5.1997 ■



■ Z U M H I N T E R G R U N D  D E R  F U S I O N S P L Ä N E

Die Situation von Krupp-Hoesch
und Thyssen
Am Freitag, dem 28. März, fuhren die Bergleute nach einer
Woche Arbeitskampf erstmals wieder in Tiefe. Am Montag-
nachmittag sickerte die Nachricht durch: »Krupp kauft
Thyssen«. Jedem war klar, was das bedeutet: der neuerliche
Verlust von mehreren tausend Arbeitsplätzen in der ande-
ren Traditionsbranche des Ruhrgebietes. Der Schock saß:
Die einen schaffen es gerade noch (mit einem in der bundes-
deutschen Geschichte kaum dagewesenen harten Einsatz),
nicht ins Bergfreie zu fallen, da trifft es die anderen mit
voller Wucht.

Insbesondere den Kollegen bei Krupp-Hoesch in Dort-
mund stockte zunächst der Atem. Hatten sie doch erst weni-
ger als sechs Wochen zuvor mit dem Konzernvorstand ein
»Optimierungskonzept« abgeschlossen, welches zwar auch
den Wegfall von immerhin 2200 Arbeitsplätzen vorsah, aber
auf jeden Fall den Erhalt des Standortes zu sichern schien.
Und nun das. Weil die Konzernleitung immer darauf verwie-
sen hatte, eigentlich sei der Duisburger Thyssen-Stahlstand-
ort der bessere Standort und nur, wenn die Dortmunder
Belegschaft zu großen Zugeständnissen bereit sei, könne der
Standort gehalten werden, war jedem klar, daß genau der nun
auf der Abschußliste stehen würde. Und weil zudem
Cromme und Co. nun offensichtlich die Möglichkeit sahen,
nicht nur die vom Krupp-Hoesch-Vorstand mehrfach gefor-
derte Fusion mit der Thyssen-Stahlsparte zu verwirklichen,
sondern gleich beide Konzerne vollständig verschmelzen
wollten, war klar, daß sowohl bei Thyssen wie auch im
Krupp-Mutterkonzern in vielen Bereichen ebenfalls eine
große Zahl weiterer Arbeitsplätze wegfallen würden. Grund
dafür würden die vom Krupp-Vorstand beschworenen Syn-
ergieeffekte sein. Damit ist gemeint, es können Arbeitsauf-
gaben abgebaut werden, welche in zwei getrennten Konzer-
nen notwendigerweise zweimal vorhanden sein müssen,
aber in einem verschmolzenen Konzern nur noch einmal
gebraucht werden. Daß so etwas aus Konzernsicht Sinn
machen würde, ist keine Frage: Zum einen bedeutet das
einen Konkurrenten weniger, einer weniger, der die eigenen
Gewinne schmälert. Zum anderen muß die infolge des
Zusammengehens beider Betriebe angeheizte Rationalisie-
rung zur Steigerung der Produktivität führen und damit
zusätzlich die Gewinnsituation des neuen Konzerns verbes-
sern. Aber die Art und Weise des Vorgehens wirft doch Fra-
gen auf. Denn das Vorgehen von Cromme und Co. entspricht
offensichtlich nicht gerade dem üblichen. Wenn so einfach
ein gerade verkündetes Optimierungskonzept über den Hau-
fen geworfen wird, was auf jeden Fall zu Unruhe führen muß;
wenn der Übernahmedeal so gedeichselt wird, daß von
»Wildwestmanieren« und »feindlicher Übernahme« die
Rede ist: Dann müssen wir davon ausgehen, daß aus Sicht
des Krupp-Hoesch-Vorstandes die Lage so dringlich und prekär
war, daß dieser eine schlechte Presse einfach in Kauf nehmen
mußte. Es stellt sich also die Frage, gibt es im Stahlsektor Ent-
wicklungen, die dieses Vorgehen notwendig machten?

Die Stahlbilanzen von Krupp-Hoesch und Thyssen

Von den beiden Konzernen ist Krupp-Hoesch trotz der
Absetzbewegung vom Stahl, die seit einigen Jahren von allen

früheren, reinen Montankonzernen angestrebt wird, zur Zeit
der-jenige, der noch weitaus abhängiger von dieser Sparte ist. 
Die Bilanzen der beiden Konzerne zeigen, daß Verluste und
Gewinne der Mutterkonzerne sich ziemlich parallel zu den-
jenigen der Stahltöchter entwickeln – die »Stahlprobleme«
schlagen also immer noch mehr oder weniger nahtlos auf die
Konzernbilanz durch.
In letzter Zeit hatte sich der Konkurrenzkampf zwischen den
beiden deutlich verschärft. Übereinstimmend hatten beide
Konzerne in der letzten Zeit den Druck auf ihre jeweiligen
Belegschaften, rentabler zu arbeiten, erhöht: Thyssen hatte
seinen Geschäftsbereichen eine Mindestrendite von jetzt
12,5 Prozent vorgegeben, ansonsten werde über einen Ver-
kauf oder eine Stillegung nachgedacht. Krupp-Hoesch
erhöhte für seine Unternehmen die Meßlatte auf 20 Prozent.
Daß es noch schwieriger werden würde, falls Thyssen in sei-
nen Rationalisierungsbemühungen entschiedener nachzog,
war jedem in der Führung von Krupp-Hoesch völlig klar.
Trotz vieler Verbesserungen im Stahlbereich bei Krupp-
Hoesch lagen immer noch prinzipielle Pluspunkte bei Thys-
sen. Perspektivisch konnten die sogar dazu führen, daß
Krupp-Hoesch eventuell ganz auf der Strecke bleiben würde.
Der Duisburger Thyssen-Standort hat deutliche Vorteile
gegenüber dem Dortmunder Krupp-Hoesch-Standort: 

1. Eindeutiger Schwerpunkt auf Flachstahl, einem markt-
gängigerem Produkt als die Profilstähle, welche in Dortmund
mit circa 50 Prozent des Umsatzes noch ein zu großes Ge-
wicht haben.

2. Die Produktionstechnologie ist moderner.
3. Billigere Frachtraten durch die Rheinanbindung.

Rolle der Banken

Den aggressiven Kurs konnte Krupp-Hoesch aber nur verfol-
gen, weil die Deutsche Bank und die Dresdner Bank mit
ihren in London ansässigen Investmenttöchtern Morgan
Greenfell und Kleinwort Benson sowie die US-Investment-
bank Goldmann-Sachs »grünes Licht« gegeben und einen
großzügig bemessenen Kreditrahmen – von Cromme im
nachhinein mit 15 Mrd. DM beziffert – zur Verfügung gestellt
hatten. Weil die Kruppschen Übernahmepläne eine ganz
andere Dimension hatten als diejenigen damals 1991 bei
Hoesch, gab es auf den ersten Blick Grund zu vermuten, diese
»feindliche Übernahme« sei Ausdruck einer neueren Ent-
wicklung in der deutschen Wirtschaft. Hier schien sich eine
Entwicklung anzubahnen, wie sie speziell in den achtziger
Jahren in den USA gang und gäbe war: Ein Unternehmen
wird (gegen den Widerstand des Managements des betroffe-
nen Unternehmens) aufgekauft. Der Kaufpreis wird dadurch
aufgebracht, daß das Unternehmen, welches gekauft wird, in
sein Einzelteile zerlegt, filetiert, wird und die lukrativen
Unternehmensbereiche verkauft werden. Der Rest wird liqui-
diert. Das Ganze ist also vorwiegend auf einen finanziellen
Gewinn ausgerichtet, nicht darauf, die Produktionsstruktur
zu verändern.

Das Novum dieser Entwicklung wurde betont, weil das
Krupp-Thyssen-Geschäft dadurch seine ganz besondere
Nuance erhielt, daß zum ersten Mal ganz offensichtlich meh-
rere der Großbanken aktiv von vornherein diesen Vorgang
unterstützten. Noch 1978 hatte der damalige Chef der Deut-
schen Bank, Alfred Herrhausen, gegenüber seinem Auf-
sichtsrat darauf verwiesen, ihre Bank werde sich auch in
Zukunft keinesfalls an »feindlichen Übernahmen« beteili-
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gen. Und nun wurde sogar binnen Wochenfrist bekannt, daß
die Deutsche Bank daran festhielt, zeitgleich einen weiteren,
ähnlichen, Deal zu begleiten. Pikanterweise stand auch die-
ses Mal ein Essener Konzern im Mittelpunkt: Mit Hilfe der
Deutschen Bank beabsichtigte die Essener Hochtief eine Art
»feindliche Übernahme« der in Frankfurt ansässigen Philipp
Holzmann AG, der »Nummer Eins« in der deutschen Bau-
branche. Ein früherer Versuch war bereits am Einspruch des
Bundeskartellamts gescheitert. Deswegen sollte jetzt nicht
gleich der ganze Laden übernommen werden, sondern nur
die knapp 50 Prozent Aktienanteile der Deutschen Bank
(einschließlich der Depotstimmen) und die von Hochtief
gepoolt werden. Am entscheidenden Einfluß hätte das im
Ergebnis nichts geändert. Auch dieses Projekt zerschlug sich
wegen des Widerstandes des Kartellamtes. Immerhin sah es
Ende März so aus, als ob es gleich zwei prinzipiell ähnliche
gelagerte Versuche innerhalb einer kurzen Zeitspanne gege-
ben hätte: Es schien also wirklich ein ganz neues Niveau
erreicht. Denn das widerspricht tatsächlich der spezifischen
Tradition der Generalbanken, wie sie sich insbesondere in
Deutschland seit dem letzten Jahrhundert entwickelt hatte.

Generalbanken werden sie genannt, weil sie anders als
die in den angelsächsischen Ländern sowohl das alltägliche
Geschäft mit dem privaten Kunden wie auch das Groß-
geschäft von Unternehmensinvestitionen unter einem Dach
vereinigen. 

Ursache für diese Tradition ist die Kapitalarmut deut-
scher Unternehmen im letzten Jahrhundert. Der deutsche
Kapitalismus konnte sich nicht auf der Grundlage eines
mächtigen Handelsbürgertums entwickeln. Zwar hatte es
ehedem im »Heiligen Römischen Reich Deutscher Nation«
äußerst reiche Kaufleute wie die Fugger oder diejenigen der
Hanse gegeben, aber im Laufe der weiteren Geschichte waren
davon nur vergleichsweise schwache Überreste übriggeblie-
ben: Der »Dreißigjährige Krieg« hatte das Land auf Jahrhun-
derte verwüstet. Zudem hatte die grundlegende Verlagerung
des Handelsgeschehens von dem viele europäische Regionen
umspannenden Markt »Ostsee/Mittelmeer/Kleinasien« hin
zum atlantisch geprägten Weltmarkt die »deutschen« Händ-
ler in eine Randlage gedrängt. Und das war dann auch einer
der wichtigsten Gründe, warum »Deutschland« sich nicht
einen großen ausbeutbaren Kolonialbesitz aneignen konnte.
Demgemäß bekamen die Banken eine ganz besondere Bedeu-
tung: Sie mußten bereit sein, die Kärrnerarbeit zu überneh-
men, viele vergleichsweise kleine Geldbeträge einzusam-
meln, und ihnen mußte ein besonderer Einfluß in der Indu-
strie selber zugestanden werden, damit sie Investitionen in
kapitalarme Unternehmen riskierten, deren Profitrücklauf
ebendeshalb zwangsläufig auf lange Zeiträume hin ausgelegt
war. 

Das ist die Grundlage dafür, daß sich das spezifische
System der »Deutschland AG« herausbildete, wo Bankenver-
treter in den Aufsichtsräten vieler konkurrierender Unter-
nehmen sitzen und dadurch zumindest ein Stück weit dafür
Sorge trugen, daß sich widerstreitende Interessen ausglei-
chen. Diese moderierende Funktion, sowie der Umstand, daß
sie vergleichsweise stärker auf dem Geld von nicht ganz so
wohlhabenden Kunden aufbauten, hat ihnen ein Renommee
verschafft, welches fast nur zu vergleichen ist mit den
Ansprüchen, die viele an den Staat haben: »Irgendwie« sol-
len sie über den widerstreitenden Interessen von Individuen
stehen.

Tatsächlich jedoch sind Banken nichts anderes als kapita-
listische Unternehmen, bloß in einer speziellen Branche.
Wie alle die anderen auch haben sie letztlich nur ein Inter-
esse, ihren Profit zu maximieren. Dabei ist allerdings festzu-
halten, daß sie diesem Geschäft heute etwas anders nachge-
hen als in ihren Anfängen. In dem Maße, wie sich ihr
Geschäft in den letzten Jahrzehnten nachhaltig über die
nationalen Grenzen hinaus erhebt, verändert sich ein Stück
weit ihr Verhalten. In der Größenordnung, die bei bestimm-
ten Investitionen üblich geworden ist, können die entspre-
chenden Finanzen nur aufgebracht werden, wenn die
Finanzplätze New York und London zum ganz normalen All-
tag gehören. 

Deswegen kauften die deutschen Großbanken erst vor
wenigen Jahren in großem Stil Investmentbanken insbeson-
dere in Großbritannien auf. Derart wurde ihnen jedoch Blut
zugeführt, welches durch ganz andersartige kapitalistische
Erbanlagen geprägt ist: Der britische Kolonialismus ermög-
lichte es, daß riesige Reichtümer in England zusammen-
kamen. Die großdimensionierten Wirtschaftsräume des
Empire, aber auch des Halbkontinents Nordamerika ermög-
lichten Geschäfte in einer ganz anderen Größenordnung wie
seinerzeit in der deutschen Kleinstaaterei. Im Fall der USA
kam hinzu, daß von vornherein einige Europäer einwander-
ten, die bereits kleine Vermögen mitbrachten, welche sie
durch ein neues Glück im »Wilden Westen« noch einmal ver-
größern wollten. 

All das hatte zur Folge, daß in Großbritannien und den
USA die Geschichte des Kapitalismus unter anderem
dadurch charakterisiert ist, daß es erstens von vornherein
viele einzelne Geldgeber gab, die auf ein immenses Vermö-
gen zurückgreifen konnten. Das heißt, die Bedeutung des
Einzelkapitalisten ist viel größer als die des Bankiers. Und
zweitens hatten viele Geschäfte bereits im Ansatz eine
Dimension, die es als normal erscheinen ließen, daß die Pro-
fite, welche ’reinkamen, von vornherein viel größer waren
und schneller erfolgten.

Beides zusammen hat zum Ergebnis, daß es deutschen
kapitalistischen Traditionen entspricht, bei der Profitpro-
duktion von vornherein in langfristigeren Zeiträumen zu
denken, während es der angelsächsischen Tradition ent-
spricht, auf den kurzzeitigeren Profit zu setzen. Weil es
jedoch deutscherseits ohne diejenigen Finanzspritzen nicht
mehr geht, die sich eben nicht anders wie auf diesen interna-
tionalen Märkten auftreiben lassen, verändert dieses nun das
Verhalten der deutschen Unternehmen: der Banken wie der
Industrieunternehmen.

Hilmar Kopper erklärte dieser Tage auf der Bilanzpresse-
konferenz der Deutschen Bank, daß sein Institut sich in ande-
ren Ländern natürlich bereits an zahlreichen feindlichen
Übernahmen beteiligt habe. In Frankreich habe man der
Supermarktkette Auchan Beistand geleistet, als diese für
sechs Mrd. DM die konkurrierende Handelsgruppe Docks de
France feindlich übernahm. Charakteristisch ist der folgende
Satz: »In Großbritannien haben wir eine ganze Reihe von
unfreundlichen Dingen gemacht«. Wegen der Bedeutung die-
ser veränderten weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen,
die mehr und mehr Wichtigkeit für den deutschen Markt
erlangen, nicht jedoch wegen des speziellen Ablaufs des
Krupp-Thyssen-Deals müssen wir diesen tatsächlich als
Ausdruck einer neueren Entwicklung werten.
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Freiwillige oder unfreiwillige »Übernahme« –
ist das für den Beschäftigten von Bedeutung?

Dieses festzuhalten, heißt nicht, daß wir ohne weiteres Argu-
mente, wie sie von der IG-Metall-Spitze sowie führenden
Betriebsräten, insbesondere des Thyssen-Konzerns, hin-
sichtlich der Rolle der Banken vorgebracht worden sind,
ohne Einschränkung akzeptieren könnten. 

Zunächst sollte man sich fragen, ob auch wir Kommuni-
sten den Aspekt, daß die Übernahme unfreiwillig geschehen
sollte, so sehr betonen sollten. Praktisch identifiziert man
sich nur mit einer Managerfraktion. Ansonsten sollte man
sehr viel vorsichtiger mit der Prognose umgehen, hier würde
eine völlige neue Stufe des Kapitalismus erreicht. Allein die
Tatsache, daß es am Ende nicht zur Großfusion gekommen
ist, zeigt, daß die Bäume nicht plötzlich in den Himmel
wachsen. 

Eine seit gut über einem Jahrhundert gewachsene Tradi-
tion, die alles in allem durchaus erfolgreich war, nur heute
modifiziert werden muß, geht nicht allein durch ein Geschäft
in die Brüche. Zweifellos haben zwar die Banken in Deutsch-
land einen sehr großen Einfluß. Der Deutschen Bank gehören
zum Beispiel 45 Prozent von Klöckner-Humboldt-Deutz,
24,4 Prozent von Daimler-Benz, zehn Prozent der Allianz,
zehn Prozent der Münchener Rückversicherung sowie 30
Prozent von Gerling. An dreihundert Unternehmen hält sie
direkte Anteile. Wenn man diejenigen dazurechnete, an
denen wiederum zum Beispiel die Allianz bzw. die anderen
Versicherungen oder Daimler-Benz Anteile halten, verviel-
fältigt sich die Zahl. Die zwölf Vorstandsmitglieder der Deut-
schen Bank sitzen in mehr als 70 Aufsichtsräten. Ihr Einfluß
wird verstärkt, weil sie außer ihre eigenen Anteile die Depot-
stimmrechte vieler Kleinaktionäre verwaltet. 

Zwischen den drei Großbanken und den wichtigsten
hundertdreißig deutschen Konzernen gibt es mehr als zwei-
einhalbtausend personelle Verflechtungen. Dennoch sollte
man sich davor hüten, die Bankenmacht so sehr überzubeto-
nen, daß nachgerade der »normale« Kapitalismus fast als
Idylle erscheinen muß. Manchmal konnte man in diesen
Tagen bald den Eindruck gewinnen, eine Unterscheidung der
Nazis, nämlich die zwischen »schaffendem und raffendem«
Kapital, entspräche genau dem, was manche Betriebsräte von
den Banken hielten. Dabei muß man im Augen behalten, daß
die Interessen von Banken und von Industrieunternehmen
sich prinzipiell unterscheiden können. 

Bekanntlich ist es die wesentliche Funktion von Banken,
Kredite zu organisieren. Aus Sicht des industriellen Kapita-
listen haben Kredite immer einen Doppelcharakter: Ohne sie
lassen sich bestimmte Geschäfte überhaupt nicht machen,
andererseits schmälern die Zinsen immer den eigenen Profit.
Jedwede Zinszahlung muß ja letzten Endes durch den erwirt-
schafteten Mehrwert abgedeckt sein.

Daraus wiederum ergeben sich mehrere Schlußfolgerun-
gen. Zunächst einmal muß man sich grundsätzlich darüber
klar sein, daß Zinsen, Kredite oder sonstige Finanzgeschäfte
letztlich keinen Ausweg aus den realen Schwierigkeiten der
Mehrwertproduktion sein können. Die immense Ausdeh-
nung der Finanzgeschäfte insbesondere in den letzten
anderthalb Jahrzehnten verführt zwar manche bürgerliche
Beobachter und nicht wenige Linke dazu, zu glauben, hier
hätten die Kapitalisten endlich einen Fluchtweg aus den
industriellen Zwängen gefunden. Aber, wer das glaubt, der
irrt. Aufgeblähte Aktienkurse, Spekulation mit Finanz-

derivaten etc., all das ist eine schlichte Wette auf die
Zukunft: nämlich, daß sich irgendwann die reale Mehrwert-
produktion so ausdehnen ließe, daß die Nummern auf diesen
Papieren sich tatsächlich konkret einlösen ließen. Man muß
nur nach Japan schauen, wo vor nicht allzu langer Zeit die
Aktienkurse sowie insbesondere die Immobilienpreise
innerhalb allerkürzester Zeit um circa 60 Prozent absackten,
um diesen Irrglauben wieder ins rechte Licht zu rücken. Die
hier angesprochene Ausdehnung verweist jedoch auf die
wichtigste positive Funktion, welche Kreditinstrumente aus
Sicht des industriellen Kapitalisten haben:

Geschäfte ab einer bestimmten Größenordnung sind
ohne Kredite nicht denkbar. Erst die Aufnahme von Krediten
erlaubt es, daß bestehende Geschäfte ausgebaut bzw. völlig
neu aufgenommen werden. Weil erst auf diesem Wege die
Möglichkeit gegeben ist, zusätzliche Arbeiter einzustellen,
wird hierdurch die Ausweitung der Mehrwertproduktion
möglich. Zudem lassen sich alle finanziellen Probleme im
Geschäftsverlauf, seien es die alltäglichen kleinen im
Betrieb, seien es die großen, alle Wirtschaftsbereiche umfas-
senden Krisen selbstredend leichter bewältigen, wenn man
nur kreditwürdig genug ist. Aber der positiven Funktion,
welche der Kredit für den industriellen Kapitalisten hat,
steht eben die wesentliche negative Begleiterscheinung ent-
gegen: So sehr die Industrieunternehmen die Banken für das
alltägliche Geschäft brauchen, so sehr hassen sie sie dafür,
daß sie ihnen einen Teil ihres Profits abknapsen. Diese unter-
schiedlichen Interessen führen in der Regel zu Konflikten,
welche an und für sich bereits die jeweilige Macht von Ban-
ken und Industrieunternehmen einschränken. 

In der Praxis hat sich jedoch inzwischen zusätzlich eine
Lage entwickelt, welche solche Konflikte noch ein Stück
weit darüber hinaus eingrenzt: Gerade weil viele Unterneh-
men sich im großen Maße zeitgleich im Finanzgeschäft enga-
gieren und gerade weil im deutschen Generalbankensystem
beide Interessen in einem Haus vereinigt sind, führt das
dazu, daß solche unterschiedlichen Interessen jeweils etwas
verhaltener durchgesetzt werden müssen: Während der
Investmentbanker einen aggressiven Kurs gegen ein konkur-
rierendes Industrieunternehmen befürwortet, rät die Kredit-
abteilung vielleicht zur Vorsicht, weil sie an genau dieses
Unternehmen Geld verliehen hat. 

schließlich wird die Bankenmacht beschränkt, weil sie
zwar an vielen, aber jedoch höchst unterschiedlichen Wirt-
schaftsbereichen Anteile halten und also unter Umständen
auch an Unternehmen, die ansonsten Konkurrenten sind.
Diese Interessen lassen sich also nicht so einfach bündeln,
wie das auf dem Papier aussieht. Insbesondere diese aller-
letzten Punkte scheinen es im Fall von Krupp-Thyssen am
Ende bewirkt zu haben, daß die deutschen Banker sich im
konkreten Fall dann doch vorsichtiger verhalten mußten, als
ihnen das ihre angelsächsischen Kollegen angeraten hatten.
Von Anbeginn an war schon nicht zu erkennen, daß die Ban-
ken insgesamt ein einzigartiges, alles überspannendes strate-
gisches Interessen an einer Konzentration im Stahlmarkt
haben sollten. Wäre dem so, hätte sich die Commerzbank
anders verhalten müssen. Sie, eine der traditionellen Haus-
banken von Thyssen, soll angeblich zunächst bereit gewesen
sein, mit den anderen Banken zusammenzuarbeiten, unter-
stützte dann aber doch Thyssen.

Alle bekanntgewordenen Pläne deuten darauf hin, daß
tatsächlich zunächst die spezifische Stahlsituation von
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Zur Politökonomie des Stahlsektors
Viele Gewerkschafter – auch solche, die sich ausdrücklich
als »Linke« oder sogar als Kommunisten verstehen – sehen
im Kurs der Stahlvorstände eine Bestätigung ihrer bisheri-
gen Haltung: »Das sind doch alles Nieten in Nadelstrei-
fen«. »Wenn die von Verlusten reden, dann ist das alles
Lug und Betrug«. »In Wirklichkeit haben sie doch ihre
Gewinne nur kaschiert«. »Den konkurrierenden Kasino-
Kapitalisten geht es nur darum, uns abzuzocken«. Weil
diese Kritik in der alltäglichen Betriebsratsarbeit so schön
praktisch ist und immer mit viel Engagement und Laut-
stärke vorgetragen wird, erweckt sie zunächst einen sehr
radikalen Eindruck, erklärt aber nichts und ist tatsächlich
nur reformistisch. Denn wäre sie richtig, wäre nicht das
kapitalistische Wirtschaftssystem verantwortlich für die
Probleme der Beschäftigten, sondern nur einzelne Manager
bzw. einzelne Konzerne. Eine Analyse, die den Anspruch
hat, eine marxistische zu sein, muß hingegen zeigen, daß die
Basis der Entscheidungen der Konzernvorstände Notwen-
digkeiten des kapitalistischen Systems sind. Das heißt,
wenn sie uns angreifen, dann ist das keine Willkür, sondern
sie werden von den Zwängen ihrer Ökonomie dazu getrie-
ben. Das bedeutet dann auch, die Auswirkungen ihres Han-
delns lassen sich nicht durch den Austausch einzelner Ban-
ker oder Industrieller neutralisieren. Und schon gar nicht
durch von Gewerkschaften bzw. Betriebsräten vorgetragene
»vernünftige« alternative Memoranden. Sondern nur,
indem die Wurzeln dieser Ökonomie zerstört werden.

Politökonomie

Die Lage im Stahlsektor wird seit langem von vier Faktoren
bestimmt: Zweien, die etwas mit dem Werkstoff Stahl zu tun
haben, mit anderen Worten stahlspezifisch sind, und zweien,
die für alle kapitalistischen Konzerne gelten: Erstens ist ver-
stärkt seit den sechziger Jahren eine Entwicklung zu beob-
achten, daß Stahl zum einen durch andersartige Werkstoffe
ersetzt wird, und zum anderen, daß er dort, wo er angewen-
det wird, in relativ kleineren Mengen angewandt wird. Bei-
des führt dazu, daß die Steigerungsraten für die Stahlnach-
frage zumindest beim Kern der Industriestaaten nachlassen.
Zweitens ist Stahl für die Industrialisierung eines Landes
immer noch ein unabdingbares »Muß«. Zudem ist die Stahl-
technologie zwar komplizierter als zum Beispiel die Textil-
technik, aber nicht so kompliziert wie etwa all das, was mit
Elektronik zu tun hat. Beides zusammengenommen führt
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Krupp-Hoesch der Dreh- und Angelpunkt aller Überlegun-
gen war. Der Vergleich mit der US-typischen »feindlichen
Übernahme« hinkt. Es wären zwar große Firmenteile her-
nach verkauft worden, aber die Basis des ganzen Vorganges
war die Idee, die ökonomische Situation der Stahlbereiche
zu verbessern. Man kann also schlicht davon ausgehen, für
die Dresdner und die Deutsche Bank war es nichts anderes
als ein lukratives Geschäft. Insbesondere von der Deutschen
Bank dürfte es in dem Bewußtsein angegangen worden sein,
Verluste in Milliardenhöhe wie bei der Schneiderpleite oder
dem Mercedes-Umbau ließen sich im Falle von Krupp-
Hoesch am besten vermeiden, indem ein Stahlkonzern gebil-
det würde, der auf jeden Fall (aus kapitalistischer Sicht) bes-
sere Erfolgsaussichten haben würde. Darüber hinaus hatten
die beteiligten Banken allerdings ein besonderes strategi-

sches Interesse insofern, als die erfolgreiche Durchführung
eines solchen Deal eine weitere Angleichung der deutschen
an die internationalen Gepflogenheiten zum Ergebnis gehabt
hätte. Festzuhalten bleibt, das Vorgehen der Banken ent-
sprach alles in allem normalem kapitalistischen Verhalten,
es war nicht in besonderem Maße verwerflich, ist natürlich
nur die eine Seite, wenn man die Bankenrolle betrachtet.
Wenn insbesondere die Kollegen von Thyssen deren Vorge-
hen als unmoralisch empfinden, dann verweist das tatsäch-
lich auf einen wichtigen Punkt: Daß es den Unternehmen nur
um Profit geht und um nichts anderes, das wird natürlich bei
einem Deal, der in dieser Weise über die Bühne geht, beson-
ders deutlich. Besser als vieles Diskutieren und Herumargu-
mentieren hat es deutlich gemacht, daß wir in einer kapitali-
stischen Gesellschaft leben.  27.5.1997 ■

dazu, daß in den vielen Ländern der Dritten Welt, die in den
letzten Jahren Industrialisierungssprünge vollzogen haben,
in großem Stil eigene Stahlwerke hochgezogen wurden.
Deren Ausstoß vermindert nicht nur die Nachfrage bei den
Stahlunternehmen in den führenden OECD-Ländern, son-
dern wird auch auf Dauer zur Konkurrenz auf deren eigenen
Heimatmärkten.

Außer diesen stahlspezifischen Faktoren gibt es zwei
andere, politökonomische, die für das Handeln der Konzer-
ne von entscheidender Bedeutung sind.

Es gilt also drittens sich daran zu erinnern, daß kapitali-
stische Konzerne dadurch angetrieben werden, daß sie das
eingesetzte Kapital besonders gut verwerten. Damit ist
bekanntlich nicht gemeint, es reiche an und für sich, einen
hohen Gewinn zu machen. Für das dauerhafte Überleben in
der Konkurrenz kommt es darauf an, daß sich das Kapital
optimal verwertet. Ansonsten wird der Konzern auf Dauer
von jenem geschluckt, der schneller wächst. Wie unsere Vor-
väter bereits feststellten, ist also das vornehmliche und ent-
scheidende Kriterium für die Konzerne die Steigerung der
Profitrate, nicht diejenige der Profitmasse. Bekanntlich sind
Profite gesamtgesellschaftlich identisch mit dem Mehrwert.
Ein größeres Maß an Mehrwert kann ein Unternehmen her-
auspressen, indem es mehr Arbeiter einsetzt oder sie härter
arbeiten läßt. Beides hat in der Praxis zum Ergebnis, daß in
größerem Maße als bisher zusätzliche Maschinen/Technolo-
gie eingesetzt werden. Das schmälert dann wieder (prinzipi-
ell) den Mehrwert pro Stück. Um das zu neutralisieren, muß
wieder die Produktion ausgedehnt werden. Und so weiter,
und so weiter. Weil also die Profitrate tendenziell sinkt, ist es
für das Überleben in der Konkurrenz überlebensnotwendig,
dauernd die Produktion zu rationalisieren und zu effektivie-
ren. Genau dieser dauernde Kampf zur Steigerung der Pro-
fitrate führt viertens dazu, daß zyklische Krisen zum Alltag
des Kapitalismus gehören. Zu diesen kommt es nicht, weil
zuviel produziert worden wäre (also nicht wegen einer ver-
meintlichen ‘Überproduktionskrise’), sondern weil die Gren-
zen der jeweils gegebenen Mehrwertauspressung die Akku-
mulationsgeschwindigkeit begrenzen. Mit anderen Worten:
nicht weil das Unternehmen zu wenig verkauft, bekommt es
Probleme, sondern weil der Konkurrent seine Arbeiter ‘bes-
ser’ ausbeuten kann und dadurch billiger verkaufen kann, so
daß die Mitwettbewerber nur durch Einbrüche in ihrer Pro-
fitmarge mithalten können und gegebenenfalls letztlich



Arbeiterpolitik Nr.2/3, Juni 1997 25

pleite gehen. Weil jeder Konkurrent sich rasend um die Ver-
besserung der eigenen Situation bemüht, kommt es in immer
wiederkehrende Abständen dazu, daß es einem Teil der Kon-
zerne nicht mehr möglich ist, den gerade von den anderen
Konzernen erzielten Vorsprung wieder auszugleichen.
Unweigerlich kommt der Punkt, wo er den von der Konkur-
renz vorgegebenen nächsten Schritt nicht nachvollziehen
kann: Entweder weil es ihm nicht möglich ist, den Mehrwert
des Konzerns durch die Einstellung weiterer, entsprechend
qualifizierter, Arbeiter zu vergrößern. Oder weil die eigenen
Arbeiter sich nicht noch mehr Mehrwert abpressen lassen.
Die weitere Stärkung der eigenen Kapitalposition, die Akku-
mulation von Kapital, stößt unweigerlich an einen Punkt, wo
die problemlose Fortsetzung genau dieses Prozesses behin-
dert wird durch die Grenze, die in dem Augenblick durch die
gesellschaftliche Ausbeutungsrate vorgegeben wird. In Rela-
tion zu dieser ist zuviel Kapital akkumuliert worden. 

Es tritt eine Krise, eine »Überakkumulationskrise«, ein:
Das Problem löst sich nur, indem es zyklisch zu Einschnitten
kommt, wo Kapital real vernichtet werden muß und damit
kapitalistische Konkurrenten vom Markt verschwinden (also
weniger Nachfrager nach Mehrwertproduzenten auftreten)
beziehungsweise wo es hernach eben wegen der Krisenaus-

wirkungen möglich ist, die Beschäftigten besser auszubeuten
(Arbeitslosigkeit läßt sie vergleichsweise niedrigere Löhne
akzeptieren).

Wirtschaftliche Situation

Diese vier Faktoren haben ein unterschiedliches Gewicht.
Die Zahlen für die deutsche Stahlproduktion seit Ende der
sechziger Jahre zeigen: Es gibt zwar überdurchschnittliche
Jahre (1975: circa 53 Mio. Tonnen) und auffallend unter-
durchschnittliche Jahre (1983: circa 35 Mio. Tonnen), aber in
der meisten Zeit bewegen sich die Jahrestonnagen um die 40
Mio. Tonnen. Das heißt, die stahlspezifischen Faktoren
haben nur einen indirekten Einfluß: Sie bewirken, daß die
Stahlnachfrage nicht wesentlich größer wird, aber sie sind
nicht so durchschlagend, daß in Deutschland die Stahlpro-
duktion entschieden verringert werden müßte. Auch wenn
sich rein tonnenmäßig nur wenig geändert hat, qualitativ
änderte sich sehr viel: Statt Massen- werden inzwischen vor-
nehmlich Qualitätsstähle produziert. Die eigentlichen Pro-
bleme des Stahlsektors resultieren also offensichtlich aus der
kapitalistischen Produktionsweise, das heißt, die beiden
oben zuletzt aufgelisteten Faktoren sind die eigentlichen
Auslöser für die Krisenerscheinungen.  27.5.1997 ■

lange vorbei. Heute ist die Arbeitslosigkeit in dieser Branche
die höchste in der BRD; über 400.000 Bauarbeiter sind
arbeitslos, in Berlin/Brandenburg über 43.000. Die noch
Beschäftigten haben in den letzten Jahren einen drastischen
Abbau ihrer Reallöhne hinnehmen müssen; sie werden oft
ebenso schnell gefeuert wie geheuert. Die sozialpartner-
schaftlichen Sicherungssysteme sind ausgehöhlt, werden
nicht mehr eingehalten oder sind der Deregulierung zum
Opfer gefallen, wie das Schlechtwettergeld, das von der Bun-
desregierung abgeschafft wurde. Das Entsendegesetz ermög-

Der Potsdamer Platz,
Prestigeobjekt des Berli-
ner Senats und Symbol
für die Hauptstadtpla-
nung, wurde in der zwei-
ten Märzwoche zum Ort
des Protestes der IG Bau.
An der größten Baustelle
Eu-ropas – wo sonst in
einer eigens eingerichte-
ten In-fobox Touristen
die ar-chitektonische
Zukunft der City bestau-
nen und das riesige Bau-
Areal überblicken kön-
nen – machten die Bau-
arbeiter auf die Bedin-
gungen aufmerksam,
unter denen die
Gebäude für Daimler
und Sony, für Regierung
und Parlament hochgezogen werden. Politische Brisanz
erhielten die Demonstrationen der IG Bau durch die gleich-
zeitig stattgefundenen Proteste der Bergbau-Kumpel in Bonn
und im Ruhrgebiet, durch für die Kollegen und ihre
Gewerkschaft neue Aktionsformen und durch die Sympa-
thie in großen Teilen der Bevölkerung.

Deregulierung in der Bauindustrie

Die Zeiten, in denen die Bauindustrie ihren Beschäftigten
einen relativ sicheren Arbeitsplatz und hohe Löhne bot, sind

■ A K T I O N S W O C H E  D E R  I G  B A U  I N  B E R L I N

»Kohl muß weg«

K O R R E S P O N D E N Z E N



licht den legalen Einsatz von Arbeitskräften aus dem Aus-
land zu Mindestlöhnen, die weit unter dem tariflich verein-
barten Facharbeiterlohn liegen, und oft werden diese Kolle-
gen noch darunter bezahlt. Bei den illegal Beschäftigten, viel-
fach von Schlepperbanden eingeschleust, gibt es eine Grenze
nach unten praktisch nicht. So wurden zum Beispiel bei
einer Razzia auf Berliner Baustellen Afghanen festgenom-
men, die für 99 Pfennige in der Stunde schuften mußten.

Die Struktur der Bauindustrie und der harte Konkurrenz-
kampf beschleunigen den Abwärtstrend und lassen eine
Gegenwehr nur schwer zu. Die Branche ist geprägt von Mit-
tel-, Klein- und Kleinstbetrieben. Oft arbeiten zum Beispiel
die zehn Beschäftigten einer Firma auf drei verschiedenen
Baustellen. Selbst ein Branchenriese wie Hochtief (35.000
Beschäftigte, 10,5 Mrd. Umsatz) hielt bei den Rohbauarbeiten
im Bauhauptgewerbe 1994 nur einen Marktanteil von 1,7
Prozent. Der Konkurrenzkampf unter den Betrieben ist
enorm, die Zahl der Pleiten und Firmenzusammenbrüche
nimmt zu. Dementsprechend groß ist der Druck auf die
Beschäftigten.

So chaotisch wie in der Branche geht es auf den einzelnen
Baustellen zu. Ein verzweigtes Netz von Sub- und Sub-Sub-
Unternehmen – die Firmensitze oft im Ausland – sind an
einem Projekt beteiligt. Auf einer Baustelle erhalten die Kol-

legen nicht nur abweichende Löhne und soziale Leistungen,
sondern unterliegen den verschiedensten »ausländerrecht-
lichen« Bestimmungen. Die Baustellen am Potsdamer Platz
und im zukünftigen Regierungsviertel sind da keine Aus-
nahme.

Gegen Dumpinglöhne, illegale Beschäftigung
und die Abschaffung des Schlechtwettergeldes

Von Montag bis Freitag (10. bis 14.März) hatte die IG Bau am
Potsdamer Platz eine Mahnwache organisiert. Sie wurde
zum Ausgangspunkt der Demonstrationen, an denen sich
täglich zwischen sechs- und achttausend KollegInnen betei-
ligten, die aus verschiedenen Bundesländern angereist
waren. Die Abschlußdemonstration und Kundgebung am
Freitag zählte 15.000 TeilnehmerInnen.

Mit Transparenten und Sprechchören brachten die Bau-
arbeiter zum Ausdruck, was ihnen unter den Nägeln brennt,
u.a.: »Billiglohn macht arbeitslos«, »Für Einhaltung der
Tarifverträge«, »Für sichere Arbeitsplätze«. Ziel der Aktions-
woche war es, nicht nur – wie in der Vergangenheit üblich –
an die Verantwortlichen zu appellieren. Es sollte Druck aus-
geübt werden auf Baunternehmer und Bundesregierung.

Am 11.3. fanden nämlich in Berlin die Verhandlungen
über einen Beschäftigungssicherungspakt für die neuen Bun-

desländer statt. Die IG Bau hatte den Unter-
nehmern angeboten, daß vom Ruin bedrohte
Firmen vorübergehend vom Tarifvertrag ab-
weichen dürfen, allerdings unter Mitwirkung
der Tarifparteien. Die Bauunternehmer forder-
ten eine generelle Öffnungsklausel. Alle Be-
triebe sollten die Tarifverträge bis zu zweistel-
ligen Prozentzahlen unterschreiten dürfen.
»Das wäre das Ende des Flächentarifvertrags«,
erklärte der Landesvorsitzende der IG Bau
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Ausländische Bauleute fühlen sich betrogen
Die Stimmung auf den Berliner Baustellen wird immer
gereizter. Nach den einheimischen Bauleuten protestieren
nun auch zunehmend Arbeiter aus anderen Ländern mit zum
Teil spektakulären Aktionen wie Kranbesetzungen gegen
niedrige oder gar nicht gezahlte Löhne. Die Fachgemein-
schaft Bau beklagte deshalb jetzt »chaotische Zustände«.
Hier braue sich »sozialer Sprengstoff großen Ausmaßes«
zusammen. Viele ausländische Arbeiter sprechen unter-
dessen von Einschüchterung, Erpressung und Betrug. Einige
von ihnen sind trotz drohender Arbeitslosigkeit nicht mehr
bereit stillzuhalten. So haben am Wochenende vierzehn
Polen die Arbeit auf dem Debis-Gelände am Potsdamer Platz
niedergelegt und wollen ihren Arbeitgeber verklagen: Sie for-
dern allein für die vergangenen acht Monate eine Nachzah-
lung von fast einer viertel Million Mark, um die sie sich
betrogen fühlen. ...

Zum Beispiel Tadeusz. Für seine 1954 Arbeitsstunden
seit vergangenem Juli hat er 12.912 Mark erhalten. Nach dem
ortsüblichen Nettotariflohn von 12,68 Mark pro Stunde, den
polnische Werkvertragsarbeiter laut deutsch-polnischen Ver-
einbarungen erhalten müßten, wäre es fast das Doppelte:
24.776,72 Mark. ...  Der Chef von »Format«, Mikulecki, der
wegen dieser »Rebellion« der 14 (von 140) Arbeitern seiner
Firma eigens aus Portugal nach Berlin kam, räumte »kleine

Abweichungen durch technische Pannen« ein. ... Im übrigen
kämen die Differenzen in der Stundenlohn-Abrechnung viel-
leicht dadurch zustande, daß die Arbeiter zum Zigarettenho-
len oder aufs Klo gegangen seien.

Solche Ausreden sprächen den wahren Verhältnissen auf
der Baustelle geradezu Hohn, sagt Tadeusz. »Wir arbeiten bis
zu 16 Stunden am Tag, im Sommer bis 22 oder 23 Uhr.
Danach war ich erst gegen 24 Uhr in der Unterkunft in der
Rheinstraße. Um vier Uhr bin ich wieder aufgestanden, weil
ich ab 6 Uhr 30 auf der Baustelle sein muß. Die Leute brechen
bei der Arbeit fast zusammen. Kranke arbeiten weiter aus
Angst, entlassen zu werden.«

Im Sommer sei der 42jährige Marian Pietrzak aus Zoppot
in der Rheinstraße gestorben: »Er arbeitete bis zu 16 Stunden
am Tag. Er war beim Arzt, blieb danach mit einer Lungenent-
zündung allein ohne Betreuung in der Unterkunft. Als die
anderen von der Arbeit kamen, lag er tot in der Küche«.

Die Arbeiter von »Format« haben nie eine Lohnabrech-
nung bekommen, aber sie mußten Listen unterschreiben mit
dem Zusatz, daß sie »keine Einwände gegen den erhaltenen
Lohn« haben und keine Forderungen an die Firmen stellen
werden. »Die Erpressung geht so weit, daß Leuten, die frisch
auf die Baustelle kommen, eine Blankokündigung unter die
Nase gehalten wird«, sagt einer der Polen und meint: »Für
diesen Lohn können wir auch in Warschau arbeiten – bis 17
Uhr«. (Tagesspiegel, 23.3.1997)               ■

Berlin-Brandenburg. Die Verhandlungen wurden abgebro-
chen. Ebenfalls verschoben wurden die Verhandlungen für
das Bauhauptgewerbe zur Sicherung der Lohnfortzahlung
und des 13.Monatsgehaltes sowie zu einer Ersatzregelung für
das Schlechtwettergeld, die einen Tag später in Frank-
furt/Main stattgefunden hatten.

An die Bundesregierung richtete sich die Forderung nach
Rücknahme der Streichung des Schlechtwettergeldes. Eine
entsprechende Initiative hat die SPD im Bundesrat einge-
bracht.

»Wir haben die Schnauze voll«

Das Motto des Leit-Transparents spiegelte die Stimmung der
Betroffenen wider, die zu Aktionsformen griffen, an die noch
vor kurzem niemand gedacht hatte. Schon beim Anmarsch
der in Bussen angereisten KollegInnen zur Mahnwache kam
es zu kurzfristigen Blockaden von Baustellenzufahrten. Die

Demonstrations-
routen waren so
gewählt, daß sie
jeweils an ver-
s c h i e d e n e n
Großpro jekten
der City und des
Regierungsvier-
tels vorbeiführ-
ten. So brach an
den Vormittagen
nicht nur der Ver-
kehr in der In-
nenstadt zusam-
men, auch der
reibungslose Ar-

beitsablauf auf den Baustellen war gestört. Am Dienstag
führte die Demonstration zum Estrel Residence Congress
Hotel, dem Tagungsort der Tarifverhandlun-gen. Als Kolle-
gen in das Gebäude vordringen wollten, kam es zu Ausein-
andersetzungen mit der Polizei.

»Was die in Gorleben gemacht haben, das können wir
auch«. Am Mittwochmorgen blockierte ein brennender
Strohballen die Straße in der Nähe der Mahnwache. Auf der
Abschlußdemonstration am Freitag entlud sich die ange-
staute Wut. »Rund 400 Arbeiter haben den Bauzaun vor dem
Reichstag eingedrückt und drangen durch das Westportal in
den ersten Stock vor. Sie demolierten Container, zerschnitten
Wasserschläuche, Telefon- und Elektrokabel. Einige Bau-
zeichnungen wurden verbrannt«, so Claudia Lemhoefer von
der Bundesbaugesellschaft. »Das Schadensausmaß ist noch
nicht abzusehen.« »Gewalt muß sein, sonst reagiert ja keiner
mehr, so kriegen wenigstens alle mit, welche Schweinereien
auf dem Bau laufen. Das hat nichts mit Gewaltbereitschaft zu
tun, sondern mit Existenzbedrohung und dem Kampf ums
Überleben«, rechtfertigte sich ein Berliner Arbeiter. Immer
wieder feuerten seine Kollegen sich mit Rufen: »Wir wollen
Arbeit« und »Wir werden kämpfen« an. (Berliner Morgen-
post, 15.3.1997)

Bei der Berliner Bevölkerung stießen die Aktionen über-
wiegend auf Sympathie. Selbst AutofahrerInnen, die in 
Staus geraten waren, nahmen es gelassen und äußerten Ver-
ständnis.

Die Politiker konnten die Aktionen der Bauleute und
deren Stimmung nicht ignorieren. »Ich kann schon verste-
hen, daß in einer solchen Situation die Emotionen hoch-
kochen«, erklärte Gerhard Schröder, der auf der Abschluß-
kundgebung sprach. Bereits in den Tagen zuvor hatten SPD-
Lokalgrößen der Mahnwache ihren Besuch abgestattet und



der sozialdemokratische Bundesgeschäftsführer Müntefe-
ring die Solidarität seiner Partei betont. Der Regierende Bür-
germeister Diepgen (CDU) sah sich genötigt, eine Abordnung
der Bauarbeiter zu empfangen. Ihnen versprach er bei der
Auftragsvergabe des Senats, Baufirmen auszuschließen, die
sich illegaler Beschäftigter bedienen. All diese Beteuerungen
werden an den Verhältnissen am Bau nichts ändern; sie dien-
ten in erster Linie der Beruhigung der aufgeheizten Stim-
mung und dem kommenden Bundestagswahlkampf.

Die Berliner Polizei – ihre Einheiten sind in der gesamten
Republik als besonders brutal verschrien – hielt sich auffal-
lend zurück. Wie in Nordrhein-Westfalen hatte sie anschei-
nend Order, alles zu unterlassen, was die Stimmung weiter
politisiert und radikalisiert hätte.

Bergleute solidarisch

»3. Aktionstag: 8000 (Bau-)Kumpel auf der Straße, (Berg-
bau-)Kumpel kamen von Bonn nach Berlin ... Die Kollegen
waren aus Rheinland-Pfalz, Saarland, Thüringen und Nord-
rhein-Westfalen angereist. Im Troß der Westfalen: Ein Bus
voller Kumpel von der Ruhr. Die Bergarbeiter aus Hamm
waren tags zuvor noch in Bonn. Sie wurden von den 8000
begeistert empfangen. ... Stechender Qualmgeruch zog den
Bauarbeitern in die Nase, als sie sich gegen sechs Uhr der
Mahnwache am Potsdamer Platz näherten. Grund: Zwischen
vier und fünf hatte sich außer Wut und Protest auch ein
Strohballen entzündet. ... ‚Auch wir im Bergbau haben die
Schnauze gestrichen voll.‘ Dirk Kersten vom Betriebsrat der
Zeche Heinrich Robert in Hamm hatte hautnah miterlebt,
wie in Bonn Kumpel aus Frust über Kohls schnöde
Gesprächsabsage die Bannmeile gestürmt hatten. ,Bei uns
fängt die Ruhr langsam zu brennen an‘, deutete er Folgen
davon an, daß der Bundeskanzler Öl ins Feuer gekippt hat.
‚Kohl muß weg‘ – eine Forderung, die gestern immer lauter
wurde.« (aus: Aktions-Express der IG Bau)

Wozu der DGB und die gewerkschaftlichen Apparate
nicht in der Lage und willens waren, den gemeinsamen
Kampf der Betroffenen zum Ausdruck zu bringen, das fand
in dieser Märzwoche spontan von unten statt. »Der Besuch
der Kumpel hat nicht nur die Stimmung gehoben, er hat zu
einer Politisierung unserer Aktionen geführt«, kommentierte
ein Kollege, der die Mahnwache mit organisiert hatte. Denn
auch am Sonnabend reisten spontan zur Unterstützung noch
zwei weitere Busse aus dem Revier von der Zeche Hugo aus
Gelsenkirchen und Blumenthal aus Recklinghausen an. Bei
dieser Aktion gab es die vereinbarte Absprache zwischen den
Bergleuten und dem Aktionskomitee der Bauarbeiter, wenn
in Bonn keine Einigung für die Bergleute erzielt werden
sollte, wollten auch die Baukollegen ihrerseits zur Unterstüt-
zung der Bergleute mit nach Bonn kommen.

Linke Gruppen und Organisationen, aber auch Gewerk-
schafterInnen in Berlin waren eher zurückhaltend und
ließen sich bei der Mahnwache und den Demonstrationen
kaum blicken. Bei vielen von ihnen gilt die IG Bau mit großen
Teilen ihrer Mitgliedschaft als ausländerfeindlich und rassi-
stisch. Der Charakter der Demonstrationen und Aktionen
rechtfertigte diese Haltung nicht. Immer wieder betonten die
Redner unter Beifall der demonstrierenden Bauarbeiter, daß
es nicht gegen die ausländischen Kollegen ginge, sondern
gegen die Unternehmen, die sie wie Sklaven halten und
gegen die Einheimischen ausspielen würden. 

In der Vergangenheit hat es von Seiten der IG Bau Äuße-
rungen und Flugblätter gegeben, in denen gegen die auslän-
dischen Kollegen Stellung bezogen wurde. Durch die Forde-
rung nach deren Abschiebung und der Abschottung gegen-
über der billigen Konkurrenz meinte man die Probleme der
deutschen Kollegen lösen zu können. Und sicher gab es auch
unter den Demonstranten eine Reihe von Kollegen, die das
ähnlich sehen. Aber sollte die IG Bau deshalb auf Aktionen
verzichten? Im Gegenteil: Beim Eintreten für die eigenen
Interessen, im gemeinsamen Handeln werden der Gegner
und nicht nur irgendwelche »Sündenböcke« sichtbar. Das ist
eine Voraussetzung, unter denen die politischen Fragen offe-
ner ausgetragen werden können. Nur dadurch kann sich
auch die Denkweise der Kollegen verändern. Passivität
erzeugt Hilflosigkeit, und wer sich hilflos fühlt, der sucht
eher nach dem »einfachen Ausweg«, den rechte und rassisti-
sche Demagogen weisen wollen. Kritische und linke Mitglie-
der der IG Bau haben versucht, die Erfahrungen der Aktions-
woche zu nutzen, um in Diskussionen bei den eigenen Kolle-
gen vorhandene ausländerfeindliche Stimmungen und Hal-
tungen aufzubrechen. Sie sind ihnen entgegengetreten, wenn
sie öffentlich geäußert wurden.

Deutlicher als in allen anderen Industriezweigen wurde
in der Baubranche, daß die Gewerkschaften mit den Mitteln
der Tarifpolitik allein den bisherigen Lebensstandard nicht
verteidigen können. Die abhängig Beschäftigten müssen,
wollen sie dem Abwärtstrend etwas entgegensetzen, in die
gesellschaftliche und politische Auseinandersetzung ein-
greifen. Die Kumpel haben in Bonn – gegen den Willen ihrer
Führung – einen Anfang gemacht; ebenso die Bauarbeiter in
Berlin. Während der Aktionswoche konnten viele arbeitslose
Kollegen miteinbezogen werden, die in den Gewerkschaften
einflußlos sind und vereinzelt abseits stehen. Aber auch die
Schwäche der IG Bau wurde sichtbar. Bis auf eine Ausnahme
gelang es nicht, die auf den Baustellen Beschäftigten zu prak-
tischer Solidarität zu bewegen. Für die fortschrittlichen
Kräfte in der IG Bau stellt sich die Aufgabe, an alle Kollegen
– gleich welche Nationalität und welchen Status sie haben –
heranzukommen. Sie müssen sich auch zum Fürsprecher der
ausländischen Kollegen machen, wenn diese sich gegen
unmenschliche Arbeitsbedingungen, Hungerlöhne und
Betrug zur Wehr setzen. Als reine deutsche Fach-
arbeitergewerkschaft wird die IG Bau in Zukunft weiter an
Einfluß verlieren.                                                              9.4.1997 ■
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Einen in der Geschichte der bundesdeutschen Druckindu-
strie einmaligen Arbeitskampf führte im Februar/März die
Belegschaft des Druckzentrums in Barleben bei Magdeburg.
56 KollegInnen streikten 31 Tage lang zur Durchsetzung
tarifvertraglicher Arbeitsbedingungen. Nachdem die größ-
ten westdeutschen Verlage die lukrativen Zeitungen und
Zeitschriften in den neuen Bundesländern aufgekauft 
hatten, gelang es ihnen während der letzten Jahre in zahl-

reichen Druckereien, die bestehenden Tarifregelungen zu
untergraben oder außer Kraft zu setzen. Die Angst um den
Arbeitsplatz – vor dem Hintergrund des industriellen Kahl-
schlags – machte die Belegschaften und ihre Betriebsräte
erpreßbar. In Magdeburg stieß der Heinrich-Bauer-Verlag
erstmals auf den Widerstand einer Belegschaft. Die Vor-
geschichte der Auseinandersetzung ist typisch für die 
Vorgehensweise westdeutscher Großverlage in den fünf

neuen Ländern.

Arbeitsplatz- und Tarifabbbau

1991 kauft der Heinrich-Bauer-Verlag die »Magde-
burger Volksstimme« auf und gibt das Versprechen
ab, 800 neue Arbeitsplätze zu schaffen. »So billig ist
kein westdeutscher Verlag in den letzten 50 Jahren
an florierende Zeitungsbetriebe herangekommen,
wie hier in den neuen Bundesländern und unter
anderem auch hier in Magdeburg.« (Detlef Hensche,
Vorsitzender der IG Medien auf einer Streikkundge-
bung in Magdeburg am 5.3.1997) Auf der »grünen
Wiese« in Barleben bei Magdeburg läßt der Verlag
die »modernste Zeitungsdruckerei Europas« (Ver-
lagschef Heinz Bauer) errichten. »Von den ursprüng-
lich angekündigten etwa 800 Arbeitsplätzen, die
durch den Bau des Druckzentrums geschaffen wer-
den sollten, ist nichts übrig geblieben. Im Gegenteil,

■■ D I E  S T R E I K E N D E N  E R H I E L T E N  H I L F E  A U S  D E M  B U N D E S G E B I E T

Vier Wochen Streik bei der »Magdeburger Volksstimme«

■■ S T R E I K B R U C H  I N  H O R N B U R G

Aktionen der IG Medien in Hornburg
Seit Mitte Februar streikte das Druckzentrum Barleben in
der Nähe von Magdeburg. Hier wird normalerweise die
»Magdeburger Volksstimme« gedruckt und der westdeut-
sche Mediengroßbesitzer Bauer, Hamburg/Köln, wollte es
nicht zur Auslieferungsunterbrechung kommen lassen und
wich auf andere Druckstandorte aus.

Da im eigenen Konzern an mehreren Stellen die Streik-
brucharbeit abgelehnt wurde, wurden die Aufträge an klei-
nere bzw. mittelständische Druckunternehmer, die schlecht
organisierte oder gar keine gewerkschaftliche Organisation
im Betrieb haben, vergeben. So kam auch der Druckerei-
betrieb Sattler in Hornburg zu zweifelhaften, zusätzlichen
Aufträgen. In diesem Betrieb gibt es keinen Betriebsrat, heu-
ern und feuern ist an der Tagesordnung. Wenn der Besitzer
erfährt, daß jemand gewerkschaftlich organisiert ist, wird
ihm sofort gekündigt.

In der Stadt Hornburg existiert ein DGB-Ortskartell-Vor-
stand, der – zumindest was die Vorstandstätigkeit anbetrifft –
recht rege ist. Als die ersten Streikpostenaktionen vor dem
Werkstor des Hornburger Druckbetriebes geplant wurden, ist
auch das DGB-Ortskartell um Hilfe gebeten worden.

An den vier Aktionen, die außer der Abschlußaktion alle
während der Nachtschicht liefen, hatte sich denn auch eine
ganze Reihe Hornburger KollegInnen beteiligt. Für den
Druckereibesitzer war es die erste Aktion dieser Art, für die
Stadt zumindest für die Nachkriegszeit wohl ebenfalls.

Nun ist der DGB-Ortskartell-Vorsitzende auch gleich-
zeitig SPD-Bürgermeister der Stadt Hornburg. Das war nach
Aussage von U. Sattler, dem Druckereibesitzer, der »größte
Skandal« (Goslarsche Zeitung, 4.3.1997). Wahrscheinlich
hat U.Sattler dabei an seinen Vater gedacht, der in früheren
Jahren ebenfalls einmal SPD-Bürgermeister war.

Ein CDU-Ratsherr hatte aus sicherer Entfernung die
Werkstoraktionen beobachtet und wollte nun per Leserbrief
im Anzeigenblatt Hornburg zur Hatz auf den Bürgermeister
blasen. Aber auch aus den Reihen der SPD kam Kritik an der
Beteiligung des DGB-Ortskartell-Vorsitzenden an diesen Ak-
tionen, ja sogar aus DGB-Reihen wurde die Frage gestellt:
»Mußte das sein?«

Nach der dritten Streikpostennacht wurde die Streik-
brucharbeit eingestellt, der Besitzer hatte offenbar kalte Füße
bekommen bei der Vorstellung, daß durch diese Aktionen
Unruhe in den Betrieb getragen werden und seine Praktiken
bzw. der Zustand im Betrieb allgemein in der Stadt diskutiert
werden könnten, zumal der DGB-Vorsitzende am Ort nicht
von der Unterstützung der Aktion abwich und auch seinen
krittelnden Parteigenossen erklärte, daß er sich nicht mund-
tot machen ließe. Er sei bei der Aktion nicht als Bürgermei-
ster beteiligt gewesen, sondern als Gewerkschafter.

Bei dem abschließenden Streikfest am Betriebsgelände
trauten sich keine Beschäftigten von der Druckerei Sattler, an
dem Fest teilzunehmen, da sie vom Werksgelände aus beob-
achtet wurden. Die Sympathie für die Streikposten ist den-
noch ’rübergekommen.                                                    4.4.1997 ■
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es sind insgesamt bei der Volksstimme bisher mehr als 750
Arbeitsplätze abgebaut worden.« (aus: Flugblatt der Strei-
kenden)

1992 tritt Bauer aus dem Verlegerverband aus. Noch bis
1993 galt der Tarifvertrag, seither herrscht im neuerbauten
Druckzentrum in Barleben ein tarifloser Zustand. Die Kolle-
gInnen müssen auf der Grundlage eines Schlichtungsspru-
ches arbeiten. So werden zwar die tariflichen Stundenlöhne
gezahlt, aber Überstundenzuschläge gibt es ebensowenig wie
vernünftige Arbeitsbedingungen. In der Druckerei führt das
zu verheerenden Zuständen für die Kollegen. Die im Mantel-
tarifvertrag vorgesehene Maschinenbesetzung wird um
40 Prozent unterschritten. Arbeitszeiten von zehn oder elf
Stunden täglich sind keine Seltenheit.

In vergleichbaren Druckereien sind pro Druckeinheit fünf
bis sechs Mitarbeiter tätig. In Barleben müssen drei Kollegen
eine Druckeinheit bedienen. Das ist aber nur zu erreichen,
wenn niemand krank ist. Ergebnis: Meist sind weniger als
drei Kollegen beschäftigt. Bei dieser Besetzung ist eine ver-
nünftige Pausenregelung unmöglich. Ergebnis: Die Kollegen
arbeiten je Nachtschicht von 20.30 bis 4.45 Uhr durch.

Trotz hochmoderner Technik tauchen täglich technolo-
gische Probleme auf, die den Druckvorgang verzögern. Ein
Ausgleich durch verstärkte manuelle Regelung ist aufgrund
der Personalsituation schwierig. Da ihre »Volksstimme« aber
pünktlich ausgeliefert werden soll, geraten die Mitarbeiter
des Druckzentrums häufig unter extremen Zeitdruck. Ergeb-
nis: »In der Hektik lassen die Kollegen nicht nur Nerven. 
Folgenschwere Arbeitsunfälle sind nicht mehr die Aus-
nahme, sondern monatliche Regel.« (aus: »Streikstimme«
der Barlebener Kollegen)

Das gesamte Unternehmen hatte der Bauer-Verlag bis
1996 in 16 GmbHs aufgesplittet (hier wiederholt der Verleger
nur, was er in Hamburg und anderen westdeutschen
Druckorten ausprobiert hat). Nur in zwei Bereichen – bei den
Druckern und den Redakteuren – existiert ein Betriebsrat.
Eine einheitliche Interessenvertretung soll so verhindert
werden, die einzelnen Abteilungen lassen sich leichter
gegeneinander ausspielen. Auf einer Streikkundgebung ver-
deutlichte ein Kollege, wie die Verlagsführung bei der Auf-
splittung des Unternehmens mit den Mitarbeitern umsprang:
»Die Druckvorstufe wurde vor knapp einem Jahr aus den
Resten zweier einstmals stolzer Abteilungen gebildet. Von
über 60 Mitarbeitern blieben gerade mal 27 übrig. Wir wur-
den damals vor die Wahl gestellt, entweder den neuen
Arbeitsvertrag zu unterschreiben zu wesentlich schlechteren
Bedingungen oder über kurz oder lang die Kündigung zu
bekommen... Der neue Vertrag sah natürlich keine Tarifbin-
dung vor. 

Das heißt für uns wesentlich mehr Feiertags- und
Wochenendarbeit, aber keinerlei Zuschläge, zugleich aber
auch eine höhere Belastung und Überstunden.« (aus:
»Streikstimme«)

Ohne Druck kein Ruck

Das Faß zum Überlaufen brachte ein neuer Schichtplan für
die Druckerei, den die Betriebsleitung im Dezember 1996
vorgelegte. »Neue Schichtpläne sollten die Arbeitszeit auf 30
Kalenderwochen nahezu ohne normale Wochenendregelung
verteilen. Rechnerisch blieb es zwar bei der 38-Stunden-
Woche, die wir jetzt in einem zweiwöchigen Schichtrhyth-
mus haben. Aber der neue Schichtrhythmus hätte ein nor-

males Familienleben unmöglich gemacht. Das Familien-
leben eines Zeitungsdruckers ist ohnehin schwierig zu gestal-
ten, weil er überwiegend nachts arbeitet. Durch den vorgese-
henen Schichtrhythmus sollte der Urlaub auf den Tag genau
für jeden Kollegen geplant werden. Als einzige Wahlfreiheit
wäre für uns geblieben, unseren Platz aus dem vorgesehenen
Urlaubsraster auszusuchen. Damit fühlten wir uns zu
Maschinenanhängseln degradiert.« (aus: »Streikstimme«)

IG Medien Berlin: Soli-Fahrt nach Magdeburg
Das erste, was uns, den Teilnehmern aus Berlin und Pots-
dam, auffiel, war das durch einen Scheinwerfer angestrahlte
Banner der britischen Medien-Gewerkschaft. Die Stimmung
unter den Streikenden war – auch wegen des Besuchs der
auswärtigen KollegInnen – ausgesprochen gut und gelöst.
Grußadressen waren bisher aus allen Teilen der Bundesrepu-
blik, aber auch aus Südamerika, Australien und Rußland
gekommen. Die angereisten Betriebsräte aus Bremen und
Ahrensburg und eine Betriebsrätin vom Bauer-Verlag aus
Hamburg hielten Reden. Sie betonten den exemplarischen
Charakter des Bauerschen Versuchs, die Arbeitsbedingungen
hausintern bestimmen zu können, sowohl für die fünf neuen
Bundesländer als auch für die Betriebe der alten BRD. Sie
drückten die Hoffnung aus, daß das Handeln der Barlebener
und die Solidaritätsaktionen, »die Aktion von unten«, wie es
die Vertreter der Berliner IG-Medien-Jugend durch ein 
Transparent ausdrückten, dem Erlahmen gewerkschaftlichen
Lebens entgegenwirkt.

Kurz nach Mitternacht wurden wir Zeugen der Macht
und Möglichkeiten eines Großverlages. Mit drei Hubschrau-
bern wurden Streikbrecher eingeflogen. Uns wurde demon-
striert, daß das Nachtflugverbot für Großunternehmen kein
Hindernis darstellt, daß Gesetze zu ihren Gunsten auch mal
außer Kraft gesetzt werden können.

Ein freundlich jovialer Einsatzleiter, Herr Biedermann,
wie er sich ironisierend vorstellte, hatte uns zuvor ermahnt,
nicht weiter Botendienstfahrzeuge an der Zufahrt zu hin-
dern. Er gab uns eine viertel Stunde Zeit. Nachdem diese
»Bitte« ignoriert worden war, schickte Herr Biedermann
dann zwei Jung-Bullen mit einer Videokamera als Dokumen-
tationstrupp. Als sie von älteren Kollegen angesprochen
wurden, verdrückten sie sich jedoch. »Wir sind dafür nicht
verantwortlich, sprechen Sie mit dem Einsatzleiter.«

Wir Berliner mußten um halb zwei die Heimreise antre-
ten. Zu dem Zeitpunkt waren stärkere Polizeieinsatzkräfte
aus Stendal herangezogen worden. Das ließ auf einen Einsatz
zur Brechung der Streikkette schließen.

Schade, daß diese Fahrt nur von so wenigen genutzt
wurde. Die Einladung erging jedoch erst am Vortag. Mit
großer Hochachtung haben wir auf der Rückfahrt über die
streikenden Kollegen gesprochen. Im Magdeburger Krisen-
gebiet drei Wochen auf der »Grünen Wiese« vor einem riesen
Areal zu stehen und relativ unbemerkt von der Öffentlichkeit
für tarifliche Rechte zu streiten, ist bewunderns- und unter-
stützungswert. Wir wissen, daß isoliert bleibende Ausein-
andersetzungen zu Resignation führen können und den 
Zersetzungsprozeß der gewerkschaftlichen Organisierung
beschleunigen. 9.4.1997 ■
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Am 17. Februar legen die Drucker ab 17.00 Uhr die Arbeit
nieder. Das Erscheinen der »Volksstimme« und des »Gene-
ralanzeigers« am kommenden Tag wird verhindert. Auch am
18. kehren die Kollegen nicht an ihre Arbeitsplätze zurück.
Am 22.2. wird unter der Belegschaft eine Urabstimmung
durchgeführt. 54 Kollegen beteiligen sich daran, zwei sind in
Urlaub. 98 Prozent sprechen sich für einen Streik zur Durch-
setzung tarifvertraglich geregelter Arbeitsbedingungen aus.
Die KollegInnen der Druckvorstufe schließen sich mit einem
Solidaritätsstreik den Druckern an. »Bei uns wurde der Tarif-
vertrag ausgehebelt. Und was bei uns noch so gut geklappt
hat, das hat die Geschäftsführung jetzt auch beim Druck und
Druckservice vor. Deshalb sind wir jetzt stinksauer und
haben uns den Streikenden angeschlossen. Und unser
gemeinsames Ziel heißt Tarifbindung und damit Rechts-
sicherheit für jeden einzelnen«. Die Systemtechniker, denen
es möglich wäre, die Produktion aufrechtzuerhalten, lassen
sich nicht ausnutzen, sie streiken mit. Die Urabstimmung für
einen Solidaritätsstreik findet bei den Journalisten allerdings
nicht die erforderliche Mehrheit.

Die Streikbrucharbeiten sind
eine einzige Demonstration der Macht der Millionäre

Den Versuch, den Streik zu brechen, ließ sich der Heinrich-
Bauer-Verlag – mit einem Jahresumsatz von 2,84 Mrd. DM
und 7225 Beschäftigten (1994) der drittgrößte bundesdeut-
sche Verlag – einiges kosten.

»Telefonterror. Der Terror der Geschäftsleitung nimmt
ungeahnte Formen an. Zuerst erhielten die Ehepartner und
Kinder Telefonanrufe, sie sollten die Streikenden zum 
Weiterarbeiten überreden. Dann kam Post. In Briefen wurde
den Druckern vorgeworfen, sie würden Produktionsverlage-

rung erzwingen und dadurch die Arbeitsplätze in Barleben
gefährden.

Horch & Guck. Das Wort der Barlebener Drucker scheint
für die Geschäftsführung von außerordentlicher Bedeutung
zu sein. Mit Richtmikrofonen, die aus den Fenstern der Chef-

Eine unglaubliche, aber wahre Geschichte

»Ort der Handlung: Großbritannien und Barleben bei Mag-
deburg. Ein arbeitsloser britischer Drucker soll vom Hein-
rich-Bauer-Verlag als Streikbrecher angeworben werden. Er
informiert seine Gewerkschaft, die Graphical, Paper&Media
Union (GPMU). Drei Vorstandsmitglieder lassen sich vom
Bauer-Verlag für drei Wochen anwerben: Der vereinbarte
Lohn: 1000 Pfund pro Woche (umgerechnet 2700 DM) plus
Unterbringung im Hotel »Maritim« einschließlich aller
Nebenkosten und Spesen.

In der ersten Klasse läßt Bauer ›seine Streikbrecher‹nach
Tegel fliegen. Von dort aus geht es im firmeneigenen Wagen
oder einem Taxi nach Magdeburg. Durch einen Hinteraus-
gang des Nobelhotels ›fliehen‹ die britischen Kollegen und
schlagen sich durch bis zum Druckzentrum Barleben. Dort
geben sie sich den Streikenden zu erkennen. Mitgebracht
haben sie die von ihnen unterschriebenen Arbeitsverträge
sowie eine Flagge der GPMU, die fortan das Streiktor ziert.

Als klar wurde, für wieviel Geld Bauer Streikbrecher
anwirbt und was er sich das kosten läßt, da haben die Kolle-
gen natürlich auch gleichzeitig einen irren Kopf gekriegt, und
das hat ausgelöst, daß sie nicht mehr willens waren, nach-
dem sie das erfahren hatten, heute überhaupt noch irgend-
einen Streikbrecher hereinzulassen.« (Udo Hautmann in
»Streikstimme«)                                                                              ■

Hamburg – die zweite Fahrt nach Barleben

Bei dieser zweiten Fahrt von Hamburger Kolleginnen und
Kollegen nach Magdeburg sind es nicht mehr als sieben, die
sich auf den Weg machen. Zugegeben, es ist schwierig, sich
die Nacht um die Ohren zu schlagen, wenn man am näch-
sten Tag wieder arbeiten muß. Aber die geringe Teilnehmer-
zahl nur damit zu erklären, wäre Selbstbetrug.

Die Stimmung bei den Streikenden ist nach wie vor gut.
Großverleger Bauer hat für die Kollegen der Druckvorstufe
den Manteltarif anerkannt, wohl mit der Hoffnung, sie aus
der Streikfront herauszubrechen. Die Kollegen sagen: »Wir
lassen uns nicht spalten. Wir gehen alle wieder gemeinsam
’rein, und das ist, wenn die Druckerkollegen auch im Tarif
sind.« Die Stimmung bei den Streikenden scheint aggressiver
zu werden. Der Fahrer eines Kleinbusses mit Zeitungen ver-
sucht, sich Bahn zu verschaffen und schiebt sich mit Gewalt
in die Streikmenge. Die Situation wird gefährlich, die Polizei
entschärft sie und stellt sich zwischen Bus und Streikende.
Der Fahrer muß seinen Bus auf das sichere Betriebsgelände
retten. Später kommt ein Laster mit Papierrollen. Bevor er
die Druckerei erreichen kann, bleibt er in der Menge stecken.
Der Fahrer geht zu Fuß ins Werk, um sich weitere Order zu
holen. Als er wieder in seine Fahrerkabine steigen will,
bekommt er die Tür nicht auf. Ein herbeigeholter Schlüssel-
dienst aus Magdeburg ist mehrere Stunden bemüht, die Fahr-
zeugtür wieder aufzukriegen. Als wir gegen Mitternacht
zurückfahren, war der Schlüsseldienst immer noch damit
beschäftigt, u.a. auch damit, seinen eigenen Wagen wieder
geöffnet zu kriegen.

Ein zweites Werktor, das unbewacht war, ließ sich nicht
öffnen, weil es mit einem Stahlseil und einem Schloß zuge-
sperrt war. Als sie das Seil geknackt hatten, tat sich immer
noch nichts – die Türelektronik funktionierte nicht – Scheiß
Technik. Spät am Abend kamen IG-Medien-Vorsitzender
Hensche, der Hauptvorstand und die »Landesfürsten«. Sie
hatten in Bielefeld getagt und waren zu einem Sprung ’rüber-
gekommen zu den Streikenden. 

Endlich passiert wieder etwas Positives, ein Arbeits-
kampferfolg in unserer Gewerkschaft: Kollegen, die sich in
einer verzweifelten Situation befinden, setzen sich zur Wehr.
Sie zählen zu den wenigen, an denen die Entlassungswelle
vorüberging. Denn bekanntlich ist die Arbeitslosigkeit in den
neuen Ländern besonders hoch. Aber was darüber hinaus
wichtig ist: Kollegen aus Westdeutschland erklären ihre Soli-
darität nicht in Telegrammen, sondern fahren hin, das heißt,
sie schauen nicht zu, wie Kollegen fertig gemacht werden,
sondern üben mit ihrer Anwesenheit praktische Solidarität.
Anders als in Bischofferode, wo die westdeutschen Kollegen
mit ihrem IG-Chemie-Vorstand noch tatenlos zusahen, um
die eigene Haut zu retten.Wenn mehr und mehr KollegInnen
begreifen, welche Kraft in solidarischem Handeln liegt, dann
könnten wir wieder zu einer ernstzunehmenden Gewerk-
schaft werden. 8.4.1997 ■
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etage gehalten wurden, versuchte man die Gespräche der
Streikposten abzuhören. Am Tage und in der Nacht fuhren
Autos am Betriebstor vorbei, aus denen heraus die Streik-
posten fotografiert wurden.

Großer Wachaufzug. Eine große Wachablösung, aber
ohne Marschmusik, erfolgte beim Betriebsschutz. Nach einer
Woche Streik sollte durch eine neue Sicherheitsfirma eine
härtere Gangart eingeschlagen werden. Ergebnis: Die Streik-
posten dürfen die Toilette neben dem Wachhaus nicht mehr
benutzen. Diese (die körperlichen Angriffe, d. Red.) gingen
nicht von den Demonstranten aus, sondern von äußerst
aggressiven Mitarbeitern eines von ehemaligen Stasi-Mit-
arbeitern durchsetzten Wachdienstes. So wurde der Landes-
bezirksvorsitzende der IG Medien, Udo Hautmann, von
einem Wachmann mehrere Meter durch die Gegend
geschleift und konnte nur durch das spontane Eingreifen von
umstehenden Demonstranten vor Schlimmeren bewahrt wer-
den. Außerdem fuhren die ›Herren‹ des Wachdienstes in
hoher Geschwindigkeit mit ihren Fahrzeugen auf die Streik-
posten zu. Beim Stopp eines Kleinbusses, welcher mit Streik-
brechern besetzt war, versuchte der Fahrer (ADS-Mitarbei-
ter), die Umstehenden sogar umzufahren.

Airport Barleben. Der Verleger Bauer ist ein begeisterter
Pilot. Gelegentlich bringt er sein Hobby in die Unterneh-
mensführung ein. So hat er höchstselbst Streikbrecher mit
seinem Hubschrauber in das Betriebsgelände eingeflogen.«
(zusammengestellt aus: »Streikstimme«)

Nicht nur in der BRD, auch in England versuchte der
Bauer-Verlag Streikbrecher für das Druckzentrum Barleben
anzuheuern (siehe Kasten). Gleichzeitig wurden Teilauflagen

der »Magdeburger Volksstimme« in
Haldensleben, Hornburg und Passau
gedruckt.

Ihre Medienmacht setzte die Ver-
lagsleitung ein, um die Streikenden zu
diffamieren. Neben der falschen
Behauptung, ein Drucker in Barleben verdiene jährlich
92.000 DM, teilte der Verlag in einer Briefkasten-Wurfsen-
dung den Abonnenten der »Volksstimme« mit: »In Wirklich-
keit werden in Deutschlands modernster Druckerei den
Arbeitnehmern die meisten und schwersten Arbeiten von
den Machinen abgenommen. Zu ihren hohen Einkommen
wollen die Drucker jetzt auch noch Arbeitsbedingungen in
Luxusausführung.«

Wo war die Organisation?
Die Erosion des Flächentarifvertrages ist in der letzten Tarif-
runde immer wieder auf die »Zustände« in den sogenannten
neuen Bundesländern zurückgeführt worden. Dort ist kaum
noch ein Verlag (vorwiegend in westdeutscher Verlegerhand)
tarifgebunden bzw. war es nie. Löhne und Gehälter liegen
deutlich unter Westniveau, Besetzungsvorschriften werden
nicht eingehalten und die Arbeitszeit liegt deutlich über 35
Stunden die Woche.

Diesen Zustand zu ändern, ist in diversen Papieren zur
Verbesserung gewerkschaftlicher Betriebsratstätigkeit als
wichtigste Aufgabe beschrieben worden, wenn Flächentarif
und Mindeststandards kollektiven Schutzes nicht auf dem
Müllhaufen der Geschichte landen sollen.

In seiner Wertung des MTV-Abschlusses schrieb der
Hauptvorstand, daß es jetzt darauf ankäme, den Tarif in den
Betrieben umzusetzen, und dort, wo es weitere Versuche
gebe, den Tarifvertrag zu unterlaufen, bzw. wo Belegschaften
Haustarife durchzusetzen versuchten, die ganze Kraft der
Organisation auf diese Auseinandersetzung konzentriert
werden müsse.

Soweit die Worte – wo blieben die Taten?

Streikbrucharbeit in Passau und Haldersleben wurde nicht
verhindert. Erst zum Ende des Konfliktes gab es organisa-
tionsoffizielle Versuche, die Belegschaften der anderen
Bauer-Betriebe zu Solidaritätsaktionen zu veranlassen.

Der Betriebsratsvorsitzende des wichtigsten Bauer-
Betriebes, der Druckerei in Köln, der auch zugleich Vorsit-
zender der »Fachgruppe Druckindustrie und Verlage« (Kern
der ehemaligen Druck & Papier) ist, zog es vor, in Magdeburg
mitzuverhandeln, anstatt seine Kolleginnen und Kollegen in
Solidaritätsaktionen zu führen. Auf Vorhaltungen von
Betriebsräten anderer Zeitungsverlage entblödete er sich
nicht, von einem »Deal« mit seiner Geschäftsleitung zu
berichten: Danach hatte er sich verpflichtet, für die Dauer des
Konfliktes keine zusätzliche Betriebsversammlungen durch-
zuführen, wenn aus dem Kölner Betrieb keine Beschäftigten
zu Streikbrucharbeiten nach Magdeburg abgezogen würden.

Eine Sonderausgabe von »Druck & Papier«, sehr früh
schon angeregt von Kollegen aus Niedersachsen, um den
Konflikt bundesweit öffentlich zu machen, erschien nicht,
ebenso gab es keine koordinierte Unterstützung der Magde-
burger Kolleginnen und Kollegen durch den Hauptvorstand.
So wären die Magdeburger relativ allein gewesen, hätte es
nicht Aktivitäten des Landesvorsitzenden aus Niedersach-
sen und von Betriebsräten aus Bremen, Hamburg, Berlin,
Frankfurt, Braunschweig und anderen Städten gegeben, die
den Magdeburger Konflikt an dem schwerfälligen Wasser-
kopf der Organisation vorbei zu ihrer Sache gemacht haben.
Sie waren offensichtlich die einzigen, die die grundsätzliche
Bedeutung des »Haustarif-Konfliktes« für die gesamte Ver-
lags- und Druckbranche erkannt hatten (abgesehen vom Ver-
leger Heinrich Bauer natürlich) und entsprechend gehandelt
haben. 20. 4. 1997, Bremen ■
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Bundesweite Solidarität

In der zweiten Streikwoche begann die IG Medien, vor allem
auf Initiative von Betriebsräten und KollegInnen aus Nieder-
sachsen, den Streik bundesweit stärker zu unterstützen. In
Haldensleben und Hornburg verhinderten Kollegen, u.a.
vom »Weserkurier« und von den »Bremer Nachrichten«,
weitere Streikbrucharbeit. Nur noch bei der »Passauer Neuen
Presse« wurde täglich eine Teilauflage der »Volkstimme«
und einmal in der Woche der »Generalanzeiger« (Auflage
590.000) gedruckt. Es gelang der Gewerkschaft dort nicht, die
700 KollegInnen, von denen 20 Prozent organisiert sind, zu
praktischer Solidarität zu bewegen.

Zum bundesweiten Engagement trug auch die Erkenntnis
bei, daß in Magdeburg erneut ein Verlag versucht, in den
neuen Bundesländern ein Exempel zu statuieren. »Der Mag-
deburger Streik ist auch unser Streik! Sollte der Magdeburger
Kampf verloren werden, so wird dies schon kurzfristig Aus-
wirkungen auf die gesamte Tariflandschaft in der Druck-
industrie haben. Es würde geradezu eine Aufforderung an
das Arbeitgeberlager sein, Bauer nachzueifern«, heißt es in
einem Aufruf der IG Medien (Landesbezirk Niedersachsen-
Bremen). In ihm wurden die Mitglieder zu einer Solidaritäts-
fahrt nach Magdeburg zur Unterstützung der Streikenden
aufgefordert. 

Am 7. und 13.März fanden solche Fahrten statt, an denen
sich KollegInnen aus Ahrensburg, Berlin, Braunschweig,
Bremen, Chemnitz, Dresden, Erfurt, Frankfurt/M., Halle,
Hamburg, Hannover, Leipzig, Offenbach, Potsdam, Salzgit-
ter, Stuttgart, Suhl, Wiesbaden und Wolfenbüttel beteiligten
(siehe auch Kasten).

Haustarifvertrag durchgesetzt

Die Standfestigkeit der Streikenden und die stärker wer-
dende bundesweite Solidarität führte nach 31 Tagen zum
Erfolg. Der abgeschlossene Haustarifvertrag sieht vor, daß die
Bestimmungen des Manteltarifvertrages auch in Barleben
angewandt werden. Allerdings werden entgegen der Forde-
rung nach acht zusätzlichen Stellen nur vier Drucker neu
eingestellt. In einer »ergänzenden Betriebsvereinbarung«
wird außerdem festgelegt, daß die Zahl der Druckhelfer um
eine Person unterschritten werden darf. Die streikenden 
Kollegen haben das Ergebnis einstimmig angenommen.

abgeschlossen 9.4.1997 ■

Tarifabschluß bei den
Stationierungsstreitkräften
Zum Auftakt des bundesweiten Streiks der Zivilbeschäftig-
ten bei den Stationierungsstreitkräften (SSK) am 3. März
kam der ÖTV-Vorsitzende Herbert Mai nach Hanau und
erklärte in seiner Rede vor den Streikenden: »In der Zeit
der Massenarbeitslosigkeit kommt diesem Arbeitskampf
gegen Privatisierung und Rationalisierung größte Bedeu-
tung zu. Er darf nicht verloren gehen.« Was bewog den
Gewerkschaftsvorsitzenden zu dieser vollmundigen Erklä-
rung? Wie ist mit diesem Maßstab der Tarifabschluß in die-
sem eher kleinen Teilbereich des öffentlichen Dienstes zu
bewerten?

Zur Vorgeschichte

Die heutigen amerikanischen, kanadischen, französischen,
britischen und belgischen NATO-Einheiten in der BRD
wechselten in der Geschichte seit 1945 mehrmals ihren poli-
tisch-militärischen Charakter. Am Ende des Zweiten Welt-
kriegs kamen sie als Sieger über das imperialistische
Deutschland und das Nazi-Regime, das diesen Krieg entfes-
selt hatte. Sie traten als Besatzungsmächte auf und formten
Westdeutschland nach den Vorstellungen der liberalen, kapi-
talistischen westeuropäischen und nordamerikanischen
Demokratien. Mit der Festigung der neuen Bonner Republik
und der Stabilisierung in Westberlin verwandelten sie sich in
»Schutzmächte«, mit der Errichtung der westdeutschen Bun-
deswehr in Verbündete im Rahmen der NATO. Da sie der
BRD die atomare Bewaffnung als Zeichen militärischer Sou-
veränität untersagten, diente insbesondere der amerikani-
sche »Atomschirm« auch weiterhin als Druckmittel gegen
den als Gegner ausgemachten Warschauer Pakt.

Mit der Wende der neunziger Jahre, zu deren augenfällig-
sten Erscheinungen der Zusammenbruch der Sowjetunion
und des Warschauer Paktes sowie die Einverleibung der DDR
gehörten, schienen auswärtige Truppen in der BRD nahezu
entbehrlich zu werden. Zum einen war die potenteste bishe-
rige »Bedrohung« des NATO-Territoriums mit einem Schlag
verschwunden, zumindest weit nach Osten abgedrängt; zum
anderen war das politische Gewicht der BRD durch die im
2+4-Vertrag anerkannte Souveränität gewachsen. Eine »Frie-
densdividende« schien angesagt. Dazu kam es allerdings
nicht, denn immer noch kann der »Westen« auf die Kontrolle
der übrigen, in wirtschaftliche Abhängigkeit zu haltenden
Welt durch die NATO nicht verzichten. Ein großer Teil insbe-
sondere der Streitkräfte der US-Armee wurde aber tatsäch-
lich abgezogen. Zahlreiche Standorte wurden geschlossen,
andere durch Truppenreduzierung verkleinert.

Diese Entwicklung hatte durchaus positive Auswirkun-
gen dort, wo Lärmbelästigung durch Flugzeuge, Flurschäden
durch Panzerketten, Grundwasserverschmutzung durch che-
mische Kampfmittel etc. abgebaut wurden. Auf der anderen
Seite gab und gibt es insbesondere im ländlichen Bereich
ganze Ortschaften, die sich wirtschaftlich auf die Versorgung
militärischer Standorte eingerichtet hatten und von Struktur-
veränderungen – gerade im Zeichen von Massenarbeitslosig-
keit – nichts Gutes erwarten, vergleichbar etwa mit der
Schließung einer Zeche, einer Fabrik etc., die als größter
»Arbeitgeber« am Ort fungiert. Direkt betroffen sind in erster
Linie diejenigen, die bei den Streitkräften in Lohn stehen: die
Zivilbeschäftigten aus den »local nations« (hier der BRD

Nachtrag vom 26.5.’97:
Die Manager des Heinrich-Bauer-Verlages haben inzwi-
schen Rache geübt: 23 Kollegen, Scanneroperateure und
Setzer des Vorstufenbetriebes, sind am 29. April mit der
Begründung entlassen worden, die Arbeit der Vorstufe (also
alles, was vor dem Druck geschieht) sei inzwischen »fremd-
vergeben« worden: An eine Firma, die von zuvor schon ent-
lassenen Kollegen gegründet worden war. Außerdem sind
die acht Kollegen der »Abteilung« Druckservice GmbH, die
für die Wartung und Reparatur der gesamten Technik des
Druckzentrums Barleben zuständig waren, mit derselben
Begründung gefeuert worden. Für beide Fälle ist vom Lan-
desbezirk der IG Medien ein Rechtsanwalt eingeschaltet
worden, aber das allein ist natürlich keine passende Ant-
wort. ■■
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einschließlich der zugewanderten ArbeitsmigrantInnen),
wie es bei der US-Armee traditionell heißt. Ein gängiger
ÖTV-Aufkleber: »Abrüstung ja – Arbeitslosigkeit nein!«
bringt diese Problematik auf den Punkt, ohne daß in der
Gewerkschaft selbst Schritte unternommen würden, eine
Konversionsdebatte zu führen, wie es sie zeitweilig in Teilen
der Rüstungsindustrie (zum Beispiel Werften) gegeben hat.

Neue Stufe des Personalabbaus

Bisher wurden in den neunziger Jahren ca. 60.000 Arbeits-
plätze in diesem Bereich abgebaut. Der größte Teil der Betrof-
fenen konnte wenigstens noch mit einem Sozialplan rech-
nen. Ältere Tarifverträge wie TASS (Tarifvertrag Soziale
Sicherung) von 1972 und ZLT (Zusätzliche Leistung bei
Truppenreduzierung) von 1991 schreiben Abfindungen bei
militärisch bzw. »friedenspolitisch« begründetem Truppen-
abbau vor. Zwar zahlen die Streitkräfte in diesen Fällen
nicht, dafür tritt aber das Bundesamt für Verteidigungslasten
in die Pflicht. Die Tarifverhandlungen mit den betroffenen
Gewerkschaften ÖTV und DAG führt das Bundesfinanzmini-
sterium »im Einvernehmen mit den alliierten Streitkräften«.
Aktuell jedoch vertreten Bonn und die SSK die Ansicht, daß
diese Tarifverträge nicht mehr anzuwenden seien, da die
Begründung für die Entlassungen bei den Zivilbeschäftigten
nunmehr betriebswirtschaftlich sei. Nachdem zwei Drittel
aller Arbeitsplätze insgesamt geräuschlos beseitigt wurden,
sind nur noch 35.000 übrig geblieben, von denen nach der
Absicht der SSK mindestens die Hälfte verschwinden soll.

So haben etwa die US-Streitkräfte diesen Bereich, der bei
ihnen »Departement of Engineering und Housing« (DEH:
Abteilung für Maschinen und Gebäude) heißt, in den USA
selbst bereits privatisiert und streben dies nun für ihre deut-
schen Standorte ebenfalls an. Geplant wird diese Umstellung
unter der Bezeichnung »DEH 21«. Der Betriebsvertretung
(die entsprechend dem Bundespersonalvertretungsgesetz die
Stelle eines Betriebsrats einnimmt) in Hanau etwa wurde ein
Papier »Totale Übernahme von Verträgen durch Fremdfir-
men« im Bereich der »414 Base Support Battalion (BSB)
Hanau« und der »233rd BSB Darmstadt« zugänglich, das
einen Ausschnitt des DEH 21 darstellt. Daraus geht der
1.Oktober 1998 als Stichtag für die Übernahme durch Fremd-
firmen hervor. Um den Zuschlag in Hanau bewerben sich
bereits ITT und Philipp Holzmann.

Ein Beispiel dieser Entwicklung bietet schon längst die
Rhein-Main-Air-Base, früher bekannt durch die Ausein-
andersetzungen um den Bau der Startbahn West des Frank-
furter Flughafens. Waren 1994 noch 700 Planstellen bei der
US-Luftwaffe registriert, so sind seit dem 1.4.1995 nur ca.
100 Zivilbeschäftigte übriggeblieben, die jetzt für ITT arbei-
ten. 600 Stellen wurden gestrichen.

In der DEH-Studie heißt es weiter: »Nicht die gesamte
DEH wird verkürzt. ... Einige Arbeiter werden behalten für
Inspektionen und Qualitätskontrollen. Eine Belegschaft von
250 bis 300 Arbeitnehmern wird für die Verwaltung der
Fremdfirmenverträge benötigt (Anm.: das heißt im Bereich
der 414th BSB Hanau, die im Norden bis zum ca. 60 km ent-
fernten Gießen reicht, weniger als 50 Prozent) . . . Unter
Berücksichtigung von Artikel 613a (Anm.: § 613a BGB
schreibt vor, daß bei Betriebsübergang bestehende Regelun-
gen ein Jahr lang weitergelten und erst dann gekündigt wer-
den dürfen) wird allen betreffenden Arbeitnehmern eine
zwölfmonatige Arbeit garantiert ohne Veränderung der Kon-

ditionen. ... Die Feuerwehr wird nicht übernommen durch
Fremdfirmen. Wir sind gesetzlich verpflichtet, eine Feuer-
wehr zu haben.«

Besonderheiten des Beschäftigungsverhältnisses 
bei den Stationierungsstreitkräften

Ein Streitpunkt, der sich aus diesen Absichten automatisch
ergibt, ist die Kündigungsschutzregelung im Anhang O des
Manteltarifvertrages bei den SSK. Kernpunkt ist ein absolu-
ter Kündigungsschutz für Beschäftigte, die mindestens 40
Jahre alt und seit 15 Jahren dabei sind; er gilt allerdings nicht
im Falle von Standortschließungen, sondern für Kündigun-
gen aus innerbetrieblichen, organisatorischen Gründen. Da
die Zivilbeschäftigten bei den SSK ein relativ hohes Durch-
schnittsalter aufweisen (keine »Olympiamannschaften«
sind), hat diese 15/40-Regelung für beide Seiten eine erheb-
liche Bedeutung. Den übrigen, die aus organisatorischen
Gründen gekündigt werden dürfen, steht nach Anhang O
eine Abfindung von einem Viertel des Monatslohns pro
Beschäftigungsjahr zu – eine lächerliche Summe allerdings,
die durch Anrechnung auf das Arbeitslosengeld (seit der
letzten AFG-Reform) noch erheblich vermindert wird.

In erster Linie verstanden dementsprechend die Zivil-
beschäftigten unter ihrer zentralen Forderung »Rationalisie-
rungsschutz« den Erhalt ihrer Arbeitsplätze, nicht deren
schleichenden Abbau nach den Vorstellungen des Bundes-
finanzministeriums und der Stationierungsstreitkräfte. Poli-
tisch beriefen sich ihre aktiven VertreterInnen – Vertrauens-
leute, Betriebsräte, einzelne Gliederungen der ÖTV – auf ihre
Rolle während des Kalten Krieges. Da sie damals – so die gän-
gige Argumentation – den NATO-Alliierten zur Verteidigung
des »freien Westens« den Rücken frei gehalten hätten, folge
hieraus ein eindeutiger Anspruch auf soziale Sicherheit.
Diese politische Begrenzung – das moralische Einklagen
eines Treuebonus – wurde im Laufe des Streiks nicht über-
wunden, sondern dazu benutzt, Bündnispartner im Bereich
der parlamentarischen Parteien zu suchen. Es entwickelte
sich hieraus sogar ein massiver antiamerikanischer Nationa-
lismus, indem den »Gaststreitkräften« Undankbarkeit für
erwiesene Treue sowie Import »amerikanischer Verhält-
nisse« in die BRD vorgeworfen wurde. Deutlich brachte dies
auf einer Kundgebung in Kaiserslautern der rheinland-pfäl-
zische ÖTV-Vorsitzende Muscheid auf den Punkt, als er
sagte: »Hire and fire könnt ihr in den Staaten machen, nicht
in dieser Republik!«

Das Problem der ÖTV als Gewerkschaft bestand in der
Frage, mit welchen tarifpolitischen Instrumenten und Zielen
unter westdeutschen Verhältnissen die Forderung der Zivil-
beschäftigten nach Erhalt ihrer Arbeitsplätze überhaupt
umzusetzen sei. Außer der zahlenmäßig geringen Bedeutung
der betroffenen Branche gab es noch weitere strukturelle
Schwierigkeiten: 

1) Es wird nichts produziert, sondern im wesentlichen
ver- und entsorgt, instandgehalten, repariert etc.; 

2) private Kapitalverwertung findet höchstens indirekt
durch Vergabe von Aufträgen, Kauf von Geräten und Kon-
sumgütern etc. statt; 

3) der militärische Charakter verleiht dem Arbeitskampf
ein spezifisches Gepräge, denn zum einen können Streikbre-
cher durch schlichtes Kommando beschafft werden, und
zum andern kann den Soldaten befohlen werden, die durch
den Streik angerichteten Unbequemlichkeiten zu ertragen;  
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4) da es sich um ausländische Streitkräfte handelte (die
Zivilbeschäftigten der Bundeswehr sind hiervon nicht
betroffen, weil für sie ein eigener Manteltarifvertrag gilt),
waren außenpolitische Interessen der Bundesregierung mit-
einbezogen.

Interner Druck

Die ÖTV tat sich denn auch enorm schwer damit, die Forde-
rungen der Zivilbeschäftigten, die an einzelnen Standorten
seit 1994 erhoben und von den dortigen Kreisverwaltungen
der Gewerkschaft nach »oben« weitergeleitet wurden, aufzu-
greifen und in Maßnahmen umzusetzen. Der Hauptvorstand
trat zwar in Verhandlungen ein, bemühte sich aber nach Kräf-
ten, das Problem auszusitzen. Einzelne Kreisverwaltungen
mußten mit Maßregelungen rechnen, wenn sie eigene Aktio-
nen wie Warnstreiks und Kundgebungen durchführten. In
Hanau demonstrierten im Juli 1996 die Zivilbeschäftigten in
den Straßen der Stadt. Postwendend schickte der Hauptvor-
stand eine Abmahnung mit der Begründung: »Die sich hier-
aus entwickelnden Gefahren, daß unsere Mitglieder, los-
gelöst von abgestimmten gewerkschaftlichen Vorgehenswei-
sen, initiativ werden, macht das Geschäft der Hauptamt-
lichen nicht gerade leichter.« Darauf antworteten die betrieb-
lichen Vertrauensleute in scharfem Tonfall: »Jedes weitere
Hinausschieben von gewerkschaftlichen Aktionen ist unse-
ren Kolleginnen und Kollegen nicht länger zumutbar, da, wie
oben bereits erwähnt, 1998 in Hanau in den Werkstätten die
Lichter ausgehen. Wir halten es für fatal, wenn hauptamt-
liche Funktionäre die Zeit finden, lange Briefe gegen (andere)
Funktionäre zu verschicken, und andererseits Tarifinfos 
im Telegrammstil verfassen. Wir teilen Eure Tarifinfos 
schon lange nicht mehr aus, um Austritte aus der ÖTV zu
verhindern.«

Dieses Beispiel mag zur Illustration der Unzufriedenheit
genügen. Intern wurde dem Hauptvorstand Untätigkeit ange-
lastet. Es wurde ihm vorgeworfen, daß die von ihm benann-
ten Verhandlungsführer ihrer Aufgabe nicht gewachsen
seien. Die strukturellen Schwierigkeiten eines nach deut-
schem Tarifrecht unter den oben genannten Bedingungen zu
führenden Arbeitskampfes wurden nicht als solche wahr-
genommen und bearbeitet, sondern personalisiert. Wenn es
wirklich zutrifft, daß die ÖTV-Sekretäre Blechschmidt und
Keppler unfähig waren, Verhandlungen mit dem Finanzmi-
nisterium und den SSK zu führen, dann stellt sich doch die
Frage, warum sie auf ihren Posten blieben und nicht abgelöst
wurden. Das von Herbert Mai unter dem innergewerkschaft-
lichen Druck schließlich vorgegebene Ziel, den Streik als
Arbeitskampf mit dem Symbolgehalt »Gegen Privatisierung
im öffentlichen Dienst« zu führen, konnte weder am Ver-
handlungstisch noch mit Unterstützung allein der Zivilbe-
schäftigten den Erwartungen gerecht werden. Vielmehr hätte
eine solche Perspektive eine Ausweitung des Streiks auf
Kernbereiche des öffentlichen Dienstes mit realer, öffentlich
spürbarer Kampfkraft erfordert.

Streikverlauf

Die Stimmung, die immer mehr auf einen wirklichen Streik
drängte, wurde natürlich nicht nur von den Vorgängen und
Planungen bei den SSK selbst verschärft, sondern durch die
Abbaumaßnahmen und sozialen Auseinandersetzungen der
letzten Monate wie Lohnfortzahlung, Aktionen der Berg-,
Stahl- und Bauarbeiter, Steuerreform, AFG-Verschlechte-

rung, Gesundheitswesen, Rentenreform. Die Überzeugung
wuchs, daß auch bei den Streitkräften etwas passieren
mußte. Es wurden Flugblätter an die Bevölkerung verfaßt,
um die Situation zu erläutern. Diese Informationsblätter
stellten in erster Linie das Recht der SSK-Beschäftigten auf
soziale Absicherung heraus, die durch das NATO-Truppen-
statut gefährdet sei.

Nachdem die in Koblenz geführten Verhandlungen zwi-
schen ÖTV und DAG auf der einen, Finanzministerium und
Streitkräften auf der anderen Seite bis zum Februar 1997 kei-
nen akzeptablen Abschluß erbrachten, entschloß sich der
Hauptvorstand endlich zur Urabstimmung. Von den wenig
mehr als 10.000 ÖTV-Mitgliedern im Bereich der SSK-Zivil-
beschäftigten gingen 7791 zur Abstimmung; von diesen
votierten 6619 (85 Prozent) mit »ja«, also ein klares Ergebnis.
In Hanau, das hessenweit als Zentrum des Streiks galt, lag die
Zustimmung sogar bei 90 Prozent. Obwohl die US-Armee an
diesem Standort sehr stark abgebaut hat (die Kasernen im
Stadtteil Lamboy zum größten Teil sowie die Panzerkasernen
in Gelnhausen komplett), sind mit dem Flugplatz Erlensee
und logistischen Einheiten in den südlichen Stadtteilen
noch beträchtliche Einrichtungen vorhanden.

Der Ausstand begann am 3. März um 7 Uhr morgens.
Bestreikt wurden der Flugplatz, die Verwaltung, die Versor-
gungs- und Sanitäreinrichtungen, die Heizung und die Feu-
erwehr. Ein Streikposten wurde am Tor der Pioneer-Kaserne
aufgebaut, weil sich in dieser Anlage die zentralen betriebli-
chen Einrichtungen der DEH befinden. Die örtliche ÖTV
schloß allerdings ein Abkommen über die Aufrechterhaltung
eines Notdienstes mit dem Standortkommandanten ab und
sicherte auch zu, den Nachschub für die SFOR-Truppen in
Bosnien-Herzegowina nicht zu behindern. Die Militärs leg-
ten sich weniger Zurückhaltung auf: Anfänglich versuchten
sie, die Zivilbeschäftigten schlicht zur Arbeit zu kom-
mandieren, später flogen sie Personal aus den USA ein. Auch
unter den »local nations« fanden sich genügend Streikbre-
cherInnen, die zu einem erheblichen, vor allem auch
psychologischen Problem des Streiks wurden.

Auf die Gefährdung von Streikposten durch Soldaten
oder zivile StreikbrecherInnen, die mit ihren Autos die Kette
in schnellem Tempo durchfuhren, wurde auf verschiedene
Weise reagiert. Mit der Verteilung von Flugblättern wurde
versucht, mit ihnen ins Gespräch zu kommen. Die Nummern
ihrer Fahrzeuge wurden notiert, sie selbst wurden fotogra-
fiert, und diese Fotos hingen später im Streiklokal aus.
Schließlich räumten die Streikenden für einen Tag den
Streikposten an der Pioneer-Kaserne, aber nur, um durch
Kollegen von der IG Bau ca. 50 t Tonerde vor das Tor kippen
zu lassen. Solidarisch verhielten sich auch die Arbeiter der
Mülldeponien im Main-Kinzig-Kreis: Sie weigerten sich,
Abfall aus den amerikanischen Kasernen zu entsorgen. Von
diesen Beispielen abgesehen, war die Solidarität aber eher
dünn. Sie beschränkte sich im wesentlichen auf die Teil-
nahme von Mitgliedern der IG Metall, IG Chemie, IG Bau und
IGBE an Kundgebungen. Diese konnten naturgemäß jeweils
nicht mehr als etliche tausend TeilnehmerInnen (zum Bei-
spiel 7000 am 8.April in Kaiserslautern als Spitzenzahl, zwei
Tage später 5000 in Mannheim) umfassen.

Abschluß und Ergebnis des Streiks

Mit Unterbrechungen zog sich der Streik insgesamt sieben
Wochen hin. Nachdem sich wochenlang in den Ver-
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handlungen nichts bewegte, andererseits aber die Beteili-
gung an den Kundgebungen der ÖTV und der DAG zahlen-
mäßig nicht nachließ, kam es in der zweiten Aprilhälfte
schließlich doch zur Einlassung der SSK auf die strittigsten
Punkte. Am 23. April mobilisierte die ÖTV zu einem
»Marsch nach Bonn«, und hier wurde aufgrund des bundes-
weiten Charakters wieder eine Zahl von 7000 TeilnehmerIn-
nen erreicht. Die Tarifverhandlungen fanden in dieser Woche
nicht in Koblenz, sondern in einer Außenstelle des Bundes-
finanzministeriums im Bonner Stadtteil Bad Godesberg statt.
Dorthin zog dann ein Großteil der Streikenden und führte im
Garten der Außenstelle eine Kundgebung durch. Diese Sze-
nerie bildete die Kulisse für den Tarifabschluß, der am fol-
genden Tag bekannt gegeben wurde.

Es wurde ein neuer Tarifvertrag vereinbart, der die stritti-
gen Schutzbestimmungen der Anhänge O und X im Mantel-
tarifvertrag sowie das Rationalisierungsschutzabkommen
TASS und ZLT in teilweise modifizierter Form zusammen-
fassen soll. Der entscheidende Gewinn besteht darin, daß
diese Maßnahmen, die ursprünglich gegen Nachteile bei
militärisch oder politisch bedingter Truppenreduzierung
greifen sollten und deren Übertragbarkeit auf die Privatisie-
rungsoffensive der SSK bestritten worden war, nun eindeutig
anerkannt sind. Damit sind die Privatisierung und der Abbau
von Arbeitsplätzen allerdings nicht grundsätzlich verhin-
dert, sondern den Streitkräften und den künftigen Privatfir-
men nur gewisse »sozialverträgliche« Beschränkungen auf-
erlegt worden.

In erster Linie betrifft das den Kündigungsschutz nach
15/40. Die in der DEH-Studie genannten Inspektionsstellen
wird die US-Army wohl vorwiegend mit älteren Beschäftig-
ten besetzen müssen. Einer Änderungskündigung mit dem
Ziel der Verschlechterung steht für manche die 20/55er Rege-
lung (20 Jahre dabei, 55 Jahre alt) entgegen. Die jüngeren
Beschäftigten müssen sich auf ein Unterkommen bei den Pri-
vatfirmen mit den dann in Aussicht stehenden Abgruppie-
rungen, ggf. auf Abfindungen in geringfügig verbesserter
Höhe (bis maximal sieben Monatslöhne) und Fortbildungs-/
Umschulungsmaßnahmen einstellen.

Die Tarifkommission empfahl dem Hauptvorstand An-
nahme des Ergebnisses vorbehaltlich der Urabstimmung. Bei
dieser genügen bekanntlich 25 Prozent Zustimmung, um den
Streik zu beenden. In Hessen gingen 71 Prozent (562) der
stimmberechtigten ÖTV-Mitglieder zur Abstimmung; davon
stimmten 68,1 Prozent (383) mit Ja, 31,5 Prozent (177) mit
Nein. Bundesweit war der Prozentsatz für die Zustimmung
insgesamt deutlich höher: 79,4 Prozent der abgegebenen
Stimmen. Die hohe Zahl der Nein-Stimmen belegt die Unzu-
friedenheit und die Enttäuschung der Erwartungen, die teils
selbst gehegt, teils von den Hauptamtlichen genährt worden
waren. Die Ja-Stimmen deuten auf Streikmüdigkeit und Pes-
simismus hin, drücken mit Sicherheit aber auch aus, daß das
Ergebnis letztlich doch besser scheint als die realistischeren
unter den Prognosen. So können vor allem die älteren
Beschäftigten mit der Rettung der 15/40er-Regelung zufrie-
den sein. Die eigentlichen Probleme des Abschlusses, der in
dieser Form nur teilweise die Funktion eines Rationalisie-
rungsschutzabkommens erfüllt, im übrigen Überleitung
bedeutet, dürften später auf die Belegschaften und Betriebs-
räte der Privatfirmen zukommen.

Herbert Mai hatte in Kaiserslautern noch einmal erklärt:
»Die gesamte ÖTV steht hinter eurem Arbeitskampf. Mit der

ÖTV werden wir für einen umfassenden Schutz unserer
Arbeitsplätze eintreten.« Dem entsprachen auch Stimmun-
gen unter den Streikenden, etwa nach dem Motto: »Wenn die
ÖTV diesen Streik verliert, kann sie 1998 einpacken.« Diese
Einschätzung ist zwar verständlich, dürfte aber eine Num-
mer zu groß sein. Die Basis dieses Streiks und seine Wahr-
nehmung in der Öffentlichkeit geben diese Konsequenz
nicht her. Aber Sektor für Sektor werden Arbeitsplätze mehr
oder weniger geräuschlos abgebaut. Der entscheidende
Unterschied, ob gekämpft wird oder nicht, ist daher überall
wichtig und wird registriert.

Eines ist zum Schluß aber noch festzuhalten: Wenn in
diesem Artikel nur die Rede war vom Streikverlauf und den
internen Auseinandersetzungen zur Wahrnehmung der
Interessen der Beschäftigten, nicht aber vom politischen
Charakter dieser Arbeitsplätze als logistische Unterstützung
imperialistischer Streitkräfte, so liegt das daran, daß diese
Thematik keine Rolle spielte. Die Beschäftigten haben alles
andere als ein gestörtes Verhältnis zum »Gebrauchswert«
ihrer Arbeit. Dies können sie auch nicht, solange sie nicht
den grundsätzlichen Bruch mit der kapitalistischen Gesell-
schaft und ihrer bürgerlichen Form von Demokratie vollzie-
hen. Dies ist natürlich ein Problem im Umgang mit einem
solchen Arbeitskampf. Auch deswegen war es ein Irrtum,
gerade diese Auseinandersetzung zu einem »Arbeitskampf
gegen Privatisierung und Rationalisierung« (Mai) hoch-
zustilisieren und ihm leichtfertig grundsätzliche Bedeutung
zuzusprechen, ohne ihn auszuweiten. ■

■ A N  D E N  B R E M E R  S C H U L E N

Sparpolitik fordert
Proteste bis zum Streik heraus
Schüler- und Elternproteste 1996

Das erste Halbjahr 1996 war eine Zeit des Protestes von
Eltern und Schülern gegen die Zustände an den Bremer
Schulen. Im Februar 1996 begann der Protest der Grund-
schuleltern gegen die baulichen Mängel und die schlechte
Versorgung mit Lehrern, die nicht nur zu erheblichem Unter-
richtsausfall führte, sondern auch zu häufigem Lehrerwech-
sel. Gingen zunächst nur einzelne Schulen auf die Straße, so
demonstrierten im März schon 500, dann 2000 und 3000
Eltern, Schüler und Lehrer zum Beispiel mit einem »Wan-
dertag«. Im April/Mai 1996 verschärften die Eltern ihren Pro-
test mit einem Unterrichtsboykott an Grundschulen. Als
schließlich Anfang Mai der Unterricht an 30 (vorwiegend)
Grundschulen boykottiert wurde – an einigen Grundschulen
ging er über mehrere Wochen –, fand die Senatorin Kahrs
keine andere Antwort, als den Eltern mit Bußgeldern zu
drohen. Aus den Fraktionen von SPD und CDU wurden
Stimmen laut, die eine Verlängerung der Lehrerarbeitszeit
forderten:

Ihre Antwort auf die Probleme, die bei steigenden Schül-
erzahlen und einer steigenden Zahl von Pensionierungen bei
der überalterten Lehrerschaft und gleichzeitigem Einstel-
lungsstop entstehen. Die GEW wurde von dem Elternboykott
überrascht und schaffte es nicht, mit den Organisatoren in
Verbindung zu treten.
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Nachdem am 28. Mai mehr als 2000 Bremerhavener
Schüler, Eltern und Lehrer auf dem Bremer Marktplatz  gegen
die Rotstiftpolitik des Senats demonstriert hatten, erlebte
Bremen am 30.Mai seine bisher größte Schülerprotestaktion.
In vier Marschsäulen zogen ca. 8000 Schüler zum Bildungs-
senator, während gleichzeitig in den Randgebieten der Stadt
weitere 2000 Schüler demonstrierten. Zwar hatten Zentralel-
ternbeirat und GEW mit aufgerufen und auch auf der Kund-
gebung gesprochen, sie waren jedoch nur Anhängsel der
Schülerdemonstration.

Der Zentralelternbeirat hatte mit drei Volksbegehren zur
Verbesserung der Unterrichtsversorgung, zur Lernmittelfrei-
heit und zum schlechten Zustand der Schulräume über einen
längeren Zeitraum  eigene Aktionsschwerpunkte gesetzt.
Mehrere zehntausend Unterschriften wurden gesammelt.
Und dann erklärte der Senat im Oktober 1996 die Volksbe-
gehren für unzulässig, weil sie in die Haushaltshoheit ein-
griffen, und reichte sie zur Prüfung an den Staatsgerichtshof
weiter.

Während also Schüler und Eltern gegen die Sparpolitik
des Senats an den Schulen mit ihren Mitteln protestierten,
blieben die Lehrer überwiegend ruhig. Zwar hatten sich auch
ihre Arbeitsbedingungen verschlechtert, sie waren jedoch
noch nicht im Kern getroffen.

Arbeitszeit und Arbeitslosigkeit:
Reden und Handeln der Regierenden sind zweierlei

Von den Politikern aller bürgerlichen Parteien haben wir
immer gehört, dass sie die Arbeitslosigkeit bekämpfen wol-
len. Gleichzeitig haben sie die Arbeitszeit der Landesbedien-
steten erhöht und damit gleichzeitig junge Menschen in die
Arbeitslosigkeit gedrängt. So werden die öffentlichen Haus-
halte entlastet, um die Unternehmer weiter steuermäßig und
über Subventionen begünstigen zu können. Seit Anfang der
90er Jahre wird in Deutschland die Lehrerarbeitszeit in den
einzelnen Bundesländern erhöht.  Den Anfang machte Ber-
lin, gefolgt von Rheinland-Pfalz unter Rudolf Scharping
(SPD) als Ministerpräsident. In den neuen Bundesländern
wurde die Arbeitszeit stufenweise erhöht. Zunächst erfolgte
eine Angleichung an die alten Bundesländer, inzwischen ist
sie darüber hinaus angehoben worden. Im Saarland erhöhte
die sozialdemokratische Landesregierung 1993 die Arbeits-
zeit ihrer Staatsbediensteten, in Bayern, Schleswig-Holstein
und Niedersachsen wurde für die Beamten die 40-Stunden-
Woche wieder eingeführt. Auch die Bremer Pädagogen sahen
eine Erhöhung der Pflichtstundenzahl auf sich zukommen.

Rettungsversuch durch neue Arbeitszeitmodelle

Der Vorstand der Bremer GEW, deren Aktivität praktisch nur
noch beim Vorstand und beim Personalrat lag, ging deshalb
Verhandlungen mit der »rot-grünen« Landesregierung über
ein neues Arbeitszeitmodell für Lehrer ein. Er stützte sich
dabei auf eine Mitgliederbefragung. Mit dem damaligen
Senator für Bildung, Henning Scherf, einigte sich die Bremer
GEW am 3. Mai 1995 in einem Kooperationsvertrag darauf,
»durch Modellversuche gemeinsam Überlegungen und Vor-
schläge zu entwickeln, wie Lehrerinnen und Lehrer ohne
zusätzliche Belastungen dank veränderter Arbeitszeit-
systeme besser pädagogisch arbeiten können«. Bestandteil
des Vertrages war unter anderem, dass nicht mehr Unter-
richtsstunden oder größere Klassen verordnet werden und
dass eine bestimmte Zahl von Lehrern neu eingestellt wird.

Nach Meinung des GEW-Vorstandssprechers Heiko
Gosch gab es im kleinsten Bundesland die Chance, »aus der
unproduktiven Konfrontation von Maximierungszielen auf
Gewerkschaftsseite und Minimierungszielen bei den Arbeit-
gebern« herauszukommen. Beide Seiten hätten sich auf
»Optimierung« geeinigt, um Unterricht und Betreuung der
Schülerinnen und Schüler zu verbessern, auch unter Bedin-
gungen wie steigende Defizite im Landeshaushalt. Ziel der
Regierungsseite war zweifellos, die Gewerkschaft als Ver-
handlungspartner und aktiven Gestalter von Reformen zu
erhalten.

Warnten kritische Stimmen von Anfang an vor Illusionen
über den Vertrag, so zeigte sich seine Wertlosigkeit wirklich
schnell:  Elf Tage nach der Unterzeichnung verlor die SPD als
größte Regierungspartei die Landtagswahl, flüchtete sich in
eine Koalition mit der CDU. Jetzt fährt die SPD unter Bürger-
meister Scherf mit der CDU einen Sparkurs ohne Pardon. 

Auch als Anfang dieses Schuljahres deutlich sichtbar
wurde, dass die neue SPD-Bildungssenatorin Kahrs den Ver-
trag zur Arbeitszeitverlängerung nutzen wollte, blieb der
GEW-Vorstand zunächst vertragstreu in den Arbeitszeitforen
mit der Schulverwaltung und war damit völlig in der Defen-
sive. Auf einem Diskussionsforum für Mitglieder zeigte sich
noch eine starke Tendenz, Gehaltsverzicht zu üben, wenn
man damit dazu beitragen könnte, dass Lehrer eingestellt
werden.

Am 20.9.1996 beschloß der Koalitionsausschuß, die
Unterrichtsverpflichtung der Lehrerinnen ab 1.8.1997 um
eine Stunde zu erhöhen, wenn nicht bis dahin neue Arbeits-
zeitmodelle vorlägen. Verzweifelt suchten der GEW-Vor-
stand und die Bildungssenatorin nach Lehrerkollegien, die
neue Arbeitszeitmodelle erproben sollten. Es fanden sich
letztendlich nur eine Schule in Bremerhaven und ein Grund-
schulkollegium in der Stadt Bremen. Zwar waren andere
Schulen auch reformbereit, wollten jedoch nicht mit ihrem
Engagement ihrer eigenen Arbeitszeitverlängerung zustim-
men. Erst als die Senatorin auf Anfrage des Personalrats Ende
Oktober schriftlich mitteilte, daß mit dieser großen Koalition
die Zielsetzungen des Kooperationsvertrages nicht zu ver-
wirklichen sind, stellte die GEW ihre Rolle als Veranstalterin
des Arbeitszeitforums ein.

Sie ließ jedoch immer noch nicht von den neuen Arbeits-
zeitmodellen ab. Was sich hinter der Formulierung der Sena-
torin: »die Unterrichtsstruktur und den Unterrichtseinsatz
von Lehrern an den Schulen so zu verbessern, daß eine
Erhöhung der in der Schule wirksamen Arbeitszeit der Lehrer
erreicht und die Effizienz von verfügbarer Unterrichtskapa-
zität gesteigert wird«, verbarg, wurde jedoch der Lehreröf-
fentlichkeit schnell klar: erheblich verlängerte Anwesenheit
in der Schule ohne Obergrenze für die Zahl der Unterrichts-
stunden, zerstörerische Verteilungskämpfe in den Lehrer-
kollegien (arbeitet der Mathematiklehrer mehr als der Sport-
lehrer?), größere Lerngruppen, weniger Zeit zur Vor- und
Nachbereitung.

Die GEW muß die Kurve kriegen

Nun mußte der GEW-Vorstand die Kurve kriegen. Noch in
den letzten Schultagen des Jahres 1996 wurde vorsichtig
mobilisiert zu einer Unterschriftensammlung gegen die dro-
hende Arbeitszeitverlängerung. Übergeben wurden  dann im
Januar ca. 3000 Unterschriften Bremer und Bremerhavener
Lehrkräfte vor dem Bürgerschaftsgebäude – von einem klei-



nen Häuflein Lehrer. Die Senatorin ließ den Lehrkräften in
ihrer Stellungnahme nur die Wahl zwischen Pest und Cho-
lera. So empfanden es jedenfalls die anwesenden Lehrerin-
nen und Lehrer.

Zwei Personalversammlungen für die Lehrer 
der Stadt Bremen zeigen eine Entwicklung

Auf der Personalversammlung im »Pier 2« (ehemaliges AG-
Weser-Gelände) im Juni 1996 waren die teil-
nehmenden 1500 Pädagogen zum erstenmal
direkt mit der Forderung nach Arbeitszeit-
verlängerung für Lehrer durch die Fraktions-
vorsitzenden von SPD und CDU konfrontiert
worden. Von Neumeier (CDU) brüsk, von
Weber (SPD) mit dem Werben um Verständ-
nis. Doch unterschieden sie sich nicht im
Inhalt: Was wollt ihr Lehrer eigentlich? Bre-
men hat kein Geld. In anderen Bundeslän-
dern müssen die Lehrer auch länger arbei-
ten. Und dort sind die Schüler genau so
schwierig. Als Neumeier noch daraufsat-
telte: Die Vulkankollegen verzichteten
schließlich auf 20 Prozent ihres Lohnes, und
da wollten sich die Lehrer verweigern, trat
eine Schulelternsprecherin als Frau eines
entlassenen Vulkanesen ans Mikrofon und
hielt ihm entgegen: In diesem Zusammen-
hang von der 20prozentigen Lohnkürzung zu sprechen sei
eine Unverschämtheit. Sie brauche eine Schule für ihre Kin-
der, die keine teuren Nachhilfestunden notwendig mache!
Während sich die meisten Redebeiträge um die schwerer
werdende pädagogische Arbeit einer immer älter werdenden
Lehrerschaft rankten, wies ein Redebeitrag aus dem Perso-
nalrat auf die Einheit von Kabinett und Kapital hin und
stellte die Frage, ob künftig statt in Schulen in Jugendvoll-
zugsanstalten investiert werden solle. Auf Kritik stieß der
Vorschlag der Grünen, die Einstellung junger Lehrer über
einen Vertrag zur Reduzierung der Unterrichtsstunden für
Lehrer zu erreichen. Die bediensteten Lehrer sollten also die
Einstellung von Arbeitslosen bezahlen. Der Vorschlag wurde
als Griff in die Klamottenkiste aufgefasst.

Bei der Personalversammlung im Februar 1997 war den
mehr als 1000 anwesenden Lehrkräften inzwischen klar, daß
die Senatorin mit ihrem neuen Arbeitszeitmodell nur
Arbeitszeitverlängerung im Sinn hatte. Für sie hatten die
Anwesenden nur Hohn und Spott: »Betrug«, »Herumge-
sülze«, »Etikettenschwindel«, »Volksverdummung«,»Zynis-
mus« warfen die Redner ihr vor. Die Wut der Redner wandte
sich auch gegen ihre Adlaten, ehemalige führende GEW-
Funktionäre, die der Senatorin jetzt die Vorlagen zur Arbeits-
zeitverlängerung erarbeiten. Enttäuschung über die politi-
sche Rolle der Sozialdemokratie wurde deutlich: Jahrelang
habe man brav alle Reformen mitgemacht, doch jetzt sei
Schluß. Die Grenze der Belastbarkeit der Lehrerinnnen und
Lehrer bei ständig gestiegenen Ansprüchen sei erreicht. Viele
Redebeiträge waren politischer als in der vorangegangenen
Personalversammlung. Beispiel dafür ist die Rede des Perso-
nalrats (Kasten, gekürzt). Emotional geladen, waren die
Pädagogen auch aufnahmebereit für politische Zusammen-
hänge. Mit einer Solidaritätserklärung wider alle senatori-
schen Sparübungen im Bildungsbereich meldete sich die
Gesamtschülervertretung zu Wort.

Doch die Bildungssenatorin hatte nur eine Antwort: Ent-
weder das neue Arbeitszeitmodell oder eine Erhöhung um
eine Wochenstunde. Etwas anderes bliebe Bremen mit sei-
nen enormen Sparzwängen und im Vergleich mit anderen
Bundesländern gar nicht übrig. Am Ende stimmte die Ver-
sammlung einhellig gegen das neue Arbeitszeitmodell und
rief zu Protest und Widerstand gegen die drohende Arbeits-
zeitverlängerung auf.

Der GEW-Hauptvorstand

Nun protestierte auch der GEW-Hauptvorstand in einem
Brief an die Mitglieder gegen die drohende Arbeitszeitver-
längerung an den Bremer und Bremerhavener Schulen. Er
war es aber gewesen, der bundesweit neue Arbeitszeitmo-
delle propagiert hatte. Wenn der Hautvorstand schreibt: Der
Modell- und Diskussionsvorschlag der GEW bedeute kein
Angebot an die Landesregierungen und Kultusministerien,
jetzt auch noch legitimiert durch die GEW im Sinne von
Sparprogrammen und zur Durchsetzung von Stellenkürzun-
gen einseitig an den Schulen Änderungen durchzuführen, so
spiegelt sich darin wider, daß viele Lehrer das durchaus so
sehen. Der GEW-Hauptvorstand ist nicht in der Lage, seinen
Mitgliedern die Zusammenhänge aufzuzeigen, in denen die
Sparpolitik der Regierungen durchgeführt wird. Das Kapital
und seine Geschäftsführer in der Regierung haben das Ziel,
im wachsenden internationalen Konkurrenzkampf die Pro-
fite zu erhöhen. Diesem zentralen Interesse der kapitalisti-
schen Gesellschaft wird alles untergeordnet: Deshalb müssen
alle Sozial-, Bildungs- und Gesundheitsausgaben, Löhne,
Gehälter und Renten gekürzt werden. Und schließlich
braucht nicht mehr Rücksicht genommen zu werden auf eine
gesellschaftliche Alternative. Unter diesen Bedingungen
werden alle Reformbestrebungen ins Gegenteil verkehrt. Sie
werden genutzt, um die Zustimmung der Betroffenen zur
Mehrbelastung zu erreichen. 

Kurs auf Streik

Am 18.2.1997 erklärte die ÖTV die Gespräche über den Soli-
darpakt für den öffentlichen Dienst Bremens für gescheitert.
Die Vertrauensleute der Bremer ÖTV hatten den Eiertanz des
Bremer Senats satt. Der Senat war nicht bereit gewesen, sich
mit seiner Unterschrift darauf festzulegen, dass die Arbeits-
zeit im öffentlichen Dienst nicht verlängert und neue Kolle-
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gen eingestellt werden, wenn die Bediensteten im öffentli-
chen Dienst auf eine Gehaltserhöhung verzichten. Damit
wird es auch keinen Verzicht der Angestellten auf die unter
Vorbehalt gezahlte Gehaltserhöhung um 1,3 Prozent geben,
wohl aber eine Arbeitszeitverlängerung (40-Stunden-Woche)
für alle Bremer Beamten ab 1. Juni 1997. 

In den Schulen weitete sich nach der Personalversamm-
lung die Diskussion aus. Kollegien fassten Beschlüsse gegen

Arbeitszeitverlängerung. Ende Februar setzte sich eine Dele-
giertenversammlung der Bremer GEW mit der angekündigten
Arbeitszeitverlängerung auseinander. Mehr als 60 Delegierte
nahmen teil, während es sonst gerade 20 waren. Das Senats-
argument, in Bremen würde die Lehrerarbeitszeit nur dem
Bundesdurchschnitt angeglichen, bereitete vielen Delegier-
ten erhebliche Probleme in den Diskussionen in ihrem
Umfeld. Sie taten sich schwer, die Argumentationslinie des
Senats einfach abzulehnen, sich auf das niedrigste Niveau
angleichen zu lassen. Der Ankündigung der Senatorin, es
würden zumindest einige Lehrer eingestellt, wurde nicht
geglaubt. 

Als über Streiks gesprochen wurde, übten die meisten
Delegierten Zurückhaltung. Die emotional geladene Perso-
nalversammlung bedeutete noch lange nicht, dass die Lehre-
rinnen und Lehrer auch schon zum Handeln bereit waren.
Die große Kampfbereitschaft wurde noch nirgends gesehen.
Wie wenig sich die GrundschulkollegInnen offenbar mit der
sie betreffenden Senatspolitik auseinandergesetzt hatten,
zeigte die Forderung aus einem Grundschulkollegium, die
GEW möchte doch bitte mit dem Senat konstruktiv zusam-
menarbeiten und nicht immer gegen alles sein. 

Der Vorstand wurde mehrfach aufgefordert, die Kollegen
besser zu informieren, weil überall an den Schulen große
Unsicherheit herrsche, auch über die Positionen der GEW.
An Solidarität von anderen glaubte niemand. Der neue Zen-
tralelternbeirat hatte zum Problem der Lehrer keine Mei-
nung. Und auf ein paar Worte vom DGB wollten alle gerne
verzichten. Wenn sich auch Landesvorstandsmitglieder von
einem Streik Teilerfolge erhofften, unter den Delegierten gab
es keine Illusionen darüber, die Arbeitszeitverlängerung mit
einem Streik abwehren zu können.

Doch sogar zwei Stunden Arbeitszeitverlängerung, wie
inzwischen deutlich wurde, oder gar mehr für diejenigen,
deren Altersermäßigung um drei Jahre verschoben wird, das

konnte man doch nicht einfach so hinnehmen. Denn auch
das Schlupfloch Frühpensionierung wurde vom Senat durch
erhebliche Verschlechterung der Bedingungen praktisch ver-
stopft. So wurde der Landesvorstand beauftragt, erste Warn-
streiks noch vor Ostern und für April eine zentrale Arbeits-
niederlegung an den Bremer und Bremerhavener Schulen zu
organisieren.

Warnstreiks in der Woche vor den Oster-
ferien

In vielen Bremer Schulen wurde daraufhin
beraten und in der Woche vor den Osterfe-
rien fanden dann an 17 Bremer Schulen
Aktionen statt. Am 18.3. streikten Kollegin-
nen und Kollegen an fünf Schulen. Bei
einem »Ausflug als Altersheim« holte sich
ein Kollegium medizinische Beratung im
Hauptgesundheitsamt, sprach das Arbeit-
samt auf Umschulung zu einer altersgerech-
ten Tätigkeit an und fragte die Bildungssena-
torin: Wie alt müssen wir noch werden,
damit jüngere Kollegen eingestellt werden?
Am 19.3. und 20.3. führten sechs Schulen
eine LehrerInnenversammlung statt Unter-
richt durch, außerdem fanden Teilpersonal-
versammlung, personalrätliche Beratung
und ein Schulwandertag mit Protest statt.

Die Aktionen fanden durchaus Beachtung in der Öffentlich-
keit. Jedoch ein Elternbeirat stellte sich hinter die Lehrerak-
tionen.

Diskussionsprozeß in den Lehrerkollegien

Nach den Osterferien rief die GEW die Schulen auf, Streik-
beschlüsse zu fassen. Zur Information der Eltern gingen Falt-
blätter an die Schulen.  Kollegium für Kollegium setzte sich
mit dem von der GEW auf den 30.4.1997 angesetzten landes-
weiten Streiktag auseinander. Dadurch wurden auch die
gewerkschaftlich nicht organisierten Kollegen am Diskus-
sionsprozeß und an den Entscheidungen beteiligt. 

Ängste und gefühlsmäßige Barrieren waren zu überwin-
den: Müssen nicht alle Opfer bringen? Ist es richtig, die Pro-
bleme der Lehrer auf dem Rücken der Kinder auszutragen?
Dürfen Beamte denn streiken? Ist Streik das richtige Mittel?
Wird mir ein ganzer Arbeitstag Gehalt abgezogen? Machen
wir dem Senat nicht nur ein finanzielles Geschenk? Auf-
grund des bisherigen Presse-, Funk- und Fernsehechos gab es
große  Bedenken wegen der öffentlichen Meinung: Durch die
Terminlegung war fast eine ganze Woche unterrichtsfrei:
Machen Lehrer, die »faulen Säcke«, nur wieder Ferien? An
vielen Schulen wurde gefragt: Was ist am Tag danach? Es
kann doch nicht angehen, daß die Lehrer nach ihrem Protest
die Arbeitszeitverlängerung einfach hinnehmen. 

So kam die Verweigerung von Tätigkeiten, die über den
Unterricht hinausgehen (Schulfeste, Klassenfahrten, Projekt-
wochen, Gremienarbeit, u.a.) mit ins Gespräch. Doch auch
das war zu hören: Der Senat spekuliert auf einen weiteren
Schub von Teilzeitarbeit, denn irgendwo muß das Geld ja
herkommen, mit dem der Kauf des Siemenshochhauses und
das billige Land zur Industrieansiedlung finanziert werden.

Und dann meldete doch nach und nach eine Schule nach
der anderen Streikbereitschaft. Viele Kollegien beschlossen,



die ungleiche finanzielle Belastung der einzelnen Kollegen
durch den Streik auf alle gleichmäßig zu verteilen.

»Junge Lehrer gibt es überall zu Hauf, 
laß doch der Jugend ihren Lauf«...

... so sang eine Lehrergruppe auf der Personalversammlung
am 29.4.1997, unmittelbar vor dem Streiktag. Mehr als 2000
Pädagogen sprachen sich hier dafür aus, Tätigkeiten, die über
den Unterricht hinausgehen, zu verweigern. Referendare tra-
ten auf und machten durch ihr persönliches Schicksal deut-
lich: Arbeitszeitverlängerung für die einen bedeutet gleich-
zeitig Arbeitslosigkeit für die anderen. Damit hatte die Aus-
einandersetzung auch in der Masse der anwesender Lehrer
nicht nur die persönliche Mehrbelastung der einzelnen zum
Inhalt, sondern bekam eine gesellschaftliche Dimension: Der
Kampf gegen Arbeitszeitverlängerung ist auch ein Kampf
gegen Arbeitslosigkeit. Als Gastredner wies Mercedes-
Betriebsrat und Vater Uwe Werner darauf hin, dass Arbeits-
zeitverlängerung nicht nur ein Lehrerproblem ist. Auch die
Industrie strebt die Wiedereinführung der 40-Stunden-
Woche an. Arbeit müsse aber doch auf mehr Schultern ver-
teilt werden.

Von der GEW wurden die anwesenden Lehrer aufgefor-
dert, eventuelle Anträge auf Teilzeitarbeit an den Personalrat
zu schicken, um sie in ihrer Menge zur Einstellung junger

Kollegen nutzen zu können. Mehrfach kam die Forderung,
den Kampf nach dem Streiktag fortzusetzen. Von einer
Schule kam die Meldung, daß der Elternbeirat den Streik der
Lehrer unterstützt. Wieder erwies sich die Personalversamm-
lung (in Bremen wie in Bremerhaven) als das Mittel der Leh-
rerinnen und Lehrer, ihren Willen zu vereinheitlichen.

Erstmals landesweiter Lehrerstreik

Am 30.4. wurden in aller Frühe an vielen Bremer Schulen
die Türen mit Ketten verschlossen. Dann ging es über Stadt-
teilsammelpunkte zum zentralen Sammelpunkt am Hill-
mannplatz. 650 Lehrerinnen und Lehrer aus Bremerhaven
reisten mit Bussen an. Der anschließende Demonstrationszug
führte vorbei an den Geschäftsstellen der CDU- und SPD-
Fraktionen der Bürgerschaft, denen die rote Karte gezeigt
wurde. Viele Transparente thematisierten die Überalterung
der Lehrerkollegien und stellten den Zusammenhang zwi-
schen der Arbeitszeitverlängerung und der Arbeitslosigkeit
her. Referendare traten als (nicht gewünschte) Supermän-
ner/frauen auf. »Lehrer gehen auf die Straße, um arbeitslose
Lehrer von der Straße zu holen«, brachte ein langes Transpa-
rent die Aktion auf den Punkt. Eine Hochstimmung ging
durch den Demonstrationszug: unübersehbar lang wurde er.
Der Marktplatz war bei der Abschlußkundgebung so gefüllt
wie sonst nur am 1.Mai (in den letzten Jahren). Ca. 4000 der
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Rede des Personalrats, gekürzt

»Die Anforderungen an Schule und damit an die Arbeit von
Lehrerinnen sind in den letzten Jahren kontinuierlich gestie-
gen, und zwar im Unterricht, außerhalb des Unterrichts, bei
der Vor- und Nachbereitung, durch neue zusätzliche
Aufgaben, wie sie zum Beispiel im Schulgesetz definiert
werden – gleichzeitig sind die Bedingungen unserer Arbeit
schlechter geworden, die Klassen größer, die Lehr- und
Lernmittel schlechter, die Kinder schwieriger. Für Lehr-
und Lernmittel kann kaum noch weniger ausgegeben
werden.

Zusammengefaßt heißt das: Unsere Arbeit ist mehr ge-
worden, unsere Arbeit ist intensiver geworden. Ein Arbeits-
zeitverlängerungsdiktat macht die Motivation und Kraft der
Beschäftigten kaputt, Arbeitszeitverlängerung zerstört die
Chancen von ausgebildeten jungen Lehrerinnen und Lehrern
auf einen Arbeitsplatz. Und Arbeitszeitverlängerung – egal
ob dumpf als Pflichtstundenerhöhung oder dynamisch als
vorgebliche Humanisierungs- und Modernisierungsvariante
– richtet sich in ihren Auswirkungen nicht nur gegen Lehre-
rinnen und Lehrer, sondern der damit verbundene Perso-
nalabbau schadet der gesamten Schule und ihrer pädagogi-
schen Qualität.

Vor diesem Hintergrund ist es logisch, politisch richtig
und eine Frage der Selbstachtung, wenn wir heute und in
Zukunft Arbeitszeitverlängerung und Mehrarbeit in jeder
Form ablehnen und schon gar nicht an ihrer Ausgestaltung
mitwirken.

Trotz dieser klaren Position gibt es Unsicherheit bei uns.
Viele von uns stellen sich sicherlich die Frage, ob es legitim
und von anderen gesellschaftlichen Gruppen nachvollzieh-

bar ist, wenn Lehrer in einer gesellschaftlichen Situation, die
geprägt ist durch einen gnadenlosen Sozialabbau und die
massenhafte Zerstörung von Arbeitsplätzen, sich gegen eine
oder zwei Stunden mehr Unterricht wehren.

Unsere Gesellschaft ist gegenwärtig dadurch gekenn-
zeichnet, daß auf der einen Seite privater Reichtum und pri-
vates Kapital immer mehr wachsen. Auf der anderen Seite
verschlechtern sich systematisch die Arbeitsbedingungen
der Beschäftigten, wächst die Arbeitslosigkeit, wird der Sozi-
alstaat demontiert, sinken die Zukunftschancen der Kinder
und Jugendlichen u.a. deshalb, weil die Möglichkeiten, eine
zukunftsorientierte Bildung in öffentlicher Verantwortung
sicherzustellen, immer weiter abgebaut werden. Dieser Ent-
wicklung geben wir nicht dadurch eine andere Richtung, daß
wir durch eine längere Arbeitszeit die Effektivität und den
Standard von Schule senken und den Personalabbau im Bil-
dungsbereich beschleunigen. Im Gegenteil, wenn wir Arbeits-
zeitverlängerung widerspruchslos akzeptieren, fallen wir auf
eine Politik herein, die Arbeitslosigkeit und Sozialabbau be-
nutzt, um politische und gewerkschaftliche Gegenwehr, also
letztlich die Wahrnehmung demokratischer Rechte zu unter-
laufen und Duckmäusertum und Angepaßtheit als politische
Tugend verkauft. Wenn wir eine Arbeitszeitverlängerung für
Lehrer widerspruchslos akzeptieren, unterstützen wir eine
Politik, die durch Kürzungen im Bildungs- und Sozialbereich
den Bremer Haushalt sanieren will.

Wir wissen, daß der gesellschaftliche Reichtum eine
andere Politik erlaubt, daß es eine Alternative zur herrrschen-
den Politik der Zerstörung des Sozialstaates gibt und daß die
Bremer Kürzungsspirale der letzten Jahre keine objektive
Naturgesetzlichkeit oder Schicksal ist, sondern Ergebnis einer
verfehlten Haushalts-, Wirtschafts- und Steuerpolitik.«

14.5.97 ■
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Offene Landesversammlung 
der PDS in Hamburg am 22.3.1997
Anwesend waren circa 60 PDS-Mitglieder der PDS Ham-
burg, Gäste aus politisch nahestehenden Gruppen wie der
DIDF, der DKP und der Gruppe Arbeiterpolitik. Angereist
waren: Genosse Gysi, in seiner Begleitung Wolfgang Gehrke
aus dem Parteivorstand, und Ulla Jelpke aus der
Bundestagsfraktion. Gehrke war einst Vorstandsmitglied
der DKP und Vorsitzender der DKP in Hamburg bis zu dem
Zeitpunkt, da er sich im Zuge des Niederganges der DKP von
seiner »Vergangenheit«, in der bürgerlichen Presse (»Ham-
burger Abendblatt«), lossagte. Ulla Jelpke kommt am dem
Hamburger KB. Hatte Gysi geglaubt, mit deren Unterstüt-
zung und verstärkt mit seinen Anhängern aus Hamburg
könne er die aufsässigen Hamburger Genossinnen und
Genossen zur Räson bringen, so erlebte er ein Waterloo.

Gysi zog alle Register, um seine Widersacher in Hamburg
zu zügeln. Nur, der politische Inhalt ließ bei ihm und seinem
Anhang zu wünschen übrig. So versuchte er Stimmung zu
machen, indem er so hochpolitische Aussagen von sich gab
wie die, daß auf allen Konferenzen der PDS die Teilnehmer
nur noch über die Hamburger Genossen »stöhnten«. Er
wollte die Hamburger Genossen auf diese Art und Weise
nicht nur herabsetzen, sondern auch indirekt der Versamm-
lung zu verstehen geben, bei seinen Auftritten sei das anders,
er würde überall begrüßt. Aus seinem Munde kommt dann
auch immer wieder die Klage, in den westlichen Landes-
bezirken dominierten die »Altlinken und Splittergruppen«.
Dabei scheint ihm zu entgehen, daß seine Anhänger, die er
von außerhalb mitbringt ebenso wie aus Hamburg, selbst fast

durchweg aus den Reihen der »Altlinken« kommen. Dieser
»politische« Einsatz Gysis in Hamburg kennzeichnet das
politische Niveau, mit dem die Probleme von ihm und sei-
nem Anhang behandelt werden. Die Auseinandersetzungen
um eine Beteiligung an den kommenden Bürgerschafts-
wahlen in Hamburg – wieviel Prozent kann die PDS errei-
chen und wieviel Prozent sind für die Bundestagswahlen
nützlich oder schädlich? – sind nur der Anlaß, der Grund-
konflikt geht tiefer.

Die PDS ist mit Fragen konfrontiert, die in der Partei nicht
offen ausgetragen werden, weil sie zu Zerreißproben werden
könnten. In der Stellung zur Außenpolitik der BRD – dem
Einsatz der Bundeswehr in Jugoslawien und jetzt in Alba-
nien – bestehen vor allem in der Bundestagsfraktion Gegen-
sätze, die nur schwer unter den Teppich zu kehren sind. Gilt
eigentlich noch der alte sozialdemokratische Grundsatz: Die-
sem System keinen Mann und keinen Groschen? Oder soll
die PDS im Bundestag den als karitative Hilfsmaßnahmen
getarnten Einsätzen der Bundeswehr ihre Unterstützung
geben? Gilt der Parteitagsbeschluß, daß die PDS sich an die
Seite der Gewerkschaften stellt oder soll sie für die Öffnung
der Tarife in mittelständischen Unternehmen eintreten? Sol-
che Forderungen kommen besonders aus den kleinen Unter-
nehmen in den neuen Ländern (Ostrowski).

Zur Landesversammlung wurde eine »alternative« Tages-
ordnung gegen die vom Arbeitsausschuß vorgeschlagene
Tagesordnung eingebracht. Auf der Landesversammlung
wird jedoch der erste Punkt, der alternativ zur Tagesordnung
stand, wieder zurückgezogen – er lautete: »...verlangen wir
Auskunft darüber, wer die Demonstration zur ‘Freiheit für
alle politischen Gefangenen’ angemeldet hat, warum der
Landesverband (der PDS) Unterstützer ist und warum im
Aufruf der Demo mit keinem Wort auf die politischen Gefan-
genen Chinas, Kambodschas und Kubas eingegangen wird.
Insbesondere möchten wir vom Landesvorstand wissen,
warum in diesem Aufruf nicht auf die Lage der Homosexuel-
len auf Kuba eingegangen wird und wie seine Meinung zur
Homosexualität als Haftgrund ist«.

Ein Diskussionsredner, selbst Teilnehmer der Demonstra-
tion, bedauert, daß der »alternative« Antrag wieder zurück-
gezogen wurde, denn schließlich seien ja darin die politi-
schen Differenzen verborgen. Die politischen Gefangenen
der RAF zum Beispiel seien Gefangene aus unseren Reihen,
auch wenn wir politisch mit ihnen nicht übereinstimmten –
so wie Priebke und andere Gestalten die politischen Gefan-
genen unserer Klassengegner sind, über die sie schützend
ihre Hände hielten.

Die Berufung auf den Klassenstandpunkt hielt Gysi für
»zu billig«. Historisches Verdienst der PDS im Osten sei es
gewesen, als erste sozialistische Partei in Deutschland viele
Kleinbürger, zum Beispiel aus dem Staatssicherheitsapparat,
integriert und so ein Abwandern dieser Bevölkerungsteile
nach rechts verhindert zu haben.

In der Diskussion wurde Gysi u.a. entgegengehalten, daß
es zwei verschiedene Arten gebe, Teile des Kleinbürgertums
für eine sozialistische Partei zu gewinnen. Die KPD habe
1923 in einer zugespitzten gesellschaftlichen Situation
durch ihre Einheitsfrontpolitik eine starke Position in den
freien Gewerkschaften erobert. Durch eine an den Interessen
der Arbeiterklasse orientierte Politik konnte sie Teilen des
Kleinbürgertums eine Perspektive zeigen, die über den
Kapitalismus hinauswies.

6000 Lehrer im Lande Bremen wurde als »liebe faule Säckin-
nen und Säcke« begrüßt. Nicht wenige von ihnen waren
noch unter dem Eindruck der Personalversammlung dem
Streikaufruf gefolgt. 120 der 170 stadtbremischen Schulen
wurden bestreikt. Schwachpunkte waren Grundschulen,
Handelsschulen und Gymnasien, wo für das Abitur geprüft
wurde. Wie bei den einstündigen Proteststreiks standen auch
jetzt nur wenige Elternbeiräte hinter den Streikaktionen der
Lehrer. Es fällt den Pädagogen schwer, ihren Kampf den
Eltern verständlich zu machen. Zu wenige Lehrer verbinden
die Betroffenheit der Bevölkerung durch die Schließung von
Schwimmbädern und Büchereien, die Vergrößerung der Kin-
dergartengruppen und die Arbeitslosigkeit mit der Sparpoli-
tik der Regierung bei der Arbeitszeitverlängerung für Lehrer,
und das auf dem Hintergrund steigender Unternehmerge-
winne, sinkender Arbeitereinkommen und leerer Staatskas-
sen als gewollter Regierungspolitik.

Getragen von dem Schwung des Streiks setzten weit mehr
als 1000 Lehrerinnen und Lehrer ihren Protest gegen die
Sparpolitik des Bremer Senats auf der Maidemonstration
fort. Sie bildeten erstmals die Spitze des Demonstrationszu-
ges und waren der größte Block, so viele wie an keiner Mai-
demonstration vorher. Die DGB-Kreisvorsitzende Helga Zie-
gert, selber Lehrerin, hielt es allerdings nicht für nötig, auch
nur mit einer Silbe auf die Probleme der einzigen im aktiven
Abwehrkampf stehenden Gruppe der Maidemonstration ein-
zugehen.



Die zweite Art, sich dem Kleinbürgertum zu nähern, sei
die, den kleinbürgerlichen Vorstellungen hinterherzulaufen.
Vorstellungen, daß man den Kapitalismus wieder zu einem
Zustand zurückführen könne, in dem es dem Kleinbürger-
tum noch gut ginge und es nicht akut durch das große Kapi-
tal mit dem Ruin bedroht würde. Dem entsprächen die
Vorstellungen vieler Gewerkschaftsführer, den »Kapitalis-
mus pur« wieder in seine sozialpartnerschaftlichen Formen
zurückzuführen. Die Vorstellung, mit Hilfe der Parlamente
eine Umverteilung von oben nach unten durchzuführen,
zum Beispiel durch Steuererhöhungen für Reiche, sei eine
Illusion. Das würde unter den heutigen Bedingungen nur
dazu führen, daß das Kapital ins Ausland abwandern und die
Krise im Inland sich verschärfen würde. Insofern hätten die
bürgerlichen Ökonomen recht, innerhalb des Systems gäbe
es keinen Ausweg aus der Krise, der nicht von der arbeiten-
den Bevölkerung große Opfer verlangen würde. Das Schüren
von Illusionen darüber müsse zu Enttäuschungen führen,
dazu, daß die Menschen sich abwenden und den Rechten
hinterherlaufen würden, wie man das kürzlich in Wien beob-
achten konnte, wo traditionelle SPÖ-Anhänger Haider wähl-
ten. Die SPD würde auf ihre Reformpolitik aus den siebziger
Jahren ja auch heute nicht verzichten, weil ihre Führung
dumm oder schlecht sei, sondern weil die materiellen
Grundlagen für diese Politik heute nicht mehr bestehen.
Wenn die »FAZ« schreibe, ein Recht auf Arbeit könne es in
der Marktwirtschaft nicht geben, so habe sie damit aus ihrer
Sicht recht.

Die »FAZ« vertrete nämlich auch einen Klassenstand-
punkt, den Standpunkt der bürgerlichen Klasse. Dahinter
dürfe die PDS als sozialistische Partei nicht zurückfallen.

Gysis Werben um kleinbürgerliche Wählerstimmen
erklärt sich aus dem Streben, der Parteiführung eine Per-
spektive zu bieten: Regierungsfähig zu werden, Illusionen
über Reformmöglichkeiten durch den bürgerlichen Parla-
mentarismus zu verbreiten, von dem die Bevölkerung sich
immer mehr abwendet. Immer wieder entbrennt die Diskus-
sion um die PDS als »Partei des demokratischen Sozialis-
mus« – Sozialismus ohne Klassenbewußtsein und Klassen-
kampf, sei denn das möglich? Und »demokratischer« Sozia-
lismus ohne eine kämpfende Arbeiterklasse kann es doch
erst recht nicht geben!

So notwendig diese politische Auseinandersetzung ist, so
unerläßlich ist es, Gysi und alle diejenigen, die von der herr-
schenden Klasse der BRD und von dieser Justiz wegen ihres
Engagements für den Sozialismus in der Ex-DDR verfolgt
werden, zu verteidigen. So erklärt ein Diskussionsredner:
»Meine politischen Freunde und ich werden Gysi gerade jetzt
gegen alle Angriffe der bürgerlichen Justiz und des Verfas-
sungsschutzes und der herrschenden Klasse verteidigen mit
allen uns zur Verfügung stehenden Möglichkeiten – aber
politisch bin ich deswegen mit ihm nicht eins.«

Denn die ständigen Anklagen gegen Gysi und andere
Funktionäre der PDS aus der ehemaligen DDR spiegeln den
Klassengegensatz wider. Das gleiche gilt von den Prozessen
gegen viele Mitglieder der NVA und des SED-Politbüros.

Ein bezeichnendes Licht auf die innerparteiliche Demo-
kratie in der PDS und die gegenwärtigen Praktiken der bür-
gerlichen Demokratie im allgemeinen wirft der folgende Vor-
gang auf, der so in allen Parteien zu finden ist: Die Bundes-
tagsfraktion der PDS richtet in Hamburg ein »Regionalbüro«
ein. Dieses »Regionalbüro« – finanziell und räumlich ge-

trennt von dem Büro des Landesverbandes der PDS – soll die
Politik der Bundestagsfraktion in der öffentlichen Meinung
bekannt machen. Zum hauptamtlichen Angestellten wird ein
der Mehrheit der Bundestagsfraktion politisch genehmes
Mitglied aus Hamburg »von oben be-stimmt«. Irgendeine
Aussprache oder Abstimmung mit dem Landesarbeitsaus-
schuß findet nicht statt. Wie soll der höchst undemokrati-
sche Tatbestand vor der Mitgliedschaft erklärt werden? Wer
steht überhaupt hinter dieser Maßnahme, der Parteivorstand,
die Mehrheit der Bundestagsfraktion?

Im Rahmen dieser Auseinandersetzung wird zur »Be-
schlußfassung« ein Antrag vorgelegt, unterzeichnet von
Horst Bethge, Joachim Bischoff, Christiane Schneider, in
dem es u.a. heißt: »Die Landesversammlung erklärt ...

4. Nicht nur, aber vor allem auch in Hinblick auf den
schweren Bundestagswahlkampf ist sowohl die enge Zusam-
menarbeit zwischen dem Landesverband und dem Regional-
büro wie auch die größtmögliche Arbeitsfähigkeit des Regio-
nalbüros erforderlich. Als Einrichtung der Bundestags-
gruppe unterliegt das Regionalbüro der strengen Kontrolle
des Bundesrechnungshofes. Das schließt die Unterordnung
des Regionalbüros unter den Landesverband aus. ..«

Kontrolle des Bundesrechnungshofes hebt Demokratie in
der Partei auf! – In der Bundesrepublik angekommen, würde
André Brie dazu sagen. 22.4.1997 ■

Nachtrag:  Nach der Landesversammlung sind die Aus-
einandersetzungen über den Hamburger Landesverband weit
hinaus gegangen. Hinter dem Streit um die Wahlbeteiligung
in Hamburg verbergen sich grundsätzliche Auseinanderset-
zungen über die Politik der PDS, insbesondere des Partei-
vorstandes, der Bundestagsfraktion und der Aufnahme in der
Mitgliedschaft. Es ist weniger die relativ geringe organisato-
rische Bedeutung des Hamburger Landesverbandes als viel-
mehr die Tatsache, daß dem Parteivorstand die politische
Opposition gegen die Anbiederung und Anpassung an die
bundesrepublikanische Politik und Parteien nicht gefällt, die
in Hamburg die Mehrheit darstellt.

Gysi hat ziemlich deutlich auf der Landesversammlung
ausgesprochen, daß die politische Linie des LV ihm und sei-
nem Gefolge nicht passe und daß die PDS durch die Politik
der Hamburger Mehrheit angeblich Schaden erlitte. Nach-
träglich hat der Parteivorstand die Haltung Gysis noch unter-
stützt, indem er jede politische und materielle Unterstützung
des Wahlkampfes in Hamburg (wegen deren »fundamentali-
stischer« Einstellung) ablehnte. Der PV legt den »Pluralis-
mus« der PDS auf eine ganz besondere Art aus. Das wieder-
um veranlaßte den Parteirat (bestehend aus Vertretern der
Landesverbände und der Arbeitsgemeinschaften) in höfli-
cher, aber deutlicher Form den Parteivorstand zur Respek-
tierung des Hamburger Beschlusses aufzufordern und ent-
sprechend zu unterstützen. Wichtiger noch ist die Aufforde-
rung an den Parteivorstand, die politische Auseinanderset-
zung weiterzuführen. Auch das ND veröffentlichte (entgegen
seiner  Tendenz, dem Parteivorstand zur Seite zu stehen) Le-
serbriefe, die sich für ein solidarisches Verhalten gegenüber
dem LV in Hamburg aussprachen. Obwohl Illusionen über
das Wahlergebnis für die PDS/Linke Liste nicht vorhanden
sind, will der LV sich politisch in den Wahlkampf und auf
Wahlversammlungen einmischen. Aktuelle Probleme gibt es
genug, und die Mobilisierung der Kräfte für ein politisches
Eingreifen kann nur positiv gesehen werden.             2.6.97 ■
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■ S O Z I A L E R  B R E N N P U N K T  S T. P A U L I

Zum Widerstand gegen die
Schließung des Hafenkrankenhauses
in Hamburg
Mehr als 150 Krankenhäuser sind seit 1989 in der Bundes-
republik geschlossen worden und von den derzeit noch
betriebenen circa 2300 Einrichtungen ist die Schließung
weiterer zehn bis zwanzig Prozent für die nächsten Jahre
geplant – bisher gab es deswegen vereinzelte Proteste, Unter-
schriftensammlungen und Einsprüche von Klinikleitungen
vor Verwaltungsgerichten – breiteren Widerstand erstmals
im Hamburger Stadtteil St.Pauli.

St. Pauli: Laut Einkommensteuerstatistik der ärmste
Stadtteil Hamburgs, der Abstand zu den »besseren Vierteln«
nimmt wie in anderen Metropolen kontinuierlich zu; gleich-
zeitig verschärfen sich die Gegensätze zwischen oben und
unten innerhalb der Region um die Reeperbahn. Armut, Ver-
elendung – jeder sechste Einwohner im Stadtteil ist Sozial-
hilfeempfänger – und Kriminalität werden immer augenfälli-
ger, die Alkoholisierten sind Ausdruck weniger der Amü-
sierbetriebe im Kiez als zunehmender Not, entsprechend
weitet sich die Prostitution im Umkreis der »Großen Frei-
heit« auf Minderjährige aus, die Drogenszene wächst durch
die aus St.Georg und vom Hauptbahnhof vertriebenen Kon-
sumenten und Dealer, sozial Ausgegrenzte aus anderen Tei-
len der Stadt und der Umgebung suchen hier bei ihresglei-
chen Kontakt und Unterkommen; viele Gebäude verfallen,
werden als Bruchbuden betrieben oder sind Neubau-Ruinen.
Dagegen stehen Yuppie- und Schickeria-Treffs, Kleinkunst-,
Varieté- und Musical-Bühnen, Nobelhotels, teure Apparte-
ment-Häuser für Singles und Luxusbüros mit Hafenblick
(eingeschränkt sind die Planungsabsichten für eine elitäre
Hafenmeile nur durch die Häuser der Hafenstraße, für die in
jahrelangen Auseinandersetzungen der Stadt das Wohnrecht
abgetrotzt wurde und vorerst gesichert scheint) – »als hätten
sich alle üblen Trends, die Helmut Kohls neues Deutschland
prägen, ausgerechnet gegen das Sündenbabel am Hamburger
Hafen verschworen.« (Die Zeit, 14.2.1997) 

Den geschilderten Bedingungen entsprechend artiku-
lierte sich der Protest gegen die Schließung des Hafenkran-
kenhauses zunächst auf lokaler Grundlage und unter Bezug
auf die besonderen Probleme und die Geschichte des Stadt-
teils (Hafenstraße) und seiner »Größen« (Hans Albers, Heidi
Kabel, FC St.Pauli). Vereine wie die »Förderer und Freunde
des Hafenkrankenhauses«, Initiativen wie »Ein Stadtteil
steht auf« (mit einzelnen Verbindungen zur GAL, der »Grün-
Alternativen Liste« in Hamburg) und ein »Büro für notwen-
dige Einmischungen« koordinierten die Proteste gemeinsam
mit Teilen der Beschäftigten, einzelnen Gewerkschaftskolle-
ginnen und -kollegen (zur Rolle der ÖTV an späterer Stelle)
und Anwohnern, beispielsweise aus den ehemals besetzten
Häusern der Hafenstraße; Unterstützung fanden sie bei vie-
len lokalen Einrichtungen, Bürgerorganisationen, Kneipen
(»Während der Montagsdemo geschlossen«) und Geschäften.
Belegschaftsvertretungen wie von Blohm & Voss und der
benachbarten Bavaria-Brauerei solidarisierten sich. Bei
Demonstrationen läuteten die Glocken der Kirchen, 800 ver-
sammelten sich wenige Tage vor dem Schließungsbeschluß
am 12.12.1996 durch den Aufsichtsrat vom Landesbetrieb

Krankenhäuser (LBK) im »Michel«, der Hamburger Haupt-
kirche »St.Michaelis«.

Die Hamburger Oppositionsparteien unterstützten die
Proteste – nicht zuletzt im Hinblick auf die im September
1997 anstehenden Wahlen –, wenn auch mit unterschied-
lichen Akzenten: Während die GAL, am Einsparentwurf der
ÖTV orientiert, für einen nicht näher definierten Erhalt der
Klinik bzw. ein Gesundheitszentrum eintrat, suchte die CDU
den Protest für die von ihr propagierte Privatisierung des
Gesundheitswesens zu nutzen – mit kontraproduktiver Wir-
kung: Ihr Vorsitzender Ole von Beust erhielt durch Sprech-
chöre der Demonstranten als »Trittbrettfahrer« eine Abfuhr.
Versuche, den Widerstand mit dem Hinweis auf beliebige
Vielfalt zu diskreditieren, beispielsweise von der »Jungen
Welt« mit der Unterstellung »Seltsame Front für das Hafen-
krankenhaus – ehemalige Antiimperialisten und Hafen-
straßenbesetzer kämpfen im Verbund mit der örtlichen
CDU« wurden im wahrsten Sinn des Wortes auf der Straße
widerlegt.

Zur Geschichte und besonderen Funktion
des Hafenkrankenhauses

1900: Inbetriebnahme als Polizeikrankenhaus zur gesund-
heitlichen Versorgung Inhaftierter. Angegliedert ein »Unru-
higenhaus« (u.a. für Alkoholiker), ein Haus zur zwangswei-
sen Behandlung von Geschlechtskrankheiten, eine Reini-
gungs- und Desinfektionsabteilung, eine Einrichtung für Not-
geburten und ein Leichenschauhaus. Aus den Bedingungen
des direkten Umfeldes (Hafenbetriebe, Schiffahrt, Reeper-
bahn) entwickelte sich, was das Hafenkrankenhaus bis zur
Schließung vorrangig blieb: eine Fachklinik für Unfallchirur-
gie. Wegweisende Entwicklungen wie die Marknagelungen
von Frakturen durch Prof. Dr. Künscher oder auf dem Gebiet
der Verplattung von Frakturen und der Gelenkoperationen
durch den bisherigen Chefarzt Dr. Seidel begründeten den
guten Ruf des Hafenkrankenhauses über Hamburgs Grenzen
hinaus. Das Hafenkrankenhaus war auch akademisches
Lehrkrankenhaus der Universität Hamburg.

Für etwa ein Fünftel aller stationären Patienten mußte
das Sozialamt aufkommen. Zu der für ein Krankenhaus übli-
chen gesundheitlichen Versorgung von Menschen aus dem
Stadtteil und den Betrieben vor allem des Hafens kam die
von Alkoholikern, Drogenabhängigen, Prostituierten, Trans-
vestiten, Beschäftigten und Gästen der Vergnügungsmeile
(im Durchschnitt über 30.000 pro Tag), Obdachlosen – im
Winter häufig mit Erfrierungen –, Opfern von Messersteche-
reien und Schießereien und was sich sonst aus den Beson-
derheiten des Viertels ergab. Über 2000 Verletzte mit Schuß-
und Stichwunden wurden seit Ende der achtziger Jahre aus
dem Stadtteil eingeliefert, durchschnittlich fast täglich einer
– zehn Prozent davon, schätzte Chefarzt Dr. Seidel, wären
ohne die Nähe des Hafenkrankenhauses gestorben. Reinigen,
Entlausen, Madenentfernen, neu Einkleiden gehörten für
Pflegepersonal und Ärzte zum Alltag ihrer häufig unbezahl-
ten Mehrarbeit.

Das Hafenkrankenhaus verfügte zuletzt über 203 Plan-
betten (105 der chirurgischen Abteilung, 88 der inneren und
zehn der Intensivstation). Jährlich wurden circa 18.000 Pa-
tienten versorgt, davon circa 13.500 ambulant und 4500 sta-
tionär. Die circa 6000 per Rettungs- bzw. Notarztwagen ein-
gelieferten ambulanten Patienten entsprechen einem im Ver-
gleich zu anderen Kliniken sehr hohen Prozentsatz. Das



Hafenkrankenhaus hatte 476 Beschäftigte, viele davon auf
eigenen Wunsch in Teilzeit tätig (192 Pflegedienst, 47 Ärzte,
237 in den übrigen Bereichen). Das Jahresbudget betrug 43
Mio. DM, die Jahresbilanz galt bei der Gesundheitsbehörde
bis Ende 1995 als positiv.

Das Hafenkrankenhaus war wie neun weitere Kranken-
häuser bis vor wenigen Jahren Teil einer städtischen Einrich-
tung des LBK (Landesbetrieb Krankenhäuser), dessen Finan-
zierung und Verwaltung durch die Landeshaushaltsordnung
geregelt wurde. Die Umwandlung in eine Anstalt öffentli-
chen Rechts, das heißt ein selbständiges Unternehmen mit
Zugehörigkeit zur Arbeitgebervereinigung Hamburgs, war
ein erster Schritt in Richtung Privatisierung, der die Stadt
von ihren unmittelbaren Verpflichtungen entband.

Zum Vorlauf der Schließung

Wiederholt war in den letzten 20 Jahren die Schließung des
Hafenkrankenhauses »angedacht« worden. Das jetzt vollzo-
gene Aus nahm seinen Anfang am 22. Mai 1995: die Ham-
burger Gesundheitssenatorin Fischer-Menzel stellte den
»Krankenhausplan 2000« vor, in dem »festgestellt« wurde,
der stationäre Teil des Hafenkrankenhauses sei entbehrlich,
eine Notfallambulanz mit circa 20 Betten reiche aus. Die
Belegschaft reagierte mit einer Demonstration und sammelte
Unterschriften, circa 50.000 wurden im November 1995 der
Senatorin übergeben, die sie den Absendern zurückschickte.
Bis heute haben sich weit über 100.000 in die Listen einge-
tragen. Selbst der von der SPD beauftragte Gutachter Jansen
aus Kiel schränkte die Vorstellungen der Senatorin warnend
ein und bezeichnete die stationäre Versorgung als notwen-
dig: »Der Gutachter vertritt die Auffassung, daß am Standort
des Hafenkrankenhauses eine qualifizierte, stationäre und
ambulante Notfallversorgung unter auch zukünftiger Ein-
beziehung des Rettungsdienstes unverzichtbar ist. Die Frage,
ob darüber hinaus auch in Zukunft eine Regelversorgung für
Einwohner des Einzugsbereichs (St. Pauli, Neustadt, Teile
des Hafengebietes, des südlichen Eimsbüttel und des öst-
lichen Altona) aufrechterhalten werden muß, ist eine stadt-
teilpolitische, krankenhausplanerische und betriebswirt-
schaftliche Entscheidung.«

Beschäftigte und Personalrat organisierten seit 1995 eine
Reihe von Aktionen, um Bevölkerung, Kolleginnen und Kol-
legen anderer Krankenhäuser und in den Gewerkschaften
aufmerksam zu machen. An einem »Rettungsfest« am
1.7.1995 nahmen an die 10.000 Besucher teil. Ergebnis: Im
August schon wurde als »Warteschleife« vom LBK beschlos-
sen, das Krankenhaus vorerst bis zum 31.12.1997 zu erhal-
ten, und daß bis dahin ein »Konzept »für eine zukünftige und
bedarfsgerechte Nutzung« entwickelt werden sollte. Eine
Projektgruppe dafür wurde eingerichtet, abgesegnet von der
Hamburger Bürgerschaft. Ihr gehörten der Chefarzt, zwei
Mitglieder des LBK (Landesbetrieb Krankenhäuser), Vertre-
ter der kassenärztlichen Vereinigung und des Personalrats
an, als Termin für das abschließende Planungsergebnis
wurde Februar 1997 gesetzt. Sie arbeitete bis September
1996, dann wird der Termin für die Diskussion ihrer Arbeit
von der Behörde für Arbeit und Soziales kurzfristig abgesagt.
Die Erklärung dafür gibt im Oktober auf einer Pressekonfe-
renz einer der vier Geschäftsführer des LBK, Lohmann: Ein
Krankenhaus in Hamburg wird geschlossen. Am 7.11.1996
wird auf einer weiteren Pressekonferenz beschwichtigt, das
Hafenkrankenhaus bleibe erhalten, vier Tage später wird

dem Personalrat die Schließungsabsicht für den 1.3.1997
mitgeteilt. Am 18.11.1996 rechtfertigt der Sprecher des LBK-
Vorstandes, Dr. Mellmann, die Schließungsabsicht auf einer
Personalversammlung. Die Beschäftigten kommen überein,
Vorbereitungen für Abwehrmaßnahmen zu treffen; in der
»Volxküche« der Hafenstraße treffen am 23.11.1996 circa
200 Menschen aus Initiativen so wie anderen Zusammen-
hängen des Stadtteils und der »Szene« mit Vertretern der
Beschäftigten zusammen, um Unterstützung zu organisieren.
Das noch nicht ausdiskutierte Konzept der Projektgruppe für
ein »Gesundheitszentrum« wird am 1.12.1996 in Umrissen
vorgestellt, von der Leitung des LBK zwar positiv bewertet,
aber »aus Kostengründen« zurückgewiesen. Auch aus den
Hafenstraßenhäusern wird für Widerstand mobilisiert – »Die
Hafenstraße ist erkämpft, jetzt kämpfen wir für den Erhalt
des Hafenkrankenhauses.« Die Initiative »Ein Stadtteil steht
auf« meldet sich erstmals zu Wort. Ende November/Anfang
Dezember finden mehrere Veranstaltungen zu den Konse-
quenzen der Gesundheitsreform und die erste Montagsdemo
statt, am 11.12.1996, dem Vorabend der Entscheidung über
die Schließung des Hafenkrankenhauses durch den Auf-
sichtsrat des LBK, die erste größere Demonstration mit über
5000 Beteiligten unter dem Motto »Aufstehen!«, zu der maß-
geblich auch die ÖTV aufruft.

Zur Begründung der Schließung

Hintergrund der Sparmaßnahmen, die allein im LBK Ham-
burg für die Jahre 1996 (also rückwirkend), 1997 und 1998
rund 210 Mio. DM (gleich 15 Prozent) betragen, sind die
gesetzlichen Neuregelungen der Bundesregierung (zu der
1993 parteiübergreifend verabschiedeten Gesundheitsre-
form). Die Krankenkassen, deren Einnahmen in Folge fort-
schreitender Arbeitsplatzvernichtung sinken, werden durch
die Auflage, keine weiteren Beitragserhöhungen vorzuneh-
men, zu Einsparungen in ihren Leistungen gezwungen – auf
Kosten der gesundheitlichen Versorgung der Bevölkerung.
Entsprechend bezeichnet die Hamburger Behörde für Arbeit
und Soziales im Dezember 1996 die Schließung des Hafen-
krankenhauses ebenso wie den noch bevorstehenden Abbau
von 1800 Arbeitsplätzen vor allem im Pflegedienst und 2000
Betten allein im Bereich des LBK als »eine Konsequenz aus
den durch die Gesundheitspolitik der Bonner CDU-FDP-
Koalition verursachten Schwierigkeiten der Krankenkassen
in Hamburg« und beklagt – als läge darin ein Ausweg –, »daß
trotz sinkender Einnahmen die Kassen ihre Beiträge nicht
erhöhen dürfen.« Die SPD-Gesundheitssenatorin und LBK-
Aufsichtsratsvorsitzende Fischer-Menzel beschwert sich
wortreich über die Zwänge der »chaotischen Gesundheitspo-
litik der Bundesregierung«, aufgrund derer es »keine solide
Grundlage für eine vernünftige Finanzplanung« gäbe; der
Verweis auf die »skandalöse Bonner Gesundheitspolitik«
soll das Versagen der eigenen Partei mindern und wird im
Hinblick auf den begonnen Wahlkampf in Hamburg zur Ent-
lastung der eigenen Partei benutzt; in der Konsequenz voll-
zieht die SPD-Senatorin aber eben diese Politik: »Nur wenn
der LBK konsequent und energisch seine betriebswirtschaftli-
chen Kosten reduziert und sich dabei gleichzeitig im Markt
der Gesundheitsanbieter als attraktiver Anbieter behauptet,
sehe ich eine wirtschaftliche Überlebenschance für den LBK
Hamburg als bundesweit größtes kommunales Krankenhaus-
unternehmen und damit die Sicherung von vielen tausend
Arbeitsplätzen.« (Mit dem Hinweis auf den »Markt der
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Gesundheitsanbieter« wird bereits die Möglichkeit weiterer
Privatisierungsschritte, wie sie von der CDU gefordert wer-
den, angedeutet, weiterer Rationalisierungsmaßnahmen –
über die 1800 Entlassungen im LBK-Bereich hinaus –, und
damit weiterer Einschnitte in die gesundheitliche Versor-
gung der Bevölkerung.)

Die Folgerungen der LBK-Leitung auf die Kürzungsvorga-
ben scheinen auf diesem Hintergrund schlüssig und werden
von der Hamburger Behörde für Arbeit und Soziales
bestätigt: »Die Schließung des Hafenkrankenhauses (Ein-
sparung von 35 Mio. DM) ist nur eine Maßnahme, mit der die
erforderliche Kostensenkung erreicht werden soll ... Weitere
130 strukturelle Einzelmaßnahmen sind geplant. Dies
bedeutet die Schließung ganzer Abteilungen sowie die
Zusammenlegung von Krankenhausapotheken, Labors und
anderen Service-Bereichen und weitere Fusionen ... Es wird
im LBK Hamburg kein Krankenhaus geben, das von Rationa-
lisierungsmaßnahmen verschont bleibt.«

Der Marktlogik entsprechend ist der fortschreitende Sozi-
alabbau in der Bundesrepublik im Zuge der Krise unver-
meidbar, und unvermeidbar demnach auch die Folgen: noch
mehr Arbeitslose und verbunden damit zunehmende Per-
spektivlosigkeit vor allem für die Jugendlichen, noch mehr
Wohnungs- und Obdachlose, Hungernde, Bettelnde – darun-
ter immer mehr Kinder –, und als Auswirkung noch mehr
Alkoholismus, Drogenabhängigkeit, Kriminalität, Auslän-
derfeindlichkeit – und immer mehr körperlich und seelisch
kranke Menschen. »Bedürfte es nicht mehr statt weniger
gesundheitliche Versorgung und Betreuung? Wollen wir wei-
terhin der Logik folgen, die sich aus der Zeit des Wohlstands
in diesem Land ableitet und von der jetzt in der Krise nicht
viel mehr übrigbleibt als die Maxime von einem Leben auf
Kosten anderen Lebens, oder beginnen wir endlich umzu-
denken und uns an den Lebensbedürfnissen aller Menschen
zu orientieren?« (Diskussionsbeitrag eines Hamburger
Pastors auf einer Protestveranstaltung)

Der Marktlogik entsprechen auch die Spekulationen um
das Gelände des Hafenkrankenhauses, dessen Verkauf auf
viele Mio. geschätzt wird, die zur Sanierung der Hamburger
Finanzen beitragen könnten. Die Befürchtung, die Empörung
darüber und erneute »Filz-Vorwürfe« an die Adresse der SPD
könnten den Protesten gegen die Schließung des Hafenkran-
kenhauses weiteren Auftrieb geben, nötigten dem Senat die
Zusicherung ab, eine Veräußerung der Immobilie werde es
nicht geben – das Grundstück werde weiter im Interesse der
Bevölkerung von St. Pauli genutzt. Im Stadtteil wird kritisch
konstatiert, daß Gesundheitssenatorin Fischer-Menzel, LBK-
Vorstandsmitglied Lohmann und der stellvertretende ÖTV-
Vorsitzende Rose langjährige SPD-Mitglieder im gleichen
Hamburger Bezirk sind. 

Der Schließungsbeschluß

Am 12. Dezember entscheidet der Aufsichtsrat des LBK die
Schließung des Hafenkrankenhauses: Bei Stimmengleichheit
von neun zu neun zwischen Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-
vertretern gibt das Doppelstimmrecht der Aufsichtsratsvor-
sitzenden Senatorin Fischer-Menzel den Ausschlag. Erhoffte
Gegenstimmen des Arbeitgeberflügels gab es nach voraus-
gegangenem Druck auf seine Vertreter nicht.

Die durch die Doppelstimme der Senatorin getroffene
Entscheidung rückt die SPD-Politik ins Zentrum der jetzt
weit über den Stadtteil hinausgreifenden Kritik und macht

die für Herbst 1997 anstehende Bürgerschaftswahl in Ham-
burg zum Thema der Auseinandersetzungen. Spontane
Demonstrationen folgen unmittelbar auf die Entscheidung,
der Rücktritt der Senatorin wird gefordert, der Personalrats-
vorsitzende warnt, »daß auf St. Pauli wieder Barrikaden
brennen werden, wie damals an der Hafenstraße«, Chefarzt
Dr. Seidel schließt sich den Protesten an: »Es wird ein medi-
zinisches Vakuum entstehen, das Menschen mit dem Leben
bezahlen werden.« Gleichzeitig werden von einzelnen
Beschäftigten erste Kündigungen und Versetzungsanträge
eingereicht. »Die Front bröckelt«, überschreibt »Die Welt«
am 16. Dezember einen Beitrag, der auf Zersetzung des
Widerstandes zielt. Im Gegensatz dazu weitet sich der Wider-
stand in den folgenden Wochen aus, die Montagsdemonstra-
tionen werden zur Regel.

Die Hoffnungen der Beschäftigten auf eine Korrektur der
LBK-Entscheidung durch die auf Antrag der GAL zu einer
Dringlichkeitssitzung einberufene Hamburger Bürgerschaft
werden enttäuscht, die SPD-Abgeordneten unterwerfen sich
ohne Ausnahme dem Fraktionszwang und bestätigen mit
den Stimmen der koalierenden Statt-Partei die Schließung
des Hafenkrankenhauses – als SPD-Abgeordnete auch der IG
Metall-Sekretär Gunter Barmbek und der Hamburger DGB-
Vorsitzende Erhard Pumm.

Auch die Erwartung, der Personalrat könne durch Ableh-
nung des Mitbestimmungsantrags der LBK-Leitung vom
30.12.1996 vor der Einigungsstelle noch etwas verhindern,
zerschlägt sich: Die Anwälte des LBK können geltend
machen, daß es sich beim Hafenkrankenhaus nicht um einen
eigenständigen Betrieb, sondern lediglich um einen Betriebs-
teil handelt. Damit hat die LBK-Leitung das Druckmittel,
einen Sozialplan von der Zustimmung des Personalrats zur
Schließung des Betriebes abhängig zu machen. Aufgrund der
Verunsicherung und Zukunftsängste vieler Beschäftigter
sieht sich der Personalrat schließlich gezwungen, seine Ein-
willigung zu geben (das Votum für diese Zustimmung erhält
der Personalrat auf einer Personalversammlung, trotz einiger
Gegenstimmen). Formal ist damit das Ende des Hafenkran-
kenhauses für den von der LBK-Leitung vorgesehenen Ter-
min zum 1.3.1997 besiegelt.

»Chefsache«

Die Protestveranstaltungen und Montagsdemonstrationen
gehen mit steigenden Teilnehmerzahlen (bis zu 5000) weiter,
die Beschränktheit des Protests auf den lokalen Rahmen wird
teilweise überwunden, die Hamburger Gesundheitspolitik
als Beitrag zum Kürzungsprogramm der Bonner Regierung
gekennzeichnet – zu Lasten kranker, arbeitsloser, wohnungs-
loser, alter (Rentner) und sonst benachteiligter und ausge-
grenzter Menschen: Folgen eines Systems, das nicht an den
Bedürfnissen der Menschen, sondern am Profit orientiert ist.
Auch das widersprüchliche Verhalten der Gewerkschaften
wird zum Thema, hier eine ÖTV, die den Protest gegen die
Schließung zumindest verbal unterstützt, da ein lokaler
DGB-Vorsitzender, der in der Bürgerschaft für die Schließung
des Hafenkrankenhauses die Hand hebt.

Der Hamburger Senat reagiert verunsichert, auch weil
sich mit der inzwischen angekündigten Schließung der
unmittelbar neben dem Hafenkrankenhaus gelegenen Bava-
ria-Brauerei deren Beschäftigte dem Protest angeschlossen
haben. »Die Welt« warnt am 1.2.1997, »daß sich die geplante
Schließung des Hafenkrankenhauses als eine Art Lunte am



Pulverfaß entwickeln könnte«. Nachdem das Angebot der
Gesundheitssenatorin vom 21. Januar, an anderer Stelle in St.
Pauli eine Notfallambulanz einzurichten, die Empörung nur
noch steigert und am 3.2.1997, nach dem Abtransport der
ersten Patienten, ein geräumter Gebäudeteil, Station D,
besetzt wird, sehen sich die Stadtoberen zu Zugeständnissen
gezwungen:
◆ Bürgermeister Henning Voscherau erklärt Anfang
Februar die Angelegenheit zur »Chefsache« und gibt die
Zusicherung, eine Ambulanz, angeschlossen an das AK 
St. Georg, auf dem Gelände des Hafenkrankenhauses zu
erhalten: im Stadtteil als »Pflaster-« bzw. im Hinblick auf die
im Herbst anstehenden Bürgerschaftswahlen als »Wahlam-
bulanz« gekennzeichnet. »Pflasterambulanz«, weil eine
Ambulanz ohne stationäre Versorgungsmöglichkeit und
ohne Intensivstation von keinem Rettungswagen angefahren
werden würde, sondern nur zur »Verpflasterung« kleinerer
Wunden aufgesucht werden könnte.
◆ Senator Mirow gibt seitens der Stadtentwicklungs-
behörde die dauerhafte Einrichtung eines »Runden Tisches«
bekannt, an dem mit Vertretungen aus Vereinen, Initiativen
und sozialen Einrichtungen in St. Pauli die Probleme des
Stadtteils, insbesondere die Sicherung der gesundheitlichen
Versorgung diskutiert und Vorschläge erarbeiten werden sol-
len, über die der Senat dann entscheiden muß. Mirow hat aus
dem – nach der Hafenstraße – zweiten großen Konflikt auf St.
Pauli seine Lehre gezogen: »Menschen, die nicht in eine ver-
nünftig funktionierende Gemeinschaft eingebunden werden,
sind zu allem fähig. Wenn die Politik versagt, wird das zu
irreparablen Schäden, zu Mord und Totschlag führen.«
◆ Die Beschäftigten erhalten am 22. Februar – nach Zustim-
mung des Personalrats zur Schließung des Betriebes – von
der LBK-Leitung die Garantie für »gleichwertige und zumut-
bare« Weiterbeschäftigung in einem der übrigen LBK-
Krankenhäuser, verbunden mit der Zusage, von anstehenden
Entlassungen innerhalb von zwei Jahren einmal ausgenom-
men zu werden. Für Streitfälle wird eine Einigungsstelle ver-
einbart.

Die Besetzung

Die Besetzung von StationD erfolgt mit dem Einverständnis
der Mehrzahl der Beschäftigten und aktiver Unterstützung
eines kleinen Teils bei freundlicher Duldung durch den
Chefarzt Dr. Seidel, trotz zunehmendem Drucks auf ihn
durch die LBK-Leitung. Die Besetzung wird getragen und
organisiert von der Initiative »Ein Stadtteil steht auf«, dem
»Büro für notwendige Einmischungen«, Hafenstraßen-
bewohnerInnen und Einzelpersonen. Der ÖTV-Vorstand ver-
meidet es, sich mit den BesetzerInnen zu solidarisieren,
Unterstützung kommt gewerkschaftlicherseits weiterhin nur
von einzelnen Kolleginnen und Kollegen, vor allem der IG
Metall (Vertreterversammlung, Vertrauensleuteausschuß),
und Hamburger GEW-, IG Medien- und HBV-Vorständen.

Der LBK-Vorstand verzichtet, um die Stimmung nicht
weiter aufzuheizen und unter Einflußnahme seitens der SPD
darauf, von seinem Hausrecht Gebrauch zu machen und die
Räumung anzuordnen. Er nimmt die Besetzung jedoch zum
Vorwand, die Notfallambulanz nicht mehr anfahren zu las-
sen, weil »Sicherheit der Patienten gefährdet« sei. Von den
verbliebenen Patienten wird die Besetzung begrüßt, die
Öffentlichkeit reagiert – nicht zuletzt wegen ihres friedlichen
Verlaufs – freundlich zustimmend (eine Meinungsumfrage

im Auftrag einer Zeitung ergibt, daß sich noch zur Zeit der
Besetzung über 85 Prozent der Hamburger Bevölkerung für
den Erhalt des Hafenkrankenhauses aussprechen). Die Beset-
zung dauert bis Mitte April.

Krankenhaus oder Gesundheitszentrum?

Der unausgeführte und wegen der drohenden Schließung
vorzeitig vorgestellte Entwurf  aus der o.a. Projektgruppe für
ein Gesundheitszentrum wurde von vielen Beschäftigten
und den Initiativen als Ausweg und mögliche Verhandlungs-
grundlage gesehen, zumal das Projekt von der ÖTV unter-
stützt wurde. An die Stelle des Hafenkrankenhauses soll ein
Gesundheitszentrum treten, das im Zentrum eine ambulante
und stationäre Notfallversorgung mit OP, Intensivstation
Röntgenabteilung u.a. sowie eine ausreichende Anzahl 
Betten anbieten kann; angegliedert werden sollen (auch hier
differieren die Vorschläge erheblich) Facharztpraxen,
Drogenentzug, Betreuungs- und Übernachtungseinrichtun-
gen für Obdachlose, eine Altentagesstätte, ein Kindertages-
heim und andere Einrichtungen für die soziale Betreuung im
Stadtteil. Als Träger wird u.a. eine gemeinnützige GmbH aus
Krankenkassen, LBK, Behörde für Arbeit, Gesundheit und
Soziales, Arztpraxen und Beschäftigten vorgeschlagen.

Das von den Beschäftigten erarbeitete »Urkonzept«,
gedacht als Vorschlag für die Umstrukturierung und Moder-
nisierung des Hafenkrankenhaus-Betriebs, wird unter dem
Druck der Schließung von mehreren Seiten, auch der ÖTV,
ständig variiert – je nach Interessenlage werden unterschied-
liche Vorstellungen damit verbunden.

Der Vorschlag für ein Gesundheitszentrum stößt auch auf
vereinzelte, aber heftige und grundsätzliche Kritik, weil
damit die gemeinsame und einheitliche Forderung nach
Erhalt, bzw. Ausbau des Hafenkrankenhauses preisgegeben
würde. Daß sich die Kritiker mit ihrer Warnung vor einem
Einschwenken auf die ÖTV-Linie gegenüber den BesetzerIn-
nen nicht durchsetzen können, ist auf deren Sorge zurückzu-
führen, andernfalls isoliert zu bleiben – eine Folge auch ihrer
Erfahrung unzureichender Unterstützung in der bisherigen
Auseinandersetzung durch die Gewerkschaften. Hinzu
kamen Einzel- und Gruppeninteressen im Hinblick auf die
Nutzung der vorgesehenen sozialen Einrichtungen des
geplanten Gesundheitszentrums und parteipolitisch zuzu-
ordnende Aspekte – Erscheinungen, wie sie auch bei ande-
ren sozialen Auseinandersetzungen unvermeidlich sind,
wenn keine politische Kraft existiert, die Orientierung schaf-
fen kann. Solange kein gemeinsames Klasseninteresse
besteht, ist nicht zu verhindern, daß Einzel- und Gruppen-
interessen Einfluß gewinnen.

Zur Rolle der Gewerkschaften

Die zuständige Gewerkschaft ÖTV sieht sich erstmals in der
Geschichte der Bundesrepublik mit der Forderung nach 
Massenentlassungen im Gesundheitswesen konfrontiert.
Ihre Vorstände bemühen sich – wie die der übrigen Einzel-
gewerkschaften – um Schadensbegrenzung. Sie gestalten –
weil sie weder bereit noch in der Lage sind, den Kampf gegen
die Gesundheitspolitik grundsätzlich zu führen – durch ihr
Bemühen um Verbilligungsstrategien im Gesundheits- und
Sozialbereich den Abbau mit: »Wir können froh sein, wenn
wir die Anforderungen der Zukunft mit den vorhandenen
Ressourcen bewältigen können«, lautet das Eingeständnis
dieser Tatsache von Ulla Derwein, Mitglied des geschäfts-
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führenden Hauptvorstands der ÖTV, unter der Überschrift
»Perspektiven für eine integrierte Gesundheitsversorgung«.
Entsprechend mehrdeutig die Feststellung, »in Wahrheit
muß die Verteilungspolitik insgesamt neu thematisiert wer-
den« – als Konsequenz aber keineswegs die Notwendigkeit
der Mitglieder-Mobilisierung, sondern, wie von der SPD, die
Forderung nach Finanzierung der Mindereinnahmen der
Krankenkassen »durch die Aufhebung der Pflichtversiche-
rungsgrenze und die gleichzeitige Anhebung der Beitrags-
bemessungsgrenze auf die Höhe der Rentenversicherung.«
Also keine »neue Verteilungspolitik«, sondern lediglich eine
Variante zu der der Regierungsparteien: Konkurrenz sozialer
Einrichtungen und Krankenhäuser auf dem »Markt der
Gesundheitsanbieter«, das Verhältnis Arzt – Patient ver-
kommt zur Geschäftsbeziehung, der Mensch als »Kostenfak-
tor« – wer nicht zahlen kann, stirbt früher.

In Hamburg bemüht sich die ÖTV durch ihren stellvertre-
tenden Vorsitzenden Wolfgang Rose darum, betriebsbedingte
Kündigungen im Gesundheitswesen zumindest vorerst zu
verhindern – der Kampf um die Sicherung der Arbeitsplätze
steht aber bereits nicht mehr zur Diskussion, die Notwendig-
keit der Rationalisierung im Krankenhausbereich wird nicht
in Frage gestellt. So wie die ÖTV die Umwandlung der städ-
tischen Krankenhäuser in eine Anstalt öffentlichen Rechts
mitgetragen hat, entspricht ihre »Anregung«, an Stelle des
Hafenkrankenhauses das von einem Teil der Beschäftigten
geforderte Gesundheitszentrum als GmbH zu führen, dem
von der Hamburger Gesundheitssenatorin zur Diskussion
gestellten nächsten Teilschritt der Entstaatlichung der
Gesundheitspolitik. ÖTV-Flugblatt, 6.2.1997: »Wenn die
politisch Verantwortlichen diese Initiative aufgreifen und
unterstützen, kann daraus ein Modellprojekt von überregio-
naler Bedeutung werden«.

Ihre Möglichkeiten zur Mobilisierung gegen die
Schließung des Hafenkrankenhauses blieben von der ÖTV-
Führung weitgehend ungenutzt (Zwischenruf einer Ärztin
im Plenum auf Station D: »Die sind zum Behördenteil ver-
kommen!«). Der Protest gegen die Schließung beschränkte
sich auf verbale Erklärungen und Flugblätter über die übli-
chen Verteiler und zwei Redebeiträge ihres stellvertretenden
Vorsitzen auf Demonstrationen. Die in der ersten Zeit der
Proteste überwiegend stadtteilbezogene Orientierung kam
der ÖTV gelegen, weil dadurch die Thematisierung des
gesamten Kürzungsprogramms im LBK mit der Streichung
von 1800 Arbeitsplätzen an den Rand gedrängt wurde.

Auch durch den aktiven Teil ihrer Mitglieder wurde die
ÖTV-Führung nicht zu konsequenter Mobilisierung gezwun-
gen. Das erklärt sich zum Teil aus der Tatsache, daß die ÖTV
in den meisten Hamburger Krankenhäusern nur einen relativ
niedrigen Organisationsgrad (um 25 Prozent) hat. Im Hafen-
krankenhaus verfügte die ÖTV im Personalrat nicht über die
Mehrheit. Die Unterstützung aus anderen Krankenhäusern
blieb weit unter den Erwartungen der Inintiatoren des Wider-
stands.

Der Beitrag des Hamburger DGB mit der Zustimmung sei-
nes Vorsitzenden Erhard Pumm zur Schließung tat ein übri-
ges, um die Unterstützung des Widerstandes durch Gewerk-
schaftsmitglieder niedrig zu halten. Erst Proteste aus GEW
und IG Medien und HBV bewirkten, daß der Hamburger
DGB-Vorstand, nachdem Voscherau die Zustimmung der
Bürgerschaft durch die Zusage für die Einrichtung einer Not-
fallambulanz wahltaktisch aufgeweicht hatte, sich der von

der ÖTV unterstützten Forderung nach Einrichtung eines
Gesundheitszentrums anschloß: »Am Standort des Hafen-
krankenhauses ist in Verbindung mit der Notfallambulanz
ein Sozial- und Gesundheitszentrum einzurichten. Die Not-
fallambulanz muß einschließlich ihres stationären Bereichs
dem spezifischen Bedarf dieses Problemstadtteils gerecht
werden.«

Die Schließung

Der LBK-Vorstand nimmt die Besetzung zum Vorwand, um
die Notfallambulanz nicht mehr von Rettungswagen anfah-
ren zu lassen. Die Patienten werden in andere Krankenhäu-
ser verlegt, am 19. Februar verläßt der letzte das Hafenkran-
kenhaus. Wie vorgesehen wird zum 1.3.1997 der Betrieb ein-
gestellt. Der Widerstand läßt, obwohl die Station D besetzt
bleibt, nach. Die Gründe:
1. Das Hafenkrankenhaus existiert nicht mehr.
2. Die Beschäftigten haben vorerst gesicherte Arbeitsplätze in
anderen Krankenhäusern des LBK erhalten.
3. Das Gelände des Hafenkrankenhauses soll laut Erklärung
des Senats nicht veräußert, sondern für soziale Belange des
Stadtteils erhalten bleiben.
4. Die Zusage der Stadt, eine Notfallambulanz auf dem Kran-
kenhausgelände zu erhalten, wird von einem Teil der Unter-
stützerInnen zwar mit Mißtrauen in die Verläßlichkeit dieser
(Wahl-)aussage, aber doch als vorläufiger Teilerfolg hin-
genommen.
5. Für die umstrittene Gesundheitssenatorin wurde der im
Umgang mit sozialen Konflikten erfahrene Senator für Stadt-
entwicklung, Mirow, mit der »Befriedung« betraut – der Bür-
gerprotest wurde dadurch zum Teil in behördlich kontrol-
lierbare Bahnen gelenkt.
6. Die Aufgabe der Forderung nach Erhalt des Hafenkran-
kenhauses zugunsten eines nur in Umrissen vorgestellten
Gesundheitszentrums hat dem Widerstand die Orientie-
rung auf ein gemeinsames und eindeutig definiertes Ziel
genommen.

»War der Widerstand also vergebens?«

Die Auseinandersetzungen darum, was auf dem Gelände des
Hafenkrankenhauses geschehen soll, gehen weiter. Eine poli-
zeiliche Räumung von Station D wäre nach der langen Zeit
der Duldung rechtlich schwierig und politisch kaum durch-
setzbar gewesen; so wird die Besetzung von Station D am 
24. April für beendet erklärt, nachdem die Stadtentwick-
lungsbehörde und die Leitung des LBK mit der Initiative
»Ein Stadtteil steht auf« die Nutzung der Station als »Hafen-
krankenhaus-Planungszentrum« bis Ende 1997 vertraglich
vereinbart haben und die Bedingung der BesetzerInnen, die
Notfallambulanz auf der Grundlage des Senatsbeschlusses
wieder zu eröffnen und wieder von Rettungswagen anfahren
zu lassen, erfüllt ist. Die Zusage des Senats von zehn bis
zwanzig Ruhebetten für die Notfallambulanz wurde bisher
nicht eingehalten.

Vorrangige Ziele der am Planungszentrum Beteiligten
sind:
◆ Erstens, verhindern, daß medizinische Geräte und son-
stiges Inventar abtransportiert werden, die für eine stationäre
Versorgung, die Wiedereinrichtung einer Intensivstation u.ä.
Voraussetzung wären. Die Erfahrung von 1975, als die
Schließung schon einmal vorbereitet wurde, ist am Hafen
unvergessen: damals kam es zu einer Kesselexplosion bei



Abbau von 1800 Stellen; die aus dem Krankenhaus in die
übrigen LBK-Krankenhäuser versetzten Beschäftigten kön-
nen dabei zur Aufklärung ihrer neuen Kolleginnen und Kol-
legen beitragen. Eine breite Öffentlichkeit wurde hergestellt,
auch durch die auffallende Bereitschaft der Medien, sich des
Themas anzunehmen. Die von Regierung, Parteien und zum
Teil auch Gewerkschaftsführungen verbreitete Illusion einer
»verläßlichen Gesundheitsversorgung für alle« bekam Risse. 

Die herrschende Klasse beschränkt sich nicht mehr dar-
auf, den Menschen in die Taschen zu greifen – sie tastet
Gesundheit und Leben an. Der Widerstand gegen die
Schließung des Hafenkrankenhauses in Hamburg ist bei aller
Unzulänglichkeit des Erreichten ein warnendes und ermuti-
gendes Signal, das wir hiermit weitergeben:

Nun zu Euch, Ärzte und Pfleger. Wir denken
Auch unter euch muß es etliche geben
Wenige vielleicht, aber doch etliche, die
Sich erinnern an die Verpflichtung denen gegenüber, die
Menschenantlitz tragen wie sie. Diese
Fordern wir auf, unsere Kranken zu unterstützen
In ihrem Kampf gegen die Krankenkassen und die

Gebräuche der Krankenhäuser
Die unterdrückte Klasse betreffend.
Wir wissen, dazu müßt ihr
Euch in Kämpfe verwickeln mit andern, den willfährigen

Werkzeugen
Der Ausbeutung und des Betrugs. (...)
Kämpft mit uns! (Bertolt Brecht)

In Zusammenarbeit mit der Initiative 

»Ein Stadtteil steht auf – Hafenkrankenhaus bleibt« 

und ÖTV-Mitgliedern aus »Station D«, Hamburg, 5.6.1997 ■
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Blohm&Voss, bei der viele Arbeiter getötet und verletzt wur-
den. Die Opfer konnten im Hafenkrankenhaus, dessen medi-
zinische Einrichtungen bereits reduziert wurden, nur unzu-
reichend versorgt werden – die Mutmaßung, einige der Ver-
letzten hätten gerettet werden können, ist bis heute nicht ver-
stummt. 
◆ Zweitens bleibt Anliegen der ehemaligen BesetzerInnen,
der Forderung nach Einrichtung eines Gesundheitszentrums
mit dem Kernstück »Krankenhaus« Nachdruck zu verleihen.

Das Ergebnis entspricht den Kräfteverhältnissen. Die
Schließung des Hafenkrankenhauses konnte nicht verhin-
dert werden. Erreicht wurden:

1. die Garantie der Weiterbeschäftigung für das gesamte
Personal des Hafenkrankenhauses und die Zusicherung, von
der anstehenden Entlassungswelle vorläufig verschont zu
bleiben;

2. die Verhinderung des Verkaufs und zumindest vorläu-
fige Sicherung des Geländes für soziale Belange des Stadt-
teils;

3. der Erhalt einer – wenn auch unzureichenden –
Notfallambulanz, um deren Erweiterung im Rahmen des
geplanten Gesundheitszentrums weiter verhandelt wird;

4. die Einrichtung des Runden Tisches, vom Senat als
regelmäßig tagendes »Forum St. Pauli« legitimiert – ein
Ansatz direkter Demokratie;

5. die Bestellung eines externen Gutachters, der den
Bedarf an Sozial- und Gesundheitsleistungen in St.Pauli im
Auftrag der Stadtentwicklungsbehörde  ermitteln soll und
vorher die Bereitschaft zur Zusammenarbeit (auch finanziell)
bei den Krankenkassen und Behörden erkundet.
6. die Orientierung auf den Abbau im Sozial- und Gesund-
heitswesen, der erst begonnen hat, auf weitere Schließungen
von Krankenhäusern bzw. einzelner Abteilungen und den

Die Auseinandersetzung um das 
Hafenkrankenhaus Hamburg – eine Einordnung

Hafenkrankenhaus bleibt !
Die Auseinandersetzung um das Hafenkrankenhaus (HKH)
war von Beginn an durch zwei Konfliktebenen gekennzeich-
net. Auf der einen Seite die Ebene der Beschäftigten und auf
der anderen Seite die der Nutzer, Besetzer und Aktiven des
Stadtteils.

Für die Beschäftigten ging es um den Erhalt der Arbeits-
plätze im Landesbetrieb Krankenhäuser (LBK). Ihre Zielrich-
tung war es, Rationalisierung und Arbeitsplatzabbau jetzt
und in den nächsten Jahren zu verhindern, sowie Ver-
schlechterungen der Arbeitsbedingungen durch die
Schließung des HKH’s abzuwenden (wie beispielsweise
weite Wege zum Arbeitsplatz, unpassende Arbeitsplätze,
Kinderunterbringung etc.) 

Die Bevölkerung stellte sich gegen die Schließung des
HKH’s, da sie darin den Abbau von Gesundheitsleistungen
aufgrund des Einsparungszwangs im Gesundheitswesen
sahen. Die Schließung des HKH’s im Stadtteil St. Pauli war
für sie gleichbedeutend mit Ausgrenzung von Sozial- und
Gesundheitsleistungen auf dem Rücken der Armen. 

Die Entwicklung des Konflikts

Der Fortbestand des HKH als einem von zehn Krankenhäu-
sern im LBK in Hamburg war seit Jahren in Frage gestellt.
Zwar hatte das HKH ein stabiles Belegungsstandbein durch
Gelenkersatzoperationen und einen großen Anteil von Not-
fallpatienten mit einem hohen Anteil von Deklassierten.
Trotzdem – oder vielleicht deswegen – sah bereits 1995 der
Krankenhausbedarfsplan des Landes Hamburg die Schlie-
ßung des HKH’s zum Ende 1997 vor. Im gleichen Zeitraum
änderte das Land Hamburg die Rechtsform des Betriebes der
staatlichen Hamburger Krankenhäuser von einem  Betrieb,
der zur Hamburger Verwaltung gehörte, in eine Anstalt
öffentlichen Rechts. Dies war ein Schritt, der als Weichen-
stellung für eine mögliche Privatisierung gewertet werden
kann. Unter dem so erzeugten, politisch gewollten Druck rea-
gierten die verschiedenen Betriebsteile und Krankenhäuser
des LBK mit zunehmender Konkurrenz untereinander und
versuchten, profitorienterte Profile zu entwickeln. Ausgelöst
durch weiteren Einsparungsdruck aufgrund der Gesund-

Wir geben nachstehend einen weiteren Bericht zum Hafen-
krankenhaus zur Kenntnis, der zu anderen Schlußfolgerun-
gen kommt – Ausdruck der Tatsache, daß es zu den aktuel-
len gewerkschaftlichen Fragen unterschiedliche Auffassun-
gen gibt. Wir werden darauf in der nächsten Ausgabe der
Informationsbriefe ausführlich eingehen. d. Red., 8.6.1997 ■
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heitsreform, tauchten Mitte bis Ende 1996 im HKH neue
Gerüchte auf, die Schließung erfolge nicht Ende, sondern
bereits Anfang 1997.

Eine Projektgruppe – u.a. unter Beteiligung des Chefarz-
tes und des Personalrates des HKH’s –, die bereits Mitte 1995
entstanden war, um Einfluß auf die Schließungspläne Ein-
fluß zu gewinnen, hatte ein Nutzungskonzept erarbeitet, das
die Erweiterung des HKH’s um ein Gesundheitszentrum auf
dem Gelände vorsah. Dieses Konzept wurde in der Zeit vor
der Schließung zunehmend zur Perspektive für den Fortbe-
stand des Krankenhauses. Nichtsdestotrotz fiel Ende 1996
der Beschluß des LBK, das HKH Ende Februar 1997 zu
schließen. Dies löste anhaltende Proteste der Bevölkerung
gegen die Verschlechterung der Gesundheitsversorgung in
St. Pauli aus.

Die Intensität und Dauer der Proteste veranlaßte den
Senat schließlich zu einer Beschwichtigungsgeste, in der er
der Unterhaltung einer Ambulanz bis Ende 1997 (also nach
den Wahlen) auf dem Gelände des HKH zustimmte. Ein
Zugeständnis, das circa fünf Mio. kostet (falls nicht die Kran-
kenkassen einen Teil der Kosten übernehmen) und einen
sehr geringen Nutzen sowohl in ökonomischer als auch in
gesundheitspolitischer Hinsicht hat. Die Schließung des
HKH’s wurde dadurch aber nicht in Frage gestellt.

Um die Erhaltung des HKH’s durchzusetzen, wurde am
3.2.1997 die erste bereits stillgelegte Station des Kranken-
hauses von Aktiven aus dem Stadtteil besetzt. Die Beschäf-
tigten des HKH’s reagierten mit freundlicher und wohlwol-
lender Duldung, der LBK hingegen mit der Anweisung an die
Krankentransporte, das HKH nicht mehr anzufahren. Damit
kamen keine neuen Patienten mehr ins Krankenhaus, und
am 15.2.1997 wurde die gesamte Patientenversorgung ein-
gestellt – die letzten Patienten wurden in andere Kranken-
häuser verlegt. Der Personalrat hatte mittlerweile den Ver-
setzungsanträgen der im HKH Beschäftigten und der
Schließung zugestimmt. (Der LBK hatte die Vereinbarung
über die Übernahmebedingungen der HKH-Beschäftigten 
an die Zustimmung zur Schließung des Krankenhauses
gebunden.)

Die Medien bezweifelten noch vor der geplanten Eröff-
nung der Ambulanz zum 1.3.1997 auf dem Gelände des HKH
ihren Sinn und ihre Notwendigkeit. Ihre Eröffnung ließ auch
noch sieben Wochen auf sich warten. Denn der Senat mußte
noch mit Hilfe seiner Stadterneuerungsgesellschaft STEG ein
legalisiertes Verhältnis für die weiterhin besetzte Station her-
beiführen, in dem sie juristisch geregelt den Besetzern diese
Räumlichkeiten überließ. Am 24.4.1997 konnte die Ambu-
lanz dann in Betrieb gehen.

Die Haltung der Beschäftigten

In den Protesten der Belegschaft gegen die Schließung des
HKH’s waren der ärztliche Direktor und einige Personalrats-
mitglieder die Aktivsten und der kontinuierlichste Teil der
betrieblichen Bewegung (es existierte keine ÖTV-Mehrheit
im Personalrat). Da nur wenige von den in der ÖTV organi-
sierten sich in dieser Situation aktiv einschalteten, und
wenn, dann als Individuen, spielte die betriebliche ÖTV
keine Rolle in der Auseinandersetzung. Auch in den anderen
Krankenhäusern blieb eine deutliche und nachhaltige Akti-
vierung der KollegInnen aus. Ab Dezember 1996 schaltete
sich die ÖTV mit einer großen Demo gegen Sozialabbau und
gegen die Schließung des HKH ein.

Mit der massiven Androhung von personalrechtlichen
Konsequenzen durch den LBK wurde dem ärztlichen Direk-
tor und dem Personalrat quasi ein Redeverbot erteilt. In Folge
dessen agierten sie zurückhaltend und die Äußerung der
Besetzer und Aktiven rückten in den Vordergrund. In den
Verhandlungen um die Bedingungen der Übernahme der
HKH-Belegschaft in andere LBK-Krankenhäuser kam der
Personalrat noch während der Besetzung zu einem
Abschluß. Angesichts des Umstandes, daß es keine Beleg-
schaftsforderungen gab und angesichts des bestehenden
Kräfteverhältnises wurden relativ gute Bedingungen aus-
gehandelt. 

Die Ziele der Besetzer und der Aktiven des Stadtteils

Die Besetzer wollten den politischen Druck zum Erhalt des
HKH’s erhöhen, als sie als Krankenhausfremde die bereits
geschlossene Station besetzten. Sie argumentierten, daß das
HKH eine Kiezklinik mit familiärer Atmosphäre sei, in der
auch Ausgegrenzte gut behandelt würden, und es sei der kür-
zeste Weg bei Unfällen in St. Pauli. Kurz, alle würden sich
wohl und gut versorgt fühlen und blieben in ihrer sozialen
Umgebung. In ihren Augen war das Konzept des Gesund-
heitszentrums eine gute Erweiterung des Angebots an
Gesundheitsleistungen im Stadtteil. 

Ihre politische Legitimation zogen sie aus der Eingebun-
denheit in den Stadtteil und in seine Strukturen sowie aus
ihren Besetzer- und Verhandlungserfahrungen bei den
Hafenstraßenhäusern. Die regelmäßig stattfindenden Mon-
tagsdemonstrationen, in denen zeitweise viele unterschied-
liche Menschen und Initiativen zusammenkamen, waren
eine zusätzliche Unterstützung für ihre Aktionen.

Doch die stadtteilbezogene Legitimation und Ausrich-
tung beinhaltete auch ein Problem der Bewegung. Das starke
Lokalkolorit und die St.-Pauli-bezogene Erhaltsforderung
der Gesundheitseinrichtungen im HKH förderten eben nicht
die Ausbreitung und Verallgemeinerung der Forderung in
andere Krankenhäuser. Es gelang trotz einiger Versuche
nicht, dauerhafte Arbeitsgruppen über das Gesundheits-
wesen einzurichten – auch nicht mit einzelnen Beschäftigten
aus anderen Krankenhäusern, die in Kontakt zu den Beset-
zern standen. Ebenso gelang es nicht, die wohlwollend
distanzierte Haltung der Beschäftigten aus dem HKH zu
überwinden.

Die Verbindungen der Besetzer in alternative Einrichtun-
gen des Stadtteils waren stark personengebunden. Sehr viele,
die kontinuierlich an der Diskussion um das Gesundheits-
zentrum beteiligt waren, wollten dort einen Job haben oder
halten. Dies hat vermutlich einen nicht unerheblichen Anteil
daran gehabt, daß sich die Besetzer mit den politischen Insti-
tutionen arrangierten. Es war klar, daß sich nicht aus eigener
Kraft bzw. nur  mit der Unterstützung aus dem HKH und dem
Stadtteil, die eigenen Ziele erreichen ließen. Die Suche nach
potenteren Unterstützern wie dem Senat (Mirow) und dem
Gewerkschaftsapparat (Rose) waren damit folgerichtig. Diese
versuchten natürlich ihre eigenen Interessen und Ziele in
den Gesprächen und Verhandlungen durchzusetzen. Daß es
sich bei diesen Kontakten nicht um eine gleichberechtigte
Zusammenarbeit handelte, war aufgrund des bestehenden
Kräfteverhältnisses offensichtlich. Eine Instrumentalisie-
rung der Besetzer und eine Verwässerung ihrer Anliegen
waren eine objektive Gefahr, in der die Aktiven ihre eigenen
Kräfte überschätzten.



Gewerkschaft der US-Ostküste) einen
Solidaritäts-Streik begonnen hatte,
als Reaktion auf die Aufstellung
von Liverpooler Streikposten in
New Jersey.«

Bereits auf dem Treffen der
ITF-Inspektoren im Januar fiel,
so Heyman, »der Widerspruch
auf, daß die ITF die Liverpooler
einerseits unterstützten und ande-
rerseits boykottierten.« Dort wurde
über die Zweitregister-Kampagne der ITF
gesprochen. Aufgrund der Zerschlagung der gewerkschaftli-
chen Organisierung in den Häfen wurde Großbritannien
nicht in diese Aktion einbezogen. »Mir wurde klar, was diese
Zerschlagung bedeutet«. Es sei nur logisch, daß die ITF auf
dieser Konferenz wenigstens den Liverpoolern ein Forum
geben sollte. Nur aufgrund der Entscheidung der überwie-
genden Mehrheit der anwesenden Inspektoren sei dies dann
durchgesetzt worden. Es sei vielen Inspektoren klar gewesen,
daß die Unterstützung der Liverpooler von entscheidender
Bedeutung sei.

Ein Kollege aus Süd-Afrika bemerkte die Wichtigkeit der
Unterstützung aus Liverpool für den Kampf gegen die Apart-
heit. Die Resolution, die während dieser Konferenz ange-
nommen wurde, enthält die Formulierung, die der ITF ange-
schlossenen Gewerkschaften mögen »finanzielle und morali-
sche Unterstützung und, wenn möglich, Streik- und Boykot-
taktionen zur Unterstützung der Docker organisieren.« Sie
kam aufgrund der Initiative von unten zustande.

»Wunderbar, dachten wir, die ITF unterstützt die Docker.
Kaum zuhause angekommen, wurden wir von der Realität
eingeholt. Die der ITF angeschlossenen Gewerkschaften
müssen in der Zentrale der ITF in London um Erlaubnis 
bitten, bevor sie in Aktionen eintreten, hieß es in einem
Rundschreiben.«

Obwohl Heyman zum Delegierten der ILWU beim Liver-
pooler Hafenarbeiter-Kongreß im Februar letzten Jahres

■■ D O K U M E N T  A U S D E N U S A

»ITF betrügt Liverpooler Docker«
Erst in diesen Wochen haben wir von einer Korrespondenz
im Internet Kenntnis erhalten, die dort bereits Ende 1996
öffentlich wurde. In einem »offenen Brief« an den Presse-
sprecher der ITF, Richard Flint, begründet Jack Heyman sei-
nen Rücktritt als Inspektor der ITF zum 1.10.1996. Heyman
ist Sekretär der Seefahrer-Gewerkschaft der US-Westküste,
ILWU. Der Brief rekapituliert die Geschichte des Streiks
und wirft ein Licht auf das Verhältnis der Londoner ITF-
Zentrale zu den Dockern in Liverpool.

Doch zunächst ein paar Worte zu den Aktivitäten der
ILWU zur Unterstützung der Docker: Während des interna-
tionalen Aktionstages, am 20.1., schafften es die Kollegen der
Gewerkschaft ILWU »alle Häfen in Oregon einschließlich
Portland für 24 Stunden zu schließen. Los Angeles, Long
Beach, San Francisco, Oakland, Tacoma, Seattle, Dutch Har-
bour (Alaska) wurden für acht Stunden bestreikt. In Los
Angeles wurden 100 Kräne blockiert, insgesamt 48 Schiffe
aufgehalten.« Ein Sprecher der kalifornischen Reedereiver-
einigung sagte laut »Tribune Business News«: »Das ist eine
schlimme Sache. (...) Eine halbe Billion Dollar wurde durch
den Abfluß gespült.« Betroffen waren nach Angaben der
Docker die entscheidenden Großreedereien, u.a. die, die
Liverpool anfahren. Gemeinsam mit Eisenbahnarbeitern und
anderen Gewerkschaften fand am 17.1. eine Demonstration
vor dem britischen Konsulat in San Francisco statt. Man ver-
gleiche diese Aktivitäten mit denjenigen, die die ÖTV und
ihre Betriebsräte bisher in bundesdeutschen Häfen initiiert
(oder besser: verhindert) haben.

Heyman begründet seinen Rücktritt als ITF-Sekretär wie
folgt:

Er schreibt, daß er angesichts seines ersten Besuchs in
Liverpool festgestellt habe, wie wichtig die internationale
Solidarität für die Liverpooler Kollegen sei: »Nachdem vier
Monate lang die Stimmung schlecht war, bekamen die Kolle-
gen wieder Hoffnung, nachdem die ILA (die Seefahrer-
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Die bestehende Ausrichtung der Aktivitäten auf den
Stadtteil St. Pauli wurde von der ÖTV nicht korrigiert und
erweitert, da sie kein Interesse an hamburgweiten kranken-
hausübergreifenden Auseinandersetzungen hatte. Ebenso
gelang es dem ÖTV-Apparat mit der Unterstützung des
Gesundheitszentrumskonzeptes, sich einen vermeintlichen
Fortschrittsmantel umzuhängen. Und das, obwohl das der-
zeitige Gesundheitszentrumskonzept Privatisierung, Verbil-
ligung und Deprofessionalisierung von Gesundheitsleistun-
gen nahelegt.

Wie geht es weiter?

Das Kapitel über die Auseinandersetzung um das Hafen-
krankenhaus ist nicht so abgeschlossen, wie es von außen
erscheint. Zu nennen sind in diesem Zusammenhang:

1. Der Senat hat eine Bedarfsanalyse zur Gesundheitsver-
sorgung im Stadtteil in Auftrag gegeben.

2. Um eine Absegnung der künftigen Sozialmaßnahmen
und anderer politischer Planungen durch Einrichtungen des
Stadteils zu erreichen, richtete der Senat das ‘Forum St.
Pauli’ ein, zu dem auch Vertreter der ehemaligen Besetzer
eingeladen werden.

3. Es wurde ein gemeinsames Projekt zum Thema
Gesundheitszentrum initiiert unter Beteiligung der ehemali-
gen Besetzer, Behörden, Beschäftigten, Initiativen, ÖTV u.a.

4. Aus dem Kreis der Besetzer entwickelte sich eine der-
zeit schwache Initiative zur Wiedereröffnung des Hafenkran-
kenhauses.

5. Unter Federführung der ÖTV, gemeinsam mit ehemali-
gen Besetzern, läuft eine Veranstaltungsreihe zur Gesund-
heitspolitik. 7.5.1997 ■
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gewählt wurde, versuchte die ITF, seine Teilnahme zu ver-
hindern. Er wurde von Kees Marges, der für Seefahrt verant-
wortliche Sekretär der ITF in London, aufgefordert, seine
Teilnahme abzusagen. Heyman schreibt, Marges hätte ihm
zur Begründung mitgeteilt, daß der Streik illegal und inoffi-
ziell sei, daß die TGWU (die zuständige britische Gewerk-
schaft) den Streik nicht unterstütze und auch nicht um
Unterstützung der ITF nachgefragt habe und daß die Docker
keine Chance hätten, die Auseinandersetzung zu gewinnen.
Heyman fuhr dann dennoch zu der Konferenz, sprach dort
aber nicht als ITF-Sekretär. Heyman kann nachweisen, daß
dieses Vorgehen mit dem Generalsekretär der ITF, David ,und
seinem Stellvertreter, Dickinson, abgesprochen war.

Im Juli besetzten Liverpooler Hafenarbeiter einen Kran in
Montreal. Während dieser Aktion gelang es den Kollegen, die

Unterstützung der Hafenarbeiter Kanadas zu gewinnen. Der
zuständige Inspektor der ITF wollte, in Umsetzung der Auf-
forderung der ITF, die Seefahrer sollten nicht als Streikbre-
cher, die Arbeit der Hafenarbeiter beim Be- und Entladen der
Schiffe übernehmen, ein Schiff aufsuchen, das während die-
ser Aktion entladen wurde. Der Kollege wurde von der ITF in
London aufgefordert, das zu unterlassen. »Wie unterstützte
die ITF die Docker?« fragt Heyman und antwortet: »Wie ein
Strick einen unterstützt, der erhängt werden soll.« Im August
sei dann wieder zentral versucht worden, die ITF-Inspekto-
ren an einem Besuch der Konferenz der Docker in Liverpool
zu hindern.

Heyman kritisiert, daß die ITF Befehle von oben nach
unten verteilt. Dies stünde im Gegensatz zum demokrati-
schen Anstrich, den sich die Organisation gebe. »Der derzeit
wichtigste Streik in  britschen Häfen wird bisher mit einer
Summe von 10.000 Pfund unterstützt. Kollegen von der US-
Westküste haben bislang zehnmal soviel gespendet. Kollegen
von der Ostküste haben noch mehr gegeben, indem sie auf
Löhne verzichteten während ihrer Streikaktionen. Die Spen-
den der ITF an religiöse und UN-Organisationen betrugen
nach Cockroft 8,5 Millionen Pfund. Die ITF hat fünf Mio. Mit-
glieder«, schreibt Heyman.

Interessant zu lesen, was Heyman zu den Gründen für
diese mangelnde Unterstützung schreibt:

»Die Führung der Docker nutzt Taktiken des Klassen-
kampfes, die die Eigentums-›Rechte‹ der Unternehmer in
Frage stellen, indem sie Kräne besetzen und Streikposten
aufstellen.  (...) Gegen alle Vorhersagen, gegen eine arbeiter-
feindliche Regierung, arbeiterfeindliche Streikgesetzgebung
und eine Gewerkschaftsbürokratie, die mit den Gegnern kol-
laboriert haben es die Liverpooler geschafft, wirkliche und
praktische internationale Solidarität zu erzeugen, wie es in
den letzten Jahren nie möglich war. Wenn sie ihren Kampf
gewinnen, könnte das ein Katalysator sein, die Entwicklung
seit den Niederlagen nach 1989, die zu einer Deregulierung,
zu Tagelöhnerarbeit und zu Privatisierungen geführt haben,
zurückzudrehen. Aber ein Sieg der Liverpooler würde die
sich selbst erfüllende Voraussage der ITF-Zentrale, daß die
Docker nicht gewinnen können, zerstören. Dies würde auch

eine Alternative zu der defaitistischen Strategie der
ITF/TUC/TGWU anbieten, die Arbeitskämpfe im ›lega-
len‹, ›verantwortlichen‹ und ›offiziellen‹ Rahmen halten
will, eine Strategie, die überall auf der Welt zu den Nie-
derlagen der vergangenen Jahre geführt hat. (...)
Während diese Arbeiteraristokratie die Anti-Gewerk-
schaftsgesetze Thatchers be-jammert, nutzt sie diese
gleichzeitig zur Entschuldigung ihrer Inaktivität! Die
Wahl Tony Blairs verlangt den Frieden mit den Unter-
nehmern. Ein großer Philosoph hat dagegen mal
gesagt: ›Es kommt darauf an, etwas zu verändern‹.

Was hinter der Angst der ITF steht, die Liverpooler
könnten gewinnen, ist, daß sich eine Alternative Orga-
nisation der Hafenarbeiter als attraktiv erweist. Die
Diskussionen und die konkrete Solidarität, die sich im
Hafenarbeiterstreik weltweit gezeigt hat, hat einen
koordinierten, aktiven, internationalen Versuch not-
wendig gemacht, die Privatisierungen und die anhal-
tenden Angriffe der organisierten Schiffsbesitzer
zurückzudrängen. Wenn daraus ein dauerhaftes Netz-
werk entsteht, dann soll das eben so sein. Es ist eine Iro-
nie der  Geschichte, daß die ITF dieses Jahr hundert

Jahre alt wird. Die ITF wurde gegründet, als 1896 britische
Seefahrer in einen holländischen Hafen fuhren und sich dort
einem Streik der Hafenarbeiter anschlossen. Sie taten das
einfach und schickten kein Fax an die Zentrale, um sich eine
Erlaubnis zu holen. So entstand die ITF. Jetzt werden briti-
sche Docker von Ken Marges als ›Streik-Touristen‹diffamiert,
wenn sie ohne Genehmigung der Zentrale nach Holland fah-
ren. (...) Das ist eine Schande! (...) An der Wand im ITF-Büro
im Haus der Hafenarbeiter in San Francisco hing ein Bild,
daß mir einer der Streikenden gegeben hat. Es war eine Foto-
grafie der Streikleitung der Liverpooler Hafenarbeiter von
1911, unter ihnen war der Urgroßvater des Kollegen. Viele
Hafenarbeiter sind Enkel und Urenkel von Hafenarbeitern.
Ihre Wurzeln reichen tief in die Geschichte der Klas-
senkämpfe von England und Irland. In scharfem Kontrast zu
den Leuten in der ITF-Führung, die niemals im Hafen gear-
beitet haben und ihn nur als Touristenattraktion kennen.«

■

Der komplette offene Brief von Jack Heymann ist zusam-
men mit einigen Antworten – alles auf englisch – bei der
Redaktionsadresse der »Arbeiterpolitik« erhältlich (4,– DM
in Briefmarken beilegen). Die email-Adressen sind dabei.



Solidarität mit den 
Liverpooler Hafenarbeitern fortsetzen!
Seit jetzt schon 21 Monaten kämpfen rund 500 englische
Hafenarbeiter darum, daß sie auf ihre Arbeitsplätze zurück-
kehren können. (Wir berichteten zuletzt in Arpo Nr. 5, Dez.
1996 darüber.) Seit Anfang dieses Jahres gab es verschiedene
Aktivitäten, mit denen Kollegen in aller Welt den Kampf der
Liverpooler Docker unterstützen.

Am 20. Januar 1997 gab es einen Internationalen Akti-
onstag, an dem in rund 30 Ländern Reedereien bestreikt und
boykottiert wurden, deren Schiffe Liverpool anlaufen. Auch
in Bremerhaven wurde ein Schiff für zwei Stunden am Aus-
laufen nach England gehindert. Die Kollegen erklärten sich
solidarisch mit den Zielen der Liverpooler Arbeiter: Wieder-
einstellung zu den alten Bedingungen, keine Tagelöhnerar-
beit, gegen Privatisierung des Hafens.

Dabei soll es aber nicht bleiben! Bei einem Besuch Ende
April dieses Jahres in Hamburg warben zwei Kollegen aus
Liverpool um weitere Unterstützung. Die beiden erklärten,
nach wie vor sei es ihr Hauptanliegen, daß Reedereien boy-
kottiert würden, die mit ihrem Hafen zusammenarbeiten.
Das ist vor allem das US-Unternehmen ACL. Und in Ham-
burg macht immer noch an jedem Wochenende einmal ein
Schiff der Reederei Can Mar am Eurokai fest, das dann nach

Liverpool weiterfährt. Die beiden Liverpooler Docker haben
aber keine Gelegenheit wahrnehmen können, mit ÖTV-Kol-
legen im Hafen darüber zu sprechen.

Solidarität auf anderer Ebene leistet die IG Medien in
Hamburg. Sie richtete vor knapp einem Jahr ein Spenden-
konto ein, auf das Kolleginnen und Kollegen aus den ver-
schiedensten Berufen und Branchen bislang knapp 40.000
DM einzahlten. Eine Gruppe von Lehrern und Metallern aus
Bremen hält es zum Beispiel so, daß sie regelmäßig einen
bestimmten Betrag spendet. Finanzielle Unterstützung hat
für die Docker und ihre Familien große Bedeutung, weil sie
kein Streikgeld  bekommen, einige inzwischen ihr Haus ver-
kaufen mußten (Konto-Nr. siehe Kasten).

Einen Einblick in Geschichte und Verlauf der Auseinan-
dersetzung in Liverpool gibt ein knapp einstündiger Doku-
mentarfilm des englischen Regisseurs Ken Loach. Er ist am
25. Juni, 20.30 Uhr, in dem Hamburger Kino 3001, Schan-
zenstraße 75-77, zu sehen. Man/Frau erfährt hier auch etwas
über die »Woman of the Waterfront«, das ist die Organisati-
on von Frauen, Freundinnen und Schwestern der Hafenar-
beiter, die schon manch einem englischen Gewerkschafts-
führer schwer auf die Füße getreten sind. (Als Video ist der
Film auch unter unserer Redaktionsadresse gegen 15,– DM in
Briefmarken erhältlich.) ■

Bis zum 16. Mai 97 gingen auf das
Konto der IG Medien, OV Ham-
burg, DM 38.282,51  ein, die inzwi-
schen in mehreren Lieferungen in
Liverpool eingetroffen sind.  Die
Liverpooler brauchen weiterhin
Geld, um sich gegen die Folgen der
Privatisierung wehren zu können:

OV-IG-Medien-Konto 
Nr. 12 900 231 00
bei der BfG Hamburg, 
BLZ 200 101 11
Stichwort: »Flying picket«.


